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Vorwort der Herausgeber

Oberst i Gst Ueli Zoelly, Präsident des Organisationskomitees 200 JAHRE OGW

Major Dr. Dieter Kläy, Mitglied des Organisationskomitees 200 JAHRE OGW

Die Idee zu diesem Buch geht auf die 196. ordentliche Generalver-

sammlung der Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung vom

14. Juni 2002 zurück. Seinerzeit wurde das Organisationskomitee 200

JAHRE OGW ins Leben gerufen, und es erhielt sogleich den Auftrag,

aus Anlass des 200. Geburtstages der OGW im Jahr 2006 die Heraus-

gabe einer Festschrift an die Hand zu nehmen. Dass das – nicht zuletzt

deswegen, weil es Festschriften auf dem Büchermarkt heutzutage

schwer haben – eine anspruchsvolle Aufgabe, wenn nicht gar ein küh-

nes Unterfangen sein würde, war uns durchaus bewusst. Nun, wir

wagten es doch. Schon die Gründung der OGW am 31. Mai 1806 war

ja ein Wagnis. Es gelang, wie wir heute wissen. Weshalb sollte nicht

auch dasjenige unseres Jubiläumsbuches gelingen? Unser Optimis-

mus hat uns Recht gegeben.

Dazu bedurfte es freilich mehrerer glücklicher Umstände, ohne die

wir unser Ziel kaum erreicht hätten. Zum einen hat eine ausserordent-

lich grosse und keineswegs selbstverständliche finanzielle Unterstüt-

zung durch Gönnerinnen und Gönner, Sponsorinnen und Sponsoren –

unter ihnen auch zahlreiche Mitglieder der OGW – die Herausgabe 

dieser Schrift überhaupt erst ermöglicht. Ihnen allen sei ganz herzlich

gedankt. Ein herzlicher Dank gebührt im Weiteren den Autorinnen und

Autoren, die spontan bereit waren, sich auf das Abenteuer des «Schrei-

benmüssens» einzulassen und ihre Überlegungen zu einer doch ziem-

lich komplexen Fragestellung zu Papier zu bringen. Zu danken haben

wir ferner Herrn Kurt Hürlimann, Atelier für Gestaltung, Winterthur,

und dem Verlag Huber & Co. AG Frauenfeld für die angenehme Zusam-

menarbeit bei der grafischen Gestaltung und bei der Drucklegung.

Unser Buch versteht sich als Jubiläumsbuch. Seine einzige Veran-

lassung ist die schlichte Tatsache der zweihundertjährigen Existenz
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eines militärischen Vereins. Das scheint auf den ersten Blick vielleicht

eher unspektakulär zu sein. Aber es steht mehr dahinter als die Äus-

serlichkeit des Zeitenlaufs. Dahinter steht zunächst die Würdigung

des ausserdienstlichen Engagements mehrerer Generationen, des ge-

lebten Bewusstseins um die Notwendigkeit, die Armee nicht bloss aus

der vergänglichen Perspektive des Einrücken-Müssens und Wieder-

Entlassen-Werdens zu betrachten, sondern sich über das rein Militä-

rische hinaus mit ihr zu befassen. Dahinter steht weiter der Respekt

vor denen, die damals, zu Beginn des neunzehnten Jahrhunderts den

Mut hatten, den Fährnissen und der Unbill ihrer Zeit zum Trotz die

«Militärgesellschaft des Quartiers Winterthur» zu gründen – ohne De-

fizitgarantie, ohne Projektaufsicht, und wohl auch ohne vorgängige

Machbarkeitsstudie. Dahinter steht ebenso das Bedürfnis, den Bogen

zu schlagen von der Vergangenheit zur Gegenwart und dann vor al-

lem von dieser zur Zukunft, welche die OGW und mit ihr alle militä-

rischen Vereine wieder vor ganz neue Herausforderungen stellen

wird. Und dahinter steht schliesslich die Überzeugung, dass solche

Jubiläen gerade in einer auf dem Milizsystem aufgebauten Armee

eine besondere Bedeutung haben, unterstreichen sie doch, dass dank

diesem Prinzip selbst in Zeiten eines immer schneller ablaufenden Ri-

tuals des Kommens und Verschwindens noch Dinge möglich sind, die

Bestand und Dauer haben. Gewiss, auch die OGW kann der Frage ih-

rer zukünftigen Positionierung, ja je nachdem sogar ihres Fortbeste-

hens als eigenständiger Verein nicht ausweichen. Doch war die OGW

und waren überhaupt die militärischen Vereine im Verlauf ihrer 

Geschichte des Öfteren am Punkt angelangt, wo sie ihre Rolle über-

denken mussten. Ging es anfänglich noch fast ausschliesslich um die

militärisch-handwerkliche Ausbildung, so verlagerte sich die Zweck-

bestimmung später zur Vermittlung und zum Austausch von Fachin-

formationen und von dort wiederum zur Akzentsetzung und zur 

forcierten Mitsprache in der sicherheitspolitischen Diskussion. Und

was nun immerhin schon zweihundert Jahre gehalten hat, wird so

leicht nicht zu erschüttern sein. Vielmehr dürfte es sich als tragfähi-

ges Fundament für eine aufmerksame Auseinandersetzung mit dem

Wandel der Zeit erweisen.
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Die vorliegende Publikation wird zwar als «Festschrift» herausge-

geben. Dennoch will sie nichts «festschreiben» – nicht die Geschichte,

nicht die Gegenwart, und auch nicht das, was kommt. Sie strebt gera-

de das Gegenteil an. Es geht ihr sozusagen um eine redaktionelle Öff-

nung, welche über die Sicherheitspolitik hinaus auch den Sicherheits-

begriff und das Sicherheitsempfinden erfassen soll. Sie hat also weni-

ger den Charakter eines wissenschaftlichen Werks als jenen einer

bunten und lebendigen Sammlung von Meinungsäusserungen zu ei-

nem höchst aktuellen Thema, über das man sich auf die eine oder an-

dere Art Gedanken macht und machen muss. Entsprechend offen sind

Titel und Aufbau dieses Buches gehalten. Schon seine Überschrift ist

bewusst fragend formuliert: Ist sicher wirklich sicher? Wie war es 

gestern? Wie sehen wir es heute? Und wie wird es morgen sein? Dar-

aus erklärt sich auch die frei gestaltete Gliederung – es war nicht so

sehr die logische Strenge, die uns leitete, sondern mehr die uns spon-

tan richtig scheinende Zuordnung nach dem Kriterium, was zusam-

mengehören und sinnvoll aufeinander folgen könnte. So haben die

vielfältigsten Aspekte ihren Platz gefunden. Sie bewegen sich im Span-

nungsfeld zwischen Herkunfts-, Standort- und Richtungsbestimmung.

Und erinnern so an ein bekanntes Zitat von Max Weber (1864–1920):

Wer nicht weiss, woher er kommt, weiss nicht, wohin er geht, weil er

nicht weiss, wo er ist.

Winterthur, im Mai 2006
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Der sicherheitspolitische Verfassungsauf-
trag im heutigen strategischen Umfeld

Bundesrat Samuel Schmid, Chef des Eidgenössischen Departements für Verteidi-

gung, Bevölkerungsschutz und Sport

Die Bundesverfassung ist das grundlegende Dokument für die Tätig-

keit des Bundes, auch in der Sicherheitspolitik. Die Sicherheitspolitik

der Schweiz muss effizient und wirksam sein: konkret die Sicherheit

der Bevölkerung und des Landes stärken. Sie muss auch die nötige

Glaubwürdigkeit haben und damit Akzeptanz erlangen: konkret eine

ausreichend tragfähige demokratische Mehrheit in Parlament und

Volk finden. Vor allem aber muss sie dem Verfassungsauftrag entspre-

chen und den Interessen der Schweiz dienen.

Der Auftrag aus der Bundesverfassung

Für die Sicherheitspolitik und zwei ihrer Hauptinstrumente – die Ar-

mee und die Aussenpolitik – enthält die Bundesverfassung klare Auf-

träge.1 Zunächst ist der Zweckartikel der Bundesverfassung (Artikel

2) zu nennen, vor allem die Absätze 1 und 4:
1 Die Schweizerische Eidgenossenschaft schützt die Freiheit und Rechte des Volkes

und wahrt die Unabhängigkeit und Sicherheit des Landes.
4 Sie setzt sich ein für die dauerhafte Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen

und für eine friedliche und gerechte internationale Ordnung.

Bestimmend für den Auftrag der Armee ist  Artikel 58 Absatz 2:
Die Armee dient der Kriegsverhinderung und trägt bei zur Erhaltung des Friedens;
sie verteidigt das Land und seine Bevölkerung. Sie unterstützt die zivilen Behörden
bei der Abwehr schwerwiegender Bedrohungen der inneren Sicherheit und bei der
Bewältigung anderer ausserordentlicher Lagen. Das Gesetz kann weitere Auf-
gaben vorsehen.
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Für die Beziehungen zum Ausland, also primär die Aussenpolitik2,

gibt Artikel 54 Absatz 2 die Vorgaben:
Der Bund setzt sich ein für die Wahrung der Unabhängigkeit der Schweiz und für
ihre Wohlfahrt; er trägt namentlich bei zur Linderung von Not und Armut in der
Welt, zur Achtung der Menschenrechte und zur Förderung der Demokratie, zu 
einem friedlichen Zusammenleben der Völker sowie zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen.

Die Bundesverfassung definiert die Ziele und Aufgaben des Bundes,

der Armee und der Aussenpolitik; sie legt aber wohlweislich nicht fest,

wie diese Ziele zu erreichen bzw. diese Aufgaben wahrzunehmen

sind. Dies muss in Anbetracht der konkreten Lage und Herausforde-

rungen sowie der sich ergebenden Chancen entschieden werden.

Elemente des heutigen strategischen Umfelds

Die Unterscheidung zwischen innerer und äusserer Sicherheit ist heute

kein griffiges analytisches Instrument mehr. Solange der militärische

Angriff durch einen anderen Staat eine realistische Gefahr für die 

Sicherheit der Schweiz war und die innere Sicherheit nur am Rande

von Ereignissen ausserhalb der Schweiz beeinflusst wurde, trug die

Unterscheidung zur gedanklichen Klarheit bei. Jetzt aber ist der «klas-

sische» militärische Angriff sowohl gegen die Schweiz wie auch zwi-

schen europäischen Staaten sehr unwahrscheinlich. Die Sicherheit

des Landes ist nicht von aggressiven anderen Staaten bedroht, sondern

von nichtstaatlichen Gruppierungen wie Terroristen und kriminellen

Organisationen. Auch wenn die Gefahr von ausserhalb der Schweiz

kommt, trifft sie die Schweiz nicht unbedingt an ihren territorialen

Grenzen.

Die Schutzwirkung der geografischen Distanz hat abgenommen.

Die sicherheitspolitischen Risiken einer sich gleichzeitig globalisie-

renden und fragmentierenden Welt wirken zunehmend unabhängig

von Distanzen und nationalen Grenzen, sodass auch weit entfernte

12

2 Die Aussenpolitik und die Sicherheitspolitik überlappen sich: Während die Aussen-
politik ein Instrument der Sicherheitspolitik ist, gilt gleichermassen, dass die Sicher-
heitspolitik eines der Elemente der Aussenpolitik ist.



Vorgänge und Akteure Auswirkungen auf die Sicherheit der Schweiz

haben können: Terrorismus, die Weiterverbreitung von Massenver-

nichtungswaffen und weit reichenden Trägermitteln, Informations-

kriegführung, organisierte Kriminalität und Wirtschaftskriminalität,

illegaler Waffen-, Drogen- und Menschenhandel und Begleiterschei-

nungen regionaler bewaffneter Konflikte wie Migrationsbewegungen

grösseren Ausmasses.

Das staatliche Monopol militärischer Gewaltanwendung ist ge-

brochen. Gewalt – auch militärische Gewalt – wird heute auch von 

parastaatlichen und privaten Akteuren eingesetzt: Terrornetzwerke;

lokale Warlords; ethnisch, kulturell oder religiös motivierte Bürger-

kriegsparteien. Die globale Vernetzung von Politik, Wirtschaft und

Gesellschaft sowie der schwer kontrollierbare Zugang zu technologi-

schen Errungenschaften und Gewaltmitteln haben vor dem Hinter-

grund der Verletzlichkeit moderner Gesellschaften zur Folge, dass

auch nichtstaatliche Akteure über Einwirkungsmöglichkeiten strate-

gischer Tragweite verfügen.

Angesichts der militärtechnischen Überlegenheit westlicher Staa-

ten in der konventionellen Kriegführung weichen Widersacher auf

unkonventionelle, asymmetrische Mittel und Methoden aus. Eine

akute Bedrohung geht von global agierenden Terrornetzwerken aus,

die auch vor Anschlägen mit Massenvernichtungseffekten nicht 

zurückschrecken. Die umfassende Informatikvernetzung moderner

Gesellschaften macht diese besonders verletzlich gegenüber Informa-

tionskriegführung, wo mit geringem Aufwand grosse Schäden verur-

sacht werden können.

In der internationalen Staatengemeinschaft hat sich ein Konsens

herausgebildet, dass den aktuellen Bedrohungen am wirkungsvolls-

ten mit einer breit abgestützten und umfassenden Präventions- und

Stabilisierungsstrategie entgegengetreten werden kann. Potenziell

gewaltsame regionale Konflikte sollen verhindert werden, bevor ihr

Ausbruch grenzüberschreitend wirkende Sicherheitsprobleme gene-

riert. Akute Krisenherde sollen durch ein koordiniertes militärisches

und ziviles Eingreifen eingedämmt und stabilisiert werden, um eine

Eskalation zu verhindern.
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Die NATO hat sich von einer Verteidigungsallianz zu einem Instru-

ment zur Eindämmung und Stabilisierung von Krisenherden, auch

ausserhalb Europas, erweitert. Die Ausweitung des Aktionsradius

möglicher NATO-Einsätze und die stärkere Ausrichtung auf asymmet-

rische Bedrohungsformen wurden beschlossen, was an der Schaffung

der NATO Response Force und der Übernahme des ISAF-Kommandos

in Afghanistan sichtbar wird.

Im Rahmen der Partnerschaft für den Frieden und des Euro-Atlan-

tischen Partnerschaftsrates steht den Teilnehmerstaaten mit Ausnah-

me des Beistands im Fall eines militärischen Angriffs fast die gesam-

te Palette von NATO-Aktivitäten offen. Allerdings droht der Partner-

schaft für den Frieden im Zuge der NATO-Erweiterung und der si-

cherheitspolitischen Emanzipierung der EU eine Marginalisierung.

Sie wird aber wahrscheinlich ein wichtiges Instrument der Sicher-

heitskooperation und Streitkräfteentwicklung für Staaten bleiben, die

wie die Schweiz weder der NATO noch der EU angehören.

Gleichzeitig entwickelt sich die Europäische Sicherheits- und Ver-

teidigungspolitik weiter. Diese Entwicklung zeigt sich zum Beispiel

darin, dass die EU im Jahr 2004 die bisher von der NATO geführte Mis-

sion in Bosnien und Herzegowina übernahm. Möglicherweise wird

auch die Führung der Mission in Kosovo in einigen Jahren von der

NATO zur EU übergehen. Es ist generell zu erwarten, dass friedens-

unterstützende Einsätze in Europa und im Umfeld Europas künftig

vermehrt von der EU geführt werden.

Unterstützung der zivilen Behörden

Wenn die Sicherheit der Schweiz nicht primär an den Grenzen be-

droht ist, jedenfalls nicht durch einen von einem Staat vorgetragenen

militärischen Angriff, dann kann und darf sich die Armee nicht darauf

beschränken, sich auf dieses unwahrscheinliche Szenario der Territo-

rialverteidigung vorzubereiten und die Abwehr eines militärischen

Angriffs zu perfektionieren. Im Sicherheitsdispositiv der Schweiz be-

stehen derzeit bei der Polizei Bestandeslücken für den courant nor-
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mal. Das ist der Grund dafür, dass die Armee seit einigen Jahren sub-

sidiär, zur Unterstützung der zivilen Behörden, eingesetzt ist. Dass die

Dauerhaftigkeit dieses Einsatzes dem Prinzip der Subsidiarität nicht

widerspricht, hat das VBS in einem juristischen Gutachten überprü-

fen und sich bestätigen lassen. Und dass diese Einsätze dem Verfas-

sungsauftrag entsprechen, bedarf keiner Interpretation, weil in Arti-

kel 58 Absatz 2 der Bundesverfassung steht: «[Die Armee] unterstützt

die zivilen Behörden bei der Abwehr schwerwiegender Bedrohungen

der inneren Sicherheit und bei der Bewältigung anderer ausseror-

dentlicher Lagen.» Darüber hinaus ist auch Artikel 57 der Bundesver-

fassung von Belang:
1 Bund und Kantone sorgen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für die Sicherheit des

Landes und den Schutz der Bevölkerung.
2 Sie koordinieren ihre Anstrengungen im Bereich der inneren Sicherheit.

Die Beschlüsse des Bundesrats vom September 2004 und Mai 2005,

die Armee mit einem Entwicklungsschritt von 2008 bis 2011 noch bes-

ser zu befähigen, subsidiäre Sicherungseinsätze und Raumsiche-

rungsoperationen durchzuführen, entsprechen den bestehenden und

absehbaren Sicherheitsbedürfnissen des Landes. Es ist zwar durch-

aus verständlich, dass die teilweise Umbildung von Artillerie- und

Panzerverbänden in Infanteriebataillone bei den davon Betroffenen

nicht populär ist. Aber die Armee muss dort einen Sicherheitsbeitrag

leisten, wo er Not tut – nicht dort, wo sie es am liebsten tun möchte.

Militärische Friedensförderung

Die militärische Friedensförderung entspricht ebenfalls dem Verfas-

sungsauftrag. Zunächst kann man die Auffassung vertreten, dass der

Eingangspassus von Artikel 58 Absatz 2 sich (auch) auf die militäri-

sche Friedensförderung bezieht:
Die Armee dient der Kriegsverhinderung und trägt bei zur Erhaltung des Friedens
(…).

Wer diese Aufgaben der Kriegsverhinderung und Friedenserhaltung

nur auf das Territorium der Schweiz bezieht (als Wirkungen der Be-
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reitschaft zur territorialen Verteidigung), kann auf den Schlusssatz

des gleichen Absatzes verwiesen werden:
(…)  Das Gesetz kann weitere Aufgaben vorsehen.

Im Militärgesetz3 steht in Artikel 1 Absatz 4:
[Die Armee] leistet Beiträge zur Friedensförderung im internationalen Rahmen.

Die Neutralität der Schweiz steht einer Teilnahme an militärischen

Friedensförderungseinsätzen nicht im Wege, solange der Einsatz 

unter einem Mandat des UNO-Sicherheitsrats erfolgt, was im Militär-

gesetz als Bedingung für einen militärischen Friedensförderungs-

einsatz festgelegt ist.4 Völkerrechtlich betrachtet ist eine vom UNO-

Sicherheitsrat mandatierte Mission keine kriegerische Aktivität, und

politisch gesehen bedeutet die Mandatierung durch den Sicherheits-

rat, dass die internationale Gemeinschaft grundsätzlich geschlossen

hinter dieser Mission steht (zumal jedes der fünf ständigen Mitglieder

des Sicherheitsrates mit einem Veto das Mandat verhindern könnte)

und zur Einsicht gelangt ist, dass zum Schutz des Friedens und 

zur Verhütung von Schlimmerem ein gemeinsames Vorgehen nötig

ist.

Angesichts politischer Auseinandersetzungen darüber, ob, wo, mit

wem, wie und in welchem Ausmass die Schweiz sich an militärischen

Einsätzen zur Friedensförderung beteiligen soll, wird anscheinend oft

vergessen, dass die Schweiz bereits vor 52 Jahren, mit mehr als 90 Mi-

litärpersonen, fern von der Schweiz und in Partnerschaft mit mehre-

ren anderen Staaten eine solche Mission unternommen und an ihr

festgehalten hat: Die Überwachung der Waffenstillstandslinie zwi-

schen Nord- und Südkorea zusammen mit Schweden, Polen und der

damaligen Tschechoslowakei.

Die Teilnahme an internationalen Friedensförderungseinsätzen

trägt genau so zur Sicherheit der Schweiz bei wie die Verteidigung 
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im engeren Sinne, nur findet sie frühzeitig und ausserhalb unseres

Landes statt: präventiv. Am wirksamsten wird die Schweiz geschützt,

wenn Sicherheitsprobleme bereits an ihrem Ursprungsort bewältigt

werden, bevor sie weitere Kreise ziehen können. Beiträge zur interna-

tionalen Friedensförderung sind in diesem Sinn integraler Bestandteil

einer modern verstandenen und lagegerechten «Landesverteidigung».

Das überwältigende Schwergewicht der Einsätze liegt in jenem 

Gebiet, das für die Schweiz von unmittelbarem Interesse ist, dem 

Balkan (Bosnien-Herzegowina und Kosovo). Auch nach der geplanten

Erhöhung des Engagements in der militärischen Friedensförderung

(in der Grössenordnung von etwa 500 Angehörigen der Armee, wäh-

rend es bislang gut 250 sind) werden nicht mehr als ein Viertel Prozent

aller Angehörigen der Armee in solchen Einsätzen engagiert sein, und

der finanzielle Aufwand wird nach diesem Ausbau lediglich gegen die

zwei Prozent des Verteidigungsbudgets betragen. Das ist keineswegs

zu vernachlässigen, aber es ist – um die Proportionen zurecht zu 

rücken – weniger als die übrigen Neutralen und Allianzfreien, wie z.B.

Österreich, Finnland, Irland oder Schweden, bereits seit Jahren leisten.

Raumsicherung und Verteidigung

Die Verteidigung ist gewissermassen das Kerngeschäft der Armee.

Diese Aufgabe umfasst einerseits in der extremsten Ausprägung das

Gefecht der verbundenen Waffen zur Abwehr eines militärischen 

Aggressors, anderseits aber auch präventive oder dynamische Raum-

sicherungseinsätze auf einer niedrigeren Eskalationsstufe. Dass die-

se Aufgabe der Verfassung entspricht, ist nicht weiter zu begründen;

dass sie die Kernaufgabe ist, ergibt sich schon allein daraus, dass die

Armee zu ihrer Ausübung und Erfüllung den bei weitem grössten Teil

ihrer Ressourcen einsetzt. Zudem basieren alle übrigen von der 

Armee zu erfüllenden Aufgaben auf dieser grundsätzlichen Verteidi-

gungskompetenz: der Fähigkeit, im Bedarfsfall durch kontrollierte

Androhung oder Anwendung militärischer Mittel eine Gewalteskala-

tion zu entschärfen oder Bedrohtes wirksam zu schützen.
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Die beiden Teilelemente dieses Auftrags – Raumsicherung einer-

seits, Verteidigung im engeren Sinn anderseits – bewegen sich in der

Eintretenswahrscheinlich deutlich auseinander.

Der Bedarf nach Raumsicherungskompetenz und -fähigkeiten ist in

den vergangenen Jahren deutlich angestiegen und wird wahrschein-

lich anhaltend hoch bleiben, vor allem für subsidiäre Sicherungsein-

sätze zugunsten der zivilen Behörden, im akuten Bedrohungsfall, aber

auch für eigentliche (nicht subsidiäre) Sicherungseinsätze der Armee

zum Schutz und zur Bewachung von vitalen Elementen unserer Infra-

struktur oder anderen für das Funktionieren von Staat und Gesell-

schaft lebenswichtigen Objekten.

Anders verhält es sich mit der Verteidigung im engeren Sinne, dem

Gefecht der verbundenen Waffen zur Abwehr eines militärischen 

Angriffs auf die Schweiz. Angesichts der auf einige Zeit hinaus sehr

geringen Eintretenswahrscheinlichkeit dieses Falles, des akuten 

Bedarfs nach subsidiären Sicherungseinsätzen der Armee, der nicht

auszuschliessenden Möglichkeit von Raumsicherungseinsätzen bei

akuter Bedrohung und der Budgetrealitäten von VBS und Armee ist 

es unumgänglich, sich bei der Verteidigung darauf zu beschränken,

das «savoir-faire» zu erhalten und weiterzuentwickeln, aber nicht per-

manent die Mittel in jener Bereitschaft und jenem Ausmass zu 

unterhalten, die im Einsatzfall nötig wären («pouvoir-faire»). Die 

Armee muss bei Bedarf für den Verteidigungsfall aufwachsen können.

Dafür bedarf es einerseits eines quantitativ beschränkten, qualitativ

aber hoch stehenden und kompletten «Aufwuchskernes», anderseits

rechtzeitiger Entscheide der politischen Behörden, den Aufwuchs

auch zu veranlassen, wenn sich die militärische Bedrohungslage in

unserem direkten Umfeld wieder verschlechtern sollte.

Internationale militärische Kooperation

Eine Konsequenz aus der Umsetzung des Verfassungsauftrags im

heutigen strategischen Umfeld besteht darin, dass die Kooperation

mit anderen Staaten und internationalen Organisationen wichtiger
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geworden ist. Wenn die Welt kleiner geworden ist, wenn die Grenzen

an Schutz- und Abhaltewirkung verloren haben, wenn internationale

Kooperation die Sicherheit erhöht, dann ist solche Zusammenarbeit

nichts mehr als angewandte Vernunft – im Rahmen des neutralitäts-

rechtlich Zulässigen und neutralitätspolitisch Vertretbaren, auch die-

se eine Vorgabe der Bundesverfassung:

Artikel 173:
1 Die Bundesversammlung hat zudem folgende Aufgaben und Befugnisse:

a. Sie trifft Massnahmen zur Wahrung der äusseren Sicherheit, der Unabhängig-
keit und der Neutralität der Schweiz.

Artikel 185: 
1 Der Bundesrat trifft Massnahmen zur Wahrung der äusseren Sicherheit, der 

Unabhängigkeit und der Neutralität der Schweiz.

Die internationale Zusammenarbeit der Armee ist in einigen Berei-

chen eine seit Jahrzehnten geübte Praxis, die zu Recht als selbstver-

ständlich akzeptiert ist: In der Rüstungsbeschaffung, in der militäri-

schen Ausbildung, in der Unterstützung humanitärer Hilfeleistungen,

aber auch in der militärischen Friedensförderung.

Kontroverser ist die Frage, ob und inwieweit die Schweiz Anstren-

gungen unternehmen soll, um im hypothetischen, derzeit sehr un-

wahrscheinlichen Fall die Option zu haben, mit anderen Staaten not-

falls in der militärischen Verteidigung gemeinsame Sache zu machen.

Dies scheint, zumindest auf den ersten Blick, der Neutralität zu wider-

sprechen.

Es ist aber zu beachten, dass die Schweiz an die Pflichten, die aus

ihrem neutralen Status hervorgehen, nur so lange gebunden ist, als

sie selber nicht militärisch angegriffen wird. Sollte dieser Fall aber

eintreten, ist sie in der Entscheidung frei, sich allein oder zusammen

mit anderen Staaten zu verteidigen. Damit die Option einer Zusam-

menarbeit in der Verteidigung aber überhaupt besteht, muss die Fä-

higkeit zu solcher Kooperation bestehen, und diese kann nicht in der

Not binnen Wochen oder Monaten aufgebaut werden. Damit stellt

sich die Frage, welche Massnahmen zur Erhöhung der Interopera-

bilität für die Verteidigung in der normalen Lage neutralitätsrechtlich

möglich, neutralitätspolitisch vertretbar und im Interesse unserer Si-
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cherheit angezeigt sind – die Frage nach der angemessenen Balance

zwischen Autonomie und Kooperation.

Die neutralitätsrechtliche Grenze solcher Kooperation liegt dort,

wo einseitige oder gegenseitige Beistandspflichten entstehen würden

– unabhängig davon, ob diese formell niedergelegt oder durch Sach-

zwänge unausweichlich würden. Diese Grenze wird eingehalten: 

weder der Bundesrat, das Parlament und das Volk noch das VBS und

die Armee haben die Absicht, Militärallianzen einzugehen. Das 

Bestreben nach Effizienz und Wirksamkeit, ebenso wie die Auflagen

des Umweltschutzes in der Schweiz, verlangen aber nach internatio-

naler Zusammenarbeit in Ausbildung und Rüstungsbeschaffung. 

Die Notwendigkeit, in friedensfördernden Einsätzen (und auch Ein-

sätzen zur Unterstützung humanitärer Hilfeleistungen) mit anderen

Armeen zusammenzuarbeiten, verlangt nach Interoperabilität. Und

das Bemühen, die Handlungsfreiheit der Schweiz auch für akute 

militärische Krisensituationen zu erhöhen (so weit weg sie erschei-

nen und so gering ihre Wahrscheinlichkeit empfunden wird), legt es

nahe, auch die Zusammenarbeitsfähigkeit in der Verteidigung im 

engeren Sinne zu erhöhen. Handlungsfreiheit ist Unabhängigkeit;

man muss diese nicht nur abstrakt beschwören, sondern konkret für

sie etwas tun.

Schlussbemerkung

Die Sicherheitspolitik, und insbesondere die Ausgestaltung und Aus-

rüstung der Armee, wird seit dem Ende des Kalten Krieges viel kon-

troverser als früher diskutiert. Das ist zwar neu, aber verständlich in

Absenz einer als konkret empfundenen militärischen Bedrohung. An-

dererseits sind die Konsequenzen des breiteren Bedrohungs- und Ge-

fahrenspektrums und des angestiegenen Drucks auf die Bundesfinan-

zen noch nicht genügend ins Bewusstsein gerückt.

Zu hoffen ist allerdings, dass die Energie, die in diese anhaltende

Diskussion investiert wird, in Zukunft nicht nur Hitze, sondern auch

Licht produziert. Angesichts des (vor allem im Vergleich zu anderen
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europäischen Staaten) eher gemächlichen Tempos unserer Armee-

entwicklung drängt es sich wirklich nicht auf, aus durchaus pragma-

tisch beurteilbaren Fragen fundamentale Gegensätze zu machen. Un-

ser Bemühen darf nicht darauf ausgerichtet sein, in einer von den

Realitäten abgelösten Diskussion zu punkten, sondern wir müssen

uns bemühen, den sicherheitspolitischen Verfassungsauftrag nach

Treu und Glauben zu erfüllen.
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«Sicher ist sicher»

Bundesrätin Micheline Calmy-Rey, Vorsteherin des Eidgenössischen Departe-

mentes für Auswärtige Angelegenheiten

«Sicher ist sicher» wählt die Offiziersgesellschaft Winterthur und Um-

gebung (OWG) als Motto für ihr 200-Jahr-Jubiläum. Aber erinnern

wir uns: Vor 200 Jahren war die Region Winterthur, die Schweiz, ja

ganz Europa nicht besonders sicher. Die napoleonischen Kriege wü-

teten in weiten Teilen unseres Kontinents, auch in Zürich, der Inner-

schweiz und Graubünden lieferten sich französische, österreichische

und russische Armeen blutige Schlachten, unter denen die Bevölke-

rung zu leiden hatte, und Schweizer kämpften auf europäischen

Schlachtfeldern. Die engagierten Bürger, welche am 31. Mai 1806 die

«Militärgesellschaft des Quartiers Winterthur» gründeten, die Vorgän-

gerorganisation der heutigen OWG, lebten in unsicheren Zeiten, aber

sie waren bereit, sich für mehr Sicherheit einzusetzen. 

Seither ist die Schweiz sicherer geworden. Mehr als sechzig Jahre

blieb Westeuropa vom Krieg verschont. Leider gilt dies noch nicht in

allen Weltregionen. Täglich überschütten uns die Medien mit Nach-

richten über Krisen und Konflikte, und spätestens seit dem 11. Sep-

tember 2001 dürfte allen klar geworden sein, dass es Bedrohungspo-

tenziale gibt, die sich nicht mehr nur danach beurteilen lassen, in

welcher geografischen Distanz zur Schweizer Landesgrenze sie sich

befinden. 

Die Welt ist nicht unsicherer geworden in den letzten Jahren, aber

unübersichtlicher. In heutigen Konflikten stehen sich oft nicht mehr

zwei Staaten und zwei Armeen gegenüber. Die überwiegende Zahl

der Kriege und Gewaltkonflikte erfolgt nicht zwischen zwei Staaten,

sondern innerhalb eines Staates oder einer Region. Konflikte entste-

hen oft um die Frage der Verteilung ökonomischer, politischer oder

sozialer Ressourcen oder aufgrund der Zugehörigkeit zu einer eth-

nisch, religiös oder kulturell definierten Gruppe. Oft kämpfen Rebel-
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len, irreguläre bewaffnete Gruppen, öffentliche oder private Milizen,

Aufständische, Guerillas, Freiheitskämpfer oder unter Umständen

auch Terroristen gegen staatliche oder private Sicherheitskräfte.

Leidtragende sind in erste Linie nicht Soldaten, sondern die Zivilbe-

völkerung. Sie ist Plünderungen, Vertreibungen, Vergewaltigungen,

Erniedrigungen, Nahrungsknappheit, Landminen und anderen For-

men der Gewalteinwirkung schutzlos ausgeliefert.

Wie reagieren wir auf die heutigen Krisen und Konflikte in der

Welt? Sicher nicht, indem wir nichts tun und hoffen, wir würden so

von der Krise verschont. Heutige Konflikte machen nicht an der Gren-

ze Halt. Aber auch nicht, indem wir glauben, alles alleine machen zu

können. Gemeinsame Probleme lassen sich nur gemeinsam lösen.

Auch nicht, indem wir meinen, komplexe Konflikte liessen sich mit

militärischen Mitteln allein lösen. Die fortdauernde Gewaltspirale im

Irak ist dafür Beweis genug.

Unsere Antwort ist nicht nur eine umfassende Sicherheitspolitik

mit Kombination ziviler und militärischer Mittel, sondern auch eine

breit abgestützte Friedenspolitik. Die Schweiz engagiert sich zu-

nächst in internationalen Gremien. Die Stärkung der UNO und der

OSZE, des Europarates oder des internationalen Strafgerichtshofs lie-

gen in unserem eigenen Interesse. Die Stärkung des Rechts anstelle

der Macht schützt einen Kleinstaat im internationalen Verkehr am 

besten. Mit diplomatischen Initiativen setzt sich die Schweiz etwa ge-

gen den illegalen Handel mit Kleinwaffen und für die weltweite

Durchsetzung des Verbots von Antipersonenminen ein.

Die Schweiz engagiert sich in einer Reihe von Konfliktregionen

mit zivilen Mitteln in der Konfliktprävention und versucht, durch Gute

Dienste, Vermittlungen und Programme der zivilen Konfliktbearbei-

tung zur Lösung blutiger Konflikte beizutragen. So stammen etwa 

wesentliche Elemente des Friedensvertrages für den Südsudan aus

der Feder eines schweizerischen Mediators und Verfassungsexper-

ten. In Sri Lanka leistet die Schweiz Beiträge zur Verbesserung der Si-

cherheit der durch den zehnjährigen Bürgerkrieg hart geprüften lo-

kalen Bevölkerung. In Kolumbien verhandelt die Schweiz im Auftrag

des Präsidenten mit Rebellen über die Freilassung von gefangenen Zivi-
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listen und unterstützt die friedensfördernden Kräfte der Zivilgesell-

schaft. In Südosteuropa initiiert die Schweiz Dialogprozesse zwischen

Vertretern der ehemaligen Kriegsparteien und unterstützt die syste-

matische Aufarbeitung der jüngsten Vergangenheit, da nur so ein

dauerhafter Friede gesichert werden kann. Für den Nahen Osten hat

die Genfer Initiative wesentliche Denkanstösse geliefert und aufge-

zeigt, wie eine Kompromisslösung aussehen könnte.

Rund 200 Schweizerinnen und Schweizer leisten als Mitglieder des

Expertenpools für zivile Friedensförderung Einsätze in aller Welt,

und die Nachfrage nach diesen Experten übersteigt das Angebot bei

weitem.

Jetzt zu einer Frage, die Offiziere besonders interessieren dürfte:

Macht zivile Friedensförderung das Militär überflüssig? Eines Tages

vielleicht schon, heute aber mit Sicherheit noch nicht. Im Gegenteil:

Aus meiner – aussenpolitischen – Sicht würde sich ein stärkeres inter-

nationales Engagement unserer Armee lohnen und auszahlen: Die

Schweiz könnte im Rahmen ihrer militärischen Friedensförderung

höchst relevante Beiträge an die globale Stabilität, Sicherheit und

Frieden leisten. Eine solche Investition wäre nicht nur deshalb sinn-

voll, weil die schweizerischen Dienstleistungen international sehr ge-

schätzt würden, sondern auch weil wir damit ganz direkt und aktiv

auch unsere eigene Sicherheit in der Schweiz erhöhen würden.

Mit einem glaubwürdigen internationalen Engagement im 

Bereich der militärischen Friedensförderung würden wir auch die

Möglichkeiten unseres Landes erhöhen, sich im zivilen Bereich als

gewichtiger friedenspolitischer Akteur zu positionieren. Die Erfah-

rung zeigt: Wer sich im militärischen Bereich nicht am internationa-

len burden sharing beteiligt, dem bleiben im zivilen Bereich gewisse

Türen verschlossen. 

Ich kann Ihnen aus meiner eigenen Praxis bestätigen, dass ein

stärkeres Engagement im Bereich der militärischen Friedensförde-

rung eine der wirkungsvollsten Massnahmen wäre, um das Gewicht

der Schweiz auf der internationalen Bühne ganz allgemein zu ver-

grössern. Und je besser uns dies gelingt, desto eher können wir die

politischen und wirtschaftlichen Nachteile kompensieren, mit denen
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wir  aufgrund der relativen aussenpolitischen Isolierung unseres Lan-

des auch in Zukunft zu rechnen haben.

Der Bundesrat hat beschlossen, die militärischen Kapazitäten der

Friedensförderung zu verdoppeln. Mittelfristig soll die Schweiz die

Fähigkeit erwerben, sich an einer friedensunterstützenden Operation

mit maximal einem Verband in Bataillonsstärke oder alternativ mit

zwei verstärkten Einheiten gleichzeitig zu beteiligen. Ich begrüsse

diesen Entscheid ausserordentlich.

Der Einsatz für den Frieden ist eine der zentralen Aufgaben unse-

rer Aussenpolitik. Die eidgenössischen Räte haben in der Vergangen-

heit immer wieder betont, dass sie einem glaubwürdigen Engage-

ment der Schweiz in diesem Bereich grösste Bedeutung beimessen.

Es gibt wenige Politikbereiche, in denen sich mit relativ bescheidenen

– zivilen und militärischen – Investitionen derart positive Wirkungen

erzielen lassen. Schweizerische Investitionen in diesem Bereich sind

keineswegs nur humanitär begründet, sondern sie entsprechen ei-

nem vordringlichen sicherheitspolitischen Interesse unseres Landes. 

Mit einer glaubwürdigen Politik der Friedensförderung trägt die

Schweiz zur Stabilität und Sicherheit in Krisengebieten bei und unter-

streicht gleichzeitig die grosse Bedeutung, welche sie der partner-

schaftlichen Zusammenarbeit innerhalb der Staatengemeinschaft

einräumt. Beides wirkt sich langfristig sowohl auf die wirtschaftlichen

wie auch auf die politischen Beziehungen unseres Landes positiv aus.

Aus diesen Gründen kann ich Ihnen versichern, dass ich mich mit

allen Mitteln dafür einsetzen werde, den Stellenwert der Friedenspo-

litik in unserem Land weiter zu erhöhen. Und ich bin froh, dass mich

die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes in Gesprächen jeweils in

meinem Standpunkt bestärken, dass dies im ureigensten Interesse

unseres Landes liegt. Denn sicher ist sicher.
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Offiziersgesellschaft heute – und morgen?

Oberstlt Peter Graf, Präsident der Offiziersgesellschaft Winterthur und Umge-

bung

Der Schritt von der Armee 95 zur Armee XXI war mit einem personel-

len Umbau verbunden, wie ihn die Schweizer Armee seit vielen Jahr-

zehnten nicht mehr kannte. Mit der Auflösung der Divisionen und 

Regimenter wechselten mitten in der Phase des Umbruchs auch die

für die Karriereplanung der meisten Milizoffiziere verantwortlichen

Kommandanten. Viele geführte Personalgespräche wurden bedeu-

tungslos. Andere fanden gar nicht mehr statt. Es wundert nicht, dass

mancher bis anhin engagierte Offizier innerlich kündigte.

Ein Subalternoffizier leistet in der neuen Armee, von einzelnen

Ausnahmen abgesehen, höchstens bis 36-jährig Dienst. Kaum hat er

im Berufsleben richtig Fuss gefasst, wird er militärisch pensioniert.

Diese beiden Umstände lassen einen massiven Mitgliederschwund

in den Offiziersgesellschaften befürchten. Erfreulicherweise ist die-

ser bisher nicht eingetreten. Bereits seit einigen Jahren ist aber ein

wohl geringer, doch kontinuierlicher Mitgliederrückgang zu ver-

zeichnen. Dieser kann zur Frage anregen: Haben die Offiziersgesell-

schaften ausgedient?

Der Vorstand und mit ihm viele Mitglieder sind der Überzeugung,

dass die Vereinszwecke unverändert ihre Gültigkeit haben:

• die Unterstützung und Förderung aller Belange der Armee

• die Wahrung der Interessen der Offiziere im Rahmen der

schweizerischen Sicherheitspolitik

• die militärische Ausbildung

• die Pflege der Geselligkeit und der Kameradschaft.

Es stellt sich somit primär die Frage: Was macht eine zeitgemässe 

Offiziersgesellschaft aus?
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Nicht nur die Armee ändert sich, sondern auch das zivile Umfeld,

namentlich die Berufswelt. Auch oder besonders letztere ist geprägt

durch einen raschen Wandel. Der globale Wettbewerb fordert Flexibi-

lität und lebenslanges Lernen. Keine Arbeitsstelle ist sicher. Hundert-

prozentiges Engagement ist gefordert. Es zeichnet sich ab, dass die

gleichzeitige militärische, berufliche und politische Karriere und die

Erziehung eigener Kinder ein Auslaufmodell wird. Die verschiedenen

Karrieren – so sie in einer Person vereint sind – werden sich zuneh-

mend ablösen: Zuerst die militärische, dann die berufliche und zeit-

lich zuletzt die politische. Doch zwischen 35- und 55-jährig sind heu-

te Zwei- bis Dreifachbelastungen durchaus üblich.

Die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung stellt sich die-

sem gesellschaftlichen Wandel: 

• Das Georgseminar richtet sich bewusst an die jungen, noch 

aktiven Offiziere. Führungsausbildung nützt einem persönlich,

sowohl im Militär wie im Beruf.

• Nicht mehr aktiven Offizieren, welche mitten im Berufsleben

stehen, bietet die Gesellschaft bewusst kein speziell auf diese

ausgerichtetes Angebot. Es würde wohl als Überangebot wahr-

genommen. In dieser Lebensphase stehen wohl Beruf, 

Familie, Politik usw. im Vordergrund.

• Der Seniorenstamm ermöglicht den längst nicht mehr aktiven

Offizieren – dank Referenten – mit den neuen Entwicklungen

Schritt zu halten. 

Wir hoffen, der Seniorenstamm biete der mittleren Generation eine

Perspektive und motiviere sie, der Offiziersgesellschaft treu zu blei-

ben: Ein Ersatz für die beruflichen Kontakte, welche mit der Pensio-

nierung plötzlich weg sind. Eine Möglichkeit, verloren gegangenen

Kontakt wieder aufnehmen und so den gesellschaftlichen Anschluss

in der dritten Lebensphase zu finden.

In der verjüngten Armee kommt das generationenübergreifende

Gespräch zu kurz. Anlässe, an welchen sich alle Generationen treffen,

sind uns darum wichtig: Vorträge, Pistolenschiessen, Exkursionen,
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Stammtisch, Offiziersball. Jeder Programmpunkt hat eine starke ge-

sellschaftliche Komponente. Der Gedankenaustausch zwischen den

Offizieren der verschiedensten Waffengattungen, Lebensphasen und

Berufen ist bereichernd und öffnet den persönlichen Horizont.

In Militär, Beruf und Privatleben zählen, trotz globaler Kommuni-

kation mittels E-Mail, SMS und Mobile, in erster Linie die persönli-

chen Kontakte. Die Offiziersgesellschaft bietet eine der besten Chan-

cen, das lokale persönliche Netzwerk zu erweitern und zu pflegen.

Genau solche Netzwerke helfen, den raschen Wandel zu verarbeiten

und eine – nicht immer freiwillige – berufliche Neuorientierung zu

bewältigen.

In der Form traditionell, der Herkunft verpflichtet und im Inhalt

zukunftsgerichtet begeht die Offiziersgesellschaft Winterthur und

Umgebung am 31. Mai 2006 zuversichtlich den Schritt in das nächste

Jahrhundert ihres Bestehens.
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Zum Geleit: 
Sicherheit – Antwort oder Frage?

lix. iur. Ueli Zoelly, Rechtsanwalt, Polizeioffizier

Nach einer bekannten Redensart ändert sich alles, auch die Antwor-

ten – aber nicht die Fragen. Manchmal bringt es durchaus etwas, sich

an solchen Zitaten zu orientieren. Denn oft tragen sie dazu bei, kom-

plizierte Zusammenhänge zu verstehen. Sie schieben die Dinge sozu-

sagen ein Stück weit von uns weg, damit wir sie besser betrachten

können, und ermöglichen uns dadurch wichtige Erkenntnisse. Zum

Beispiel die Erkenntnis, dass es letztlich die Fragen sind, welche Be-

stand haben. Oder genauer: Dass es darauf ankommt, die richtigen

Fragen beziehungsweise die Fragen richtig zu stellen. Das gilt wohl

für alle Lebensbereiche. Es gilt indessen ganz besonders dort, wo es

um das Thema Sicherheit geht.

Die Erinnerung ist noch da. Vor sechseinhalb Jahren wartete die

ganze Welt gebannt auf den Millenniumswechsel. Man befürchtete,

dass am 31. Dezember 1999 um Mitternacht plötzlich alle Computer

ausser Rand und Band geraten könnten oder wichtige Daten unwider-

bringlich gelöscht würden. Man diskutierte verschiedenste, darunter

auch sehr aussergewöhnliche Szenarien. Man dachte an massive Stö-

rungen oder gar an den Totalausfall von Informatiksystemen und

computergesteuerten Apparaten, von denen wichtige Bereiche unse-

res Lebens abhängen. Man stellte sich Menschen vor, die am Banco-

mat plötzlich kein Geld mehr beziehen können oder hilflos im Lift

steckenbleiben, oder Verkehrsampeln, die alle gleichzeitig grün an-

zeigen, oder den Zusammenbruch der Kommunikationsnetze. Doch

als der gefürchtete 1. Januar 2000 kam, geschah nichts. Entwarnung,

Erleichterung, Aufatmen prägten damals den Jahresbeginn: Die Kata-

strophe war ausgeblieben. Sie hatte sich abwenden lassen. Und ver-

ständlicherweise waren viele überzeugt, dass dies allein den getroffe-

nen Vorbereitungen zu verdanken sei. Nur ganz wenige fragten sich,
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ob man wirklich alles im Griff, oder ob man vielleicht nicht einfach

Glück gehabt habe. Hatten sie Unrecht? Oder waren ihre Zweifel be-

rechtigt?

Die Frage muss offen bleiben. Aber sie steht im Raum. Gerade das

Folgejahr 2001 mit seiner unvorstellbaren Häufung von dramatischen

Ereignissen zeigte ja dann in erschütterndem Ausmass auf, wie sehr

man sich täuschen kann bezüglich der Einschätzung über das, was

man im Griff hat und was nicht. Nach dem Terroranschlag vom 

11. September 2001 kam es uns vor, als wären mit einem Schlag alle

Sicherungen aus dem Elektrokasten entfernt worden. Wir wurden

brutal aus unseren Illusionen herausgerissen und vor eine völlig neue

Wirklichkeit gestellt, mussten uns eingestehen, dass uns manches

entglitten war, weil wir – offenbar zu Unrecht – glaubten, die Dinge im

Griff zu haben. Und doch bot diese Erfahrung, so schrecklich sie auch

war, die Chance zur Einsicht. Zur Einsicht zunächst, dass das Mach-

bare längst nicht immer mit dem Erstrebenswerten übereinstimmt.

Zur Einsicht sodann, dass der Glaube, man könne alles irgendwie

«managen», sehr gefährlich sein kann, schon gar angesichts der 

Unsumme an Risiken, die sich bereits zusammengeläppert hat und

ständig zunimmt. Und schliesslich zur wohl wichtigsten Einsicht, dass 

Sicherheit auch mit dem Akzeptieren von Fragezeichen zu tun hat.

Die Quelle der Verunsicherung liegt nicht in den offenen Fragen, son-

dern in den oberflächlichen Antworten. Sie sind es, von denen man

zuallererst Abstand nehmen muss, damit mehr Sicherheit entsteht.
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Die Offiziersgesellschaft Winterthur und
Umgebung
200 Jahre Meilensteine und Engagement
für die Armee
Thomas Warburton 1

Gründung / Entstehung

Die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung zählt zu den 

ältesten Vereinen der Stadt Winterthur, welche sich die freiwillige mi-

litärische Fortbildung ihrer Mitglieder ausser Dienst zum Ziel setzt.

Am 31. Mai 1806 wurde sie unter dem Namen «Militärgesellschaft des

Quartiers Winterthur»  gegründet. Zu dieser Zeit waren lediglich die

«Herren Officiers» der Infanterie als Mitglieder gedacht. Erst im Lau-

fe der Zeit konnte ein Offizier eines anderen Korps oder aus einem an-

deren Quartier sich bei der Gesellschaft melden, und es wurde über

die Aufnahme, unter Ausschluss des Aufzunehmenden, abgestimmt.

Bei erfolgreicher Aufnahme in die Gesellschaft war, wie beim Austritt,

eine Gebühr zu entrichten.

Im Mitgliederverzeichnis von 1832 begegnet uns der 1. Unterleut-

nant Jonas Furrer, der später zum ersten Bundespräsidenten gewählt

wurde. 

Im Jahre 1833 entstand im Kanton Zürich eine neue Militärorgani-

sation. Dadurch wurde die damalige «Militärgesellschaft des Quar-

tiers Winterthur» mit einer neuen Ausgangslage konfrontiert. Sie hat-

te Konkurrenz bekommen und musste nach einer Lösung suchen.

Aus diesem Grund wurden die Statuten geändert, damit nicht mehr

nur die Offiziere der Infanterie als Mitglieder aufgenommen werden

konnten, sondern alle Offiziere jeglicher «Waffen» des Quartiers. 

Trotz dieser einschneidenden Massnahmen nahm das Interesse an

der Gesellschaft stark ab, sodass die Gesellschaft kurz vor ihrer Auflö-
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sung stand. Der Versuch im Jahre 1846, die Gesellschaft wieder zu ak-

tivieren und in ihrem ursprünglichen Sinne weiterzuführen scheiter-

te, die Tätigkeiten wurden noch in demselben Jahr eingestellt. 

Erst im Jahre 1852 war die Wiederaufnahme der Tätigkeiten er-

folgreich, und seither besteht die Offiziersgesellschaft Winterthur und

Umgebung in dieser Form, wie wir sie heute kennen.

100-Jahr-Jubiläum

Zum 100-jährigen Bestehen der Offiziersgesellschaft Winterthur und

Umgebung wurde aus den Reihen der Gesellschaft eine Festschrift

verfasst. Emil Ermatinger, ein Schriftsteller aus dieser Zeit, schrieb zu

Ehren der Gesellschaft ein dramatisches Spiel, worin die zu dieser

Zeit herrschende Problematik behandelt wurde, dass Schweizer Sol-

daten ihre Dienste als Söldner fremden Heeren anboten und, im wei-

testen Sinne, eigene Landsleute bekämpften. Der Versuch, eine ge-

treue und sachliche Darstellung wiederzugeben von der Entwicklung

und der Tätigkeit der Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung

im Jahrhundert seit ihrer Gründung, wurde sehr erschwert, da keine

reichhaltigen Aufzeichnungen aus dieser Zeit vorhanden sind. Das

damalige Milizsystem, mit einer auf das äusserste Minimum be-

schränkten Dienstzeit, verlangte von Offizieren, Unteroffizieren und

Soldaten gebieterisch freiwillige Leistungen zur Erhaltung ihrer

Kriegstüchtigkeit. Es waren vor allem die Offiziersgesellschaften,

welche die ausserdienstliche Beschäftigung der Offiziere mit militäri-

schen Aktivitäten anregten und förderten. Dadurch wurde ein festes

Band patriotischen Fühlens um Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten

geschlungen. Auch im neuen Jahrhundert war die Offiziersgesell-

schaft Winterthur und Umgebung ein tätiges und starkes Glied in der

Kette der Vereinigungen, die sich die Erhaltung der Kriegstüchtigkeit

des Volkes und der Kriegsbereitschaft des Landes auf das Banner ge-

schrieben hatte. Dies ist auch der Grund, dass die Offiziersgesell-

schaft genau 100 Jahre später immer noch aktiv ist und sich laufend

dem Wandel der Zeit anpasst. Nicht einmal die verschiedenen Armee-
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reformen haben dazu geführt, dass die Offiziersgesellschaft nicht

mehr existiert, im Gegenteil, sie zählte noch selten so viele Mitglieder

wie heute.

Erster Weltkrieg

Der Erste Weltkrieg war ein militärischer Konflikt in den Jahren 1914

bis 1918, der aufgrund einer Mischung aus gegenseitigen Bündnis-

verpflichtungen, übersteigertem Nationalismus, machtpolitischen und

strategischen Erwägungen, wirtschaftlicher Rivalität und mili-

tärischem Wettrüsten der fünf europäischen Grossmächte (Gross-

britannien, Frankreich, Deutsches Reich, Österreich-Ungarn und

Russland), von einer ursprünglich lokal begrenzten Konfrontation

zwischen dem Vielvölkerstaat Österreich-Ungarn und dem König-

reich Serbien zunächst zu einem europäisch und schlussendlich zu

einem global geführten Krieg mit 32 beteiligten Nationen eskalierte.

Der Erste Weltkrieg stellt in vielerlei Hinsicht einen historischen Ein-

schnitt von epochaler Bedeutung dar. Das Ausmass an Zerstörung

und Leid durch moderne Waffentechniken (massiertes Artilleriefeu-

er, Einsatz von Panzern, Giftgasangriffe, Maschinengewehre, Aufklä-

rungs- und Kampfflugzeuge), durch neue Methoden strategischer

Kriegsführung, die erstmals auch die Zivilbevölkerung zu unmittel-

baren Kriegsopfern werden liess (Aushungerung durch Blockade der

Lebensmittel- und Rohstoffzufuhr, uneingeschränkter U-Boot-Krieg)

sowie durch eine, ganz auf militärische Ziele und Erfordernisse aus-

gerichtete Umstrukturierung von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft in

den meisten der Krieg führenden Länder war bis dahin unvorstellbar.

Der erste Weltkrieg wurde zum ersten totalen Krieg in der Geschich-

te der Menschheit, den der Diplomat und Politikwissenschaftler

George Frost Kennan als «die grosse Urkatastrophe unseres Jahrhun-

derts» bezeichnet hat. In vielerlei Hinsicht beendete der Erste 

Weltkrieg das strukturelle Mittelalter in Europa, z. B. die Adelsherr-

schaften und ihre Bedeutung im modernen Staat. Während dieser Zeit

wurden die Tätigkeiten der Offiziersgesellschaft Winterthur und Um-
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gebung nur sehr beschränkt gehalten, da sich die meisten Mitglieder

im Aktivdienst befanden und keine ergänzenden militärischen Akti-

vitäten besuchten. Dem damaligen Präsidenten fiel die schwere 

Aufgabe zu, die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung trotz

totalen Desinteresses der Mitglieder aufrecht zu erhalten, und obwohl

auch er selber als Kommandant einer Auszugseinheit zahlreichen 

Aktivdienst zu leisten hatte, meisterte er dies mit Bravour.

Zweiter Weltkrieg

Am 1. September 1939 begann der Zweite Weltkrieg mit dem Ein-

marsch in Polen, und damit begann der blutigste Konflikt seit Men-

schengedenken, bis an dessen Ende mehr als 50 Millionen Menschen

den Tod fanden. Dieser Konflikt beschränkte sich nicht nur auf

Europa, sondern wurde in fast allen Winkeln der Welt ausgetragen.

Luft- und Landkriege beschränkten sich, im Gegensatz zur Seekriegs-

führung, auf den europäischen und pazifischen Raum. Erneut wurden

die Aktivitäten der Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung

auf einem absoluten Minimum gehalten, teilweise sogar vollständig

aufgegeben. Dennoch gelang es dem Vorstand, das Vortrags- und

Kurswesen ohne längere Unterbrüche weiterzubetreiben und immer

wieder hochkarätige Referenten zu engagieren. Während der Kriegs-

zeit änderten sich die Vortragsthemen komplett, und die Offiziersge-

sellschaft Winterthur und Umgebung war immer darauf bedacht,

ganz aktuelle, kriegsbezogene Themen zu behandeln. So hielt zum

Beispiel Oberst i Gst Gustav Däniker im Januar 1942 einen Vortrag

über das Thema «Der Einfluss der Kriegsmittel auf die Kriegsfüh-

rung». Mit diesem Referenten hatte sich die Offiziersgesellschaft Win-

terthur und Umgebung nicht nur Freunde geschaffen, denn Oberst i

Gst Gustav Däniker war in Gerüchte verwickelt, nach denen er gegen

den General agierte. Die gesamte Vortragsreihe während dieser Zeit

war geprägt von Themen, die sich mit verschiedensten Aspekten der

Sicherheit des Landes und deren Bevölkerung auseinander setzten.

Mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde die Vortragsreihe voll-
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ständig reorganisiert, denn es war an der Zeit, die Kriegsgeschehnis-

se aufzuarbeiten. Die Themen wurden so gewählt, dass möglichst 

viele unterschiedliche und brisante Punkte aus dem Kriegsgeschehen

der letzten sechs Jahre behandelt wurden. Im Dezember 1945 ent-

fachte die Diskussion über einen Ehrensold für die zurückgekehrten

Wehrmänner. Die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung

kämpfte mit sämtlichen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln, um die-

se Einführung zu verhindern, und begründete ihren Entscheid damit,

dass die Entrichtung eines Ehrensoldes zu Unstimmigkeiten und Un-

gleichheiten führen würde.

Der Jahresbericht von 1945/46 war gefüllt von Erinnerungen an

das Kriegsgeschehen, und es machte sich eine gewisse Dienstmüdig-

keit bemerkbar nach so vielen Jahren des Krieges. So war es auch am

Präsidenten gelegen, an die Vernunft der Offiziere zu appellieren. 

Zitat aus dem Jahresbericht des Präsidenten der Offiziersgesell-

schaft Winterthur und Umgebung, Major Robert Thomann, aus dem

Jahre 1946:

«Für uns als Bürger und Offiziere gilt es, den Gedanken der Wehrhaf-

tigkeit in uns selbst und im Herzen aller unserer Mitbürger wach zu hal-

ten und zu pflegen. Dies heisst nicht nur, mit Resignation seine WK und

Instruktionsdienste zu absolvieren, gelegentlich einen Vortrag in der 

Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung anzuhören, sofern ein

ganz ‹bäumiger› Redner für den Abend zur Verfügung steht oder endlich

mit Missmut seiner Schiesspflicht nachzukommen. Nein, meine Herren,

das ist kein Pflichtgefühl, das ist eines Offiziers nicht würdig.»

In derselben Zeit wuchs die Offiziersgesellschaft Winterthur und Um-

gebung nochmals weiter an. Diesmal nicht nur durch die Zunahme

an Offizieren, sondern weil sich die AVIA-Gruppe Winterthur (Gesell-

schaft der Flieger- und Flaboffiziere) der Offiziersgesellschaft Winter-

thur und Umgebung anschloss, um an Veranstaltungen teilnehmen zu

können.

In den Jahren nach dem Krieg war das Interesse an der Offiziersge-

sellschaft Winterthur und Umgebung drastisch zurückgegangen. Kein

Wunder nach einer Zeit mit so intensiver Dienstleistung. Der Vorstand
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sah sich gezwungen, die bisherigen Mitglieder aktiv zur Teilnahme an

den Veranstaltungen aufzufordern und Neumitglieder mittels eines

«Werbebriefs» zum Beitritt in die Gesellschaft zu bewegen.

Auszug aus dem «Werbebrief» für Neumitglieder:

«Dem Verzeichnis des Kreiskommando Winterthur entnehme ich,

dass Sie Offizier sind, Sie sind aber nicht Mitglied der Offiziersgesell-

schaft Winterthur und Umgebung, weshalb ich mir erlaube, Sie zum Bei-

tritt in diese Gesellschaft einzuladen. Ich glaube, dass Sie mir beistim-

men, wenn ich es als selbstverständliche Pflicht eines jeden Offiziers be-

zeichne, dass er an seinem Wohnort in die Offiziersgesellschaft eintritt

und dort Anregung und ergänzende Ausbildung für die Leistung seines

Militärdienstes sucht. Vor dem letzten Kriege war der Beitritt zur Offi-

ziersgesellschaft eine Selbstverständlichkeit. Die jeweils auf das Jahres-

ende neu ernannten Offiziere traten vollzählig ein. Während des Krieges

mit seiner verhältnismässig intensiven Dienstleistung ist das Bedürfnis

nach ergänzender Arbeit der Offiziersgesellschaften etwas in den Hinter-

grund getreten. Heute scheint mir diese Arbeit wieder wichtiger denn je…

… Sehr geehrter Herr Kamerad, wenn ich Sie zum Beitritt in die Offi-

ziersgesellschaft einlade, so appelliere ich an Ihr Pflichtgefühl als Offi-

zier. Gleichzeitig kann ich Ihnen versichern, dass die unserer Gesell-

schaft angehörenden Offiziere Sie aufrichtig willkommen heissen, dass

Sie sich freuen, mit Ihnen zusammenarbeiten und kameradschaftlichen

Umgang pflegen zu können. Ohne Ihren Gegenbericht nehme ich an,

dass Sie einverstanden sind, wenn der Vorstand der Offiziersgesellschaft

Sie ab heute als Mitglied betrachtet. Wir werden Ihnen für den Rest unse-

res Geschäftsjahres alle Einladungen und Zirkulare zustellen.»

Besuch General Guisan

Billette ausverkauft, die Gänge vollgestopft, Parallelversammlungen

mit Lautsprecherübertragung in verschiedenen Räumen des Kirchge-
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meindehauses. Dieses Bild bot sich, als der General des Zweiten Welt-

krieges, Henri Guisan, in Winterthur seinen Vortrag über «Erinnerun-

gen an den Aktivdienst 1939–45 und Geisteserneuerung in der Fami-

lie» hielt. General Guisan hat während der harten Jahre zwischen

1939 und 1945 alles getan, um das Gleichgewicht zwischen Sicherheit

und Wirtschaft wieder herzustellen. Auch schenkte er den sozialen

Problemen gebührende Aufmerksamkeit. Die Schilderung der kriege-

rischen Ereignisse rings um die Schweiz und die getroffenen Mass-

nahmen hielt er sehr knapp, denn sie waren noch in aller Munde prä-

sent. Die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung wollte nicht

den General einer – glücklicherweise – nicht kriegsverwickelten Ar-

mee heroisieren, doch schien es ihr gerechtfertigt, auf das Geniale in

der eidgenössischen Strategie, die Réduitstellung zu verweisen. Die

Réduitstellung war die abstrakteste Beschränkung auf das Mögliche

zur Erhaltung unseres Landes. Einem Mann, der ebensosehr Mensch

wie General war, mochte es sehr schwer gefallen sein, sich mit dem

Gedanken einer Igelstellung von 300000 Mann Soldaten und ebenso

vielen Zivilisten abzufinden. Den Schluss der Ausführungen widmete

Henri Guisan dem Familiensonntag. Sport sei nichts anderes als Ge-

schäft geworden, meinte er weiter. Mit diesem Bestreben wollte er,

besonders in den Städten, die Familie wieder zusammenbringen, zu

deren Erstarkung und zur Regenerierung des Staates.

Diskussionsabend Reorganisation Armee

Neben klassischen Vortragsabenden wurden auch Diskussionsaben-

de veranstaltet. So geschehen im Januar 1958. Eine grössere Zahl von

Mitgliedern der Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung traf

sich unter der Leitung von Brigadekommandant Oberst E. Branden-

berger, um über die Reorganisation der Armee zu diskutieren. Als

Grundlage diente der Bericht einer Studienkommission der Schwei-

zerischen Offiziersgesellschaft, welcher der Öffentlichkeit vorgelegt

wurde. Der Abend sollte dazu dienen, den Mitgliedern Einblick zu ge-

ben in die Argumente sowohl der Kommissionsmehrheit, die sich eine
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für alle Kampfverfahren geeignete Armee wünschte, wie auch der

Minderheit, welche die Vorbereitung der Armee auf einen eher lokal

geführten Kampf befürwortete. Welche Mittel sind notwendig, um der

Armee auch im modernen Kampf die Erfüllung ihrer Aufgabe zu er-

möglichen? In dieser Frage waren sich die beiden Parteien weit 

gehend einig. Die Infanterie brauche Panzer, Panzerabwehrgeschüt-

ze auf Selbstfahrlafetten, eine verbesserte Panzernahabwehr, mehr

schwere Minenwerfer, geländegängige Fahrzeuge für die schweren

Füsilierkompanien. Ebenso war man sich über die organisatorischen

Änderungen unserer Armee weit gehend einig. Beide waren sich 

darüber klar, dass wir bewegliche Stosskräfte brauchen. Die Ausein-

andersetzung in der Öffentlichkeit drehte sich meistens um das unbe-

deutendste Problem, die Kampfform. Die Mehrheit der Studienkom-

mission wollte die Armee so organisieren und ausrüsten, dass sie je

nach Umständen verschiedene Kampfformen anwenden konnte. In

der Diskussion über die Kampfform hatte der Referent Gelegenheit,

eingehend auf die Argumente der Befürworter einer so genannten

«aktiven Raumverteidigung» einzugehen, wie sie in einer Schrift von

Basler Offizieren zum Ausdruck kam. Abschliessend konnte festge-

stellt werden, dass die Differenzen zwischen den verschiedenen Rich-

tungen weit geringer waren, als man sich gemeinhin vorstellte, und

meistens nur Nebenfragen betrafen. Es ging darum, mit mutigem

Entschluss die Armee den neuen Anforderungen anzupassen. Die

Studie der Offiziersgesellschaft zeigt hierfür einen geeigneten Weg.

150-Jahr-Jubiläum

Im Schlosshof der Kyburg feierte die Offiziersgesellschaft Winterthur

und Umgebung am 30. Juni 1956 das Jubiläum ihres 150-jährigen Be-

stehens. In der Uniform aus der Gründungszeit erwartete eine Grup-

pe Kanoniere mit ihrem Vorderladergeschütz von Anno dazumal die

mehr als zweihundert Offiziere und sandte mit militärischer Pünkt-

lichkeit ihre 15 Salven in die Waldlandschaft des Tösstals hinaus. In

markanten Worten hob der Präsident der Offiziersgesellschaft Bedeu-
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tung und Wirken der verantwortungsbewussten Offiziere hervor. Im

Blick auf die mannigfaltigen Gelegenheiten zur kameradschaftlichen

Weiterbildung würdigte er auch die freundschaftlichen Beziehungen

zu den anderen militärischen Vereinen der Stadt Winterthur. Die Of-

fiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung ist eine Gemeinschaft

zur Wacherhaltung des Wehrgedankens und der Wehrkraft, die bei all

ihren Bestrebungen und der selbstlosen Befolgung ihrer Ziele zum

Wohl des Volkes und im Interesse des Vaterlandes geblieben ist. Na-

türlich war auch dieser Anlass mit einem Referat verbunden. Für die

Hauptansprache hatte sich Oberstkorpskommandant Hans Thomann

zur Verfügung gestellt, der in aktuellen Betrachtungen über «Offi-

ziersgesellschaften und Landesverteidigung» sprach. Er entbot der

Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung den persönlichen

Dank für eine ebensogrosse wie fruchtbare Leistung während den,

hundertfünfzig Jahre. Unsere Armee, die auch weiterhin unbedingt

eine Milizarmee auf der Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht blei-

ben müsse, sei auf die ausserdienstliche Ausbildung sehr stark ange-

wiesen. Die militärische Ausbildung sei lang und ebenso kurz, je nach

Standpunkt, aus der sie betrachtet werde. Sogar sehr lang, wenn wir

bedenken, wie viel Zeit ein junger Mann von seiner beruflichen Aus-

bildung und Tätigkeit opfern müsse. Sie sei kurz, sogar sehr kurz,

wenn wir überlegen, was der angehende Soldat, der künftige Unterof-

fizier oder Offizier alles lernen müsse. Wir hätten die Pflicht, gemein-

sam dafür zu sorgen, dass ein Teil unserer Armee so ausgerüstet sei,

dass er auch einem Atombomben einsetzenden Gegner entgegentre-

ten könne. Wir müssen die Armee so ausrüsten und ausbilden, dass

sie ihre Aufgabe, die Unabhängigkeit und die Selbstständigkeit des

Landes und Volkes zu bewahren und zu erfüllen vermag. 

Die Atominitiative II

Auch vor sehr heiklen politischen Themen schreckte die Offiziersge-

sellschaft Winterthur und Umgebung nicht zurück. So geschehen im

Mai 1963 mit dem Vortrag über die «Atominitiative II». In seinen aus-
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serordentlich klaren, von kühler Überlegung getragenen Ausführun-

gen befasste sich Oberst Dr. H.R. Kurz, Leiter des Pressedienstes des

Eidgenössischen Militärdepartementes, einleitend mit der Entwick-

lung der zweiten Atominitiative. In der Geschichte des schweizeri-

schen Bundesstaates war es eine völlig neue Tatsache, dass das Volk

innert eines guten Jahres zweimal zum gleichen Gegenstand Stellung

zu nehmen hatte. Nach der grundsätzlichen Entscheidung vom 

1. April 1962 war die Frage, ob unsere Armee mit Atomwaffen auszu-

rüsten sei, eindeutig beantwortet. In der ganzen Auseinandersetzung,

die damals im Gange war, spielten besonders die gefühlsmässigen Be-

weggründe eine wichtige Rolle. Es stand fest, dass im Kriege der Ge-

genwart die Atomwaffe auch für den Bereich der Taktik ausschlagge-

bend geworden sei; bereits auf der Stufe des Bataillons werde mit der

Einsetzung dieses Kampfmittels zu rechnen sein. Obschon es damals

noch nicht abzusehen war, welchem Ziele sich die Entwicklung der

Atomwaffen am Ende entgegenbewegt, werde man doch immer mehr

mit deren Einsatz in kleinen Verbänden rechnen müssen. Es ergäbe

sich dann zwischen überlieferten und atomaren Waffen kein grund-

sätzlicher Unterschied mehr. Dann bestehe aber auch kein besonde-

rer Anlass mehr, der Bundesversammlung ausgerechnet das Ent-

scheidungsrecht über die Beschaffung von Atomwaffen zu entziehen.

Es bedürfe auch keiner weiteren Auseinandersetzungen darüber, dass

der Krieg der Zukunft vorwiegend mit Atomwaffen entschieden wer-

de. Auch heute sehe unsere Armee ihr vornehmstes Ziel darin, den

Krieg zu verhindern. So weit kämen wir aber nur dann, wenn wir als

achtungsgebietende Macht auftreten könnten. Ein Gegner, der auf un-

sere Seite keine Atomwaffen zu fürchten hätte, könnte seine Truppen

fast unbehindert zu gefährlichen Angriffen bereitstellen. Nur wenn

wir selber über die modernste Bewaffnung verfügten, könnten wir den

Feind zu einer gewissen Vorsicht zwingen. Zweifellos werde sich

solch eine allfällige Feindseligkeit im Rahmen eines Weltkrieges ab-

wickeln, in dessen Verlauf in jedem Falle Verbündete an unserer Sei-

te träten. Bestimmt hätten wir selber niemals die Absicht, einen Atom-

krieg auszulösen, doch müssten wir stets zum Zurückschlagen bereit

sein. Der Verzicht auf die stärkste und wirkungsvollste Waffe käme
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gleichsam einem Abweichen von unserer bewährten Neutralität

gleich. So verkehrt es wäre, die sicher grausamen Atomwaffen zu ver-

harmlosen, so falsch wäre es, in eine sinnlose Atompanik zu verfallen.

Gesamtverteidigung – Träger der nationalen Selbst-
behauptung Israels

Im Jahre 1977 organisierte die Offiziersgesellschaft Winterthur und

Umgebung einen weiteren Vortrag, der für diese Zeit ein sehr brisan-

tes Thema umfasste. Die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umge-

bung lud den Oberstleutnant Dan Boehn aus Tel Aviv ein, und dieser

referierte über das Thema «Die Gesamtverteidigung – Träger der 

nationalen Selbstbehauptung Israels». Der Referent war Offizier 

der israelitischen Armee im Yam-Kippur-Krieg und stellvertretender

Sprecher der Armee in dieser Zeit. Er ging von der Entwicklung der

militärpolitischen Lage im Nahen Osten aus und ging auf die gegen-

wärtige Bedrohungslage ein, um in diesem Rahmen die Anstrengun-

gen auf dem Gebiet der militärischen und zivilen Landesverteidigung

wie Armee, Zivilschutz, Kriegswirtschaft, geistige und moralische 

Bereitschaft zu schildern.

J.M.A.H. Luns

Die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung veranstaltete am

15. Juni 1979 einen bahnbrechenden Vortrag. Sie lud den damaligen

Generalsekretär der NATO, Dr. J.M.A.H. Luns, ein, über das Thema «30

Jahre NATO und Ausblick in die Zukunft» zu referieren. Seitens der

Eidgenössischen Militärverwaltung wurde die Idee der Offiziersgesell-

schaft Winterthur und Umgebung harsch kritisiert, da der Besuch von

Dr. J.M.A.H. Luns nicht als unproblematisch betrachtet wurde.

Zitat aus dem Schreiben an die Eidgenössische Militärverwaltung:

«…dass die Absicht, einen hohen Exponenten der NATO in einem neutralen

Land sprechen zu lassen, nicht ganz ohne Problematik ist. Erfahrungsge-
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mäss beurteilt das Ausland schweizerische Offiziersgesellschaften als offi-

zielle, militärische Organisationen. Aus dem Vortrag Luns können deshalb

möglicherweise neutralitätspolitische Komplikationen entstehen…»

Trotz dieser massiven Bedenken seitens der Eidgenössischen Militär-

verwaltung bekam die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umge-

bung die Zustimmung und musste ihren Plan nicht abbrechen. Ohne

Begeisterung wurde der Gesellschaft die Entscheidung freigestellt, ob

sie die Einladung an Luns erlassen will oder nicht. Die Gesellschaft

hielt an ihren Plänen fest. Der Anklang war sehr gross, und niemand

bereute den Schritt, dieses Wagnis eingegangen zu sein. 

Statutenrevision

Im Jahre 1981 passte die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umge-

bung ihre aus dem Jahre 1936 stammenden Statuten den im Jahr zuvor

revidierten Statuten der Offiziersgesellschaft des Kantons Zürich an.

Die Zivildienst-Initiative

Die Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung beteiligte sich

auch an politischen Themen, die das Militärwesen betrafen. So auch

im Februar 1984. In dieser Zeit war die Diskussion um die Zivildienst-

Initiative entfacht. Worum handelte es sich dabei:

Die Bundesverfassung sollte mit folgendem neuen Artikel ergänzt

werden:

1. Wer den Militärdienst verweigert, wird von der Wehrpflicht be-

freit, wenn er Zivildienst leistet. Der Zivildienst dauert andert-

halbmal so lange wie die Gesamtheit der verweigerten militäri-

schen Dienste.

2. Zivildienst bezweckt die Förderung des Friedens, indem er dazu

beiträgt, Ursachen gewaltsamer Auseinandersetzungen zu besei-

44



tigen, menschenwürdige Lebensverhältnisse zu schaffen und in-

ternationale Solidarität zu stärken.

3. Der Zivildienst vollzieht sich im Rahmen öffentlicher und priva-

ter Organisationen und Institutionen, die seinen Zielsetzungen

entsprechen. Koordination und Aufsicht obliegen dem Bund.

4. Die Ausführung dieses Artikels ist Sache der Bundesgesetzge-

bung.

Diese Initiative war extrem und ebenso gefährlich, weil sie die Aufhe-

bung der allgemeinen Wehrpflicht wollte oder jedenfalls mit sich

brachte, wodurch das Milizsystem in Frage gestellt worden und zwei

Kategorien von Bürgern geschaffen worden wären, wobei unterstellt

wurde, dass der Militärdienst dem Frieden nicht oder mindestens 

weniger als der Zivildienst diente.

Schon in den Sechzigerjahren gab es Männer, die den Dienst ver-

weigerten. So geschehen vor den Schranken des Divisionsgerichtes 6,

das in Winterthur tagte. Es erschien der 22-jährige Waffenmechani-

ker Paul, angeklagt der Dienstverweigerung, eventuell des Dienstver-

säumnisses. Paul war aufgeboten worden, Anfang Januar in die Un-

teroffiziersschule einzurücken. Er hatte Dispens verlangt, doch die

militärischen Instanzen beharrten auf dem Aufgebot, nicht zuletzt

deshalb, weil sie im Vorjahr zweimal hintereinander die Verschie-

bungsgesuche Pauls bewilligt hatten. Paul ignorierte das Aufgebot

und erschien am Morgen, da er hätte einrücken sollen, wie gewohnt

zur Arbeit. Damit verfiel er der militärischen Gerichtsbarkeit. Vor Ge-

richt machte er geltend, dass er nicht gewusst habe, dass ein Wehr-

mann zur Übernahme höherer Chargen gezwungen werden könne.

Zudem hätte der Militärdienst seine berufliche Weiterbildung behin-

dert. Darüber hinaus fühle er sich nicht zu militärischen Führungs-

aufgaben qualifiziert. In der Rekrutenschule hatte er Interesse für die

Unteroffizierslaufbahn bekundet, er erhielt den Vorschlag, ohne dass

er sich dagegenwandte. Dem Gericht missfiel der Eifer, mit dem sich

der junge Mann dem Aufgebot zur Unteroffiziersschule zu entziehen
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suchte. Schon die Begründung des zweiten, im letzten Sommer bewil-

ligten Dispensgesuches erwies sich nachträglich als nicht sehr hieb-

und stichfest. Schlussendlich entschied das Gericht auf Dienstverwei-

gerung und verurteilte Paul zu fünf Monaten Gefängnis, bedingt 

erlassen auf eine Probezeit von vier Jahren. Paul habe sich um die Un-

teroffiziersschule drücken wollen, weil ihm der zusätzliche Militär-

dienst einfach nicht gepasst habe. Der Fall sei schwer, die Hartnäckig-

keit, mit welcher die Pflichten gegenüber dem Land verletzt worden

seien, falle strafverschärfend ins Gewicht. Wohin hätte das wohl ge-

führt, wenn eine Dienstverweigerung straffrei geblieben wäre und

der Wehrpflichtige anstelle des Militärdienstes hätte Zivildienst leis-

ten können? Das einwandfreie Funktionieren des Milizsystems wäre

sicherlich gescheitert. 

Gedenkanlass 50Jahre Kriegsende in Europa

Am Abend des 8. Mai 1995 fand in der vollbesetzten Stadtkirche Winter-

thur ein von der Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung orga-

nisierter Gedenkanlass zum 50-Jahr-Jubiläum des Waffenstillstandes

in Europa am Ende des Zweiten Weltkrieges statt. Um die Mittagszeit

läuteten wie damals, am 8. Mai 1945, die Glocken in der ganzen Stadt;

um 19.45 Uhr nochmals diejenigen der Stadtkirche. Nach dem Verlesen

des Tagesbefehls von General Henri Guisan zum 8. Mai 1945 würdigten

Stadtpräsident Dr. Martin Haas, Pfarrer Robert Oehninger, Pfarrer Al-

fred Böni und alt Bundesrat Dr. Rudolf Friedrich in kurzen Ansprachen

den historischen Moment. Anschliessend begaben sich das Publikum

und eine grosse Zahl von Gästen in einem Fackelzug zur städtischen

Turnhalle an der Museumsstrasse, wo die schlichte, aber vielbeachtete

Veranstaltung bei einem gemeinsamen Suppenmahl ausklang. Manch

einem und einer mochten wohl an diesem denkwürdigen Tag die glei-

chen Gedanken durch den Kopf gegangen sein wie alt Bundesrat Dr.

Rudolf Friedrich, der in seinem Referat eindrücklich schilderte, wie er

das Kriegsende vor 50 Jahren beim Abverdienen des Leutnants auf dem

Monte Ceneri erlebt, und in welchem Zwiespalt er sich damals befun-
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den habe und heute noch befinde: Im Zwiespalt zwischen der Erleich-

terung, dass der grauenvolle Krieg zu Ende, dass ein diabolisches Re-

gime gestürzt, dass die Bedrohung vorbei war, und dem Bewusstsein,

selber wenig dazu beigetragen zu haben und von anderen befreit wor-

den zu sein. Es gehe darum, einerseits die Leistungen all jener, die da-

mals in der Verantwortung standen, in dankbarer Erinnerung zu halten,

diese Dankbarkeit anderseits aber auch vermehrt in Taten umzusetzen.

«Wir müssen also weiterhin bereit sein. Aber wir sollten uns dabei nicht

nur auf ein gnädiges Schicksal und auf die anderen verlassen, sondern

vermehrt auch selber tätig werden», meinte Friedrich.

«Aus Konflikten lernen» – 150 Jahre Bundesstaat

Das Jahr 1998 stand ganz unter dem Zeichen der Festlichkeiten zur

150-Jahr-Feier des Bundesstaates. In der Region Winterthur und Um-

gebung begannen die Festlichkeiten mit dem Besuch von Colin 

Powell. Dieser Besuch stand nicht speziell im Zusammenhang mit der

Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung, und doch war dies

der Anfang der Feierlichkeiten zum 150-Jahr-Jubiläum. Im Vorfeld

des Anlasses lancierte die Offiziersgesellschaft Winterthur und Um-

gebung eine Sammelaktion zu Gunsten des Sozialdienstes der Armee.

Der Check wurde am 12. September 1998 überreicht, anlässlich des

Festaktes im Technikum Winterthur. Im Rahmen dieses Anlasses

wurde der folgenden drei Geschehnisse gedacht: 

1848 Gründung moderner Bundesstaat

1798 Ablösung der alten Ordnung durch die «Helvetik»

1648 die Folgen des Westfälischen Friedens

An der eigentlichen Feier stand ein Referat von Rolf Bloch, Präsident

des Schweizerischen Israelitischen Gemeindebundes, im Mittel-

punkt. Sein Referat war geprägt von eigenen Erlebnissen während

des 2. Weltkrieges, und stellvertretend für die Schweizer Armee dank-

te er der Offiziersgesellschaft Winterthur und Umgebung für den 

Einsatz während des 2. Weltkrieges.
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Ausschnitt aus der Rede von Rolf Bloch:

«Im Dezember 1941, also bei Kriegseintritt der USA, wurde die ‹Endlö-

sung der Judenfrage› durch die Nazis endgültig beschlossen – in ihrem

Herrschafts- und Einflussbereich sollten alle Juden physisch beseitigt wer-

den, systematisch, kalt und effizient sollten sie erschossen oder vergast

werden oder durch Sklavenarbeit umkommen. In immer neuen Wellen

aus Europa sollte das ‹jüdische Material› gesammelt und in die Todesla-

ger herangeschafft werden. An der so genannten Wannsee-Konferenz im

Januar 1942, die der Umsetzung des diabolischen Planes diente, musste

vorerst einmal die Grössenordnung der entsprechenden Aktionen festge-

legt werden. Im Budget der zu Vernichtenden gibt es auch eine Zeile, ein

Budgetposten, der lautet: ‹Schweiz 18000›. Eine Zeile, die auch mich be-

traf. Das Schicksal hat es gut gemeint mit mir: als Schweizer Bürger und

damals auch in der Schweiz lebend, entkam ich der teuflischen Maschine-

rie und wurde auch nicht an die Nazis ausgeliefert – zwar in Wannsee ge-

zählt, aber nicht dingbar gemacht. Das ist nicht ein Verdienst von mir, son-

dern Folge des gnädigen Schicksals, als Schweizer in der Schweiz Rettung

gefunden zu haben. Wen wundert’s dass mich ein starkes Gefühl der

Dankbarkeit stets begleitet und dies Schritt für Schritt auf meinem Lebens-

weg aus der Vergangenheit bis heute und sicher auch weiter in die Zu-

kunft. Doch die Erkenntnis, das Bewusstsein, einen Grund für Dankbar-

keit zu haben genügt ja nicht, kann bloss Ausgangspunkt zu einem Han-

deln aus Dankbarkeit heraus bedeuten, ein innerer Ansporn zu entspre-

chendem Handeln, ein Handeln in Solidarität. So habe ich also damals als

Jude überlebt, also trotzdem ich ein jüdisches Kind war, und deshalb habe

ich mich heute für diejenigen einzusetzen, die unglücklicherweise Opfer ge-

worden sind, habe ich mit ihnen und ihren Nachkommen solidarisch zu

sein, dafür zu sorgen, dass das Grauenhafte nicht vergessen gehen kann

und auch dafür zu sorgen, dass nicht neues Unrecht geschieht, ja dass ih-

nen vielmehr Gerechtigkeit widerfährt, Wiedereinsetzung der Entrechte-

ten in ihre Ehre, aber auch Rückgabe des ihnen Geraubten oder verlore-

nen, auch wenn darin oft viel wichtiger für den Einzelnen der symbolische

Akt zählt als der materielle Wert der zurückgegebenen Geldsumme. 

Es geht mir aber auch um Dankbarkeit gegenüber der Schweiz und

den Schweizern, verkörpert auch durch die Armee, dank deren geisti-
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gem und physischem Widerstandswillen gegen den Nazismus ich über-

lebt habe, wohlwissend, dass damals in diesem Lande auch nicht alles

nur unschuldig weiss und gut war, aber doch auch nicht alles schwarz

und schlecht, vielmehr nicht viel besser und schon gar nicht schlechter

als anderswo. Gleiche Anteilnahme, aber auch Teilnahme gilt für die

Auseinandersetzung mit der Rolle der Schweiz im 2. Weltkrieg, mit der

Beurteilung unserer Geschichte. Dies kann schmerzlich auch an unse-

ren Erfahrungen rütteln, uns zwingen, unser Geschichtsbild zu ändern.

Und das nach mehr als 50 Jahren! Es ist so, wie wenn ich nach einem

Unterbruch von über 50 Jahren wieder in einen Spiegel blicken würde,

und ich mich nach dieser langen Zeit zum ersten Mal wieder sehen wür-

de. Was ist aus dem damals hoffnungsvollen Jüngling mit lockigem

Haar und ohne Brille geworden – ist das Gesicht, das ich im Spiegel er-

blicke wirklich noch meines? Geschichte ist eben ein fortlaufender Pro-

zess, und nicht eine Momentaufnahme, bei der man stehen bleiben

kann. Eines ist es allerdings, die geschichtlichen Fakten zu sammeln

und ein anderes, diese zu interpretieren, heute vielleicht neu gegenüber

gestern, wobei man aber die zur Zeit der Momentaufnahme gültigen

Rahmenbedingungen dabei nicht einfach vergessen oder missachten

darf. Beachten wir sie, dürfen wir uns aber doch ein Urteil beider Inter-

pretationen erlauben. Das Gute und Richtige von gestern spornt an zur

Suche des Guten und Richtigen von morgen. Weil das Umfeld ändert,

sind Werte und Einstellungen morgen nicht mehr notwendigerweise

dieselben, die sie gestern waren oder heute noch sind. Als Schweizer –

also nicht so sehr als Jude – nach einem Sinn für die gegenwärtige Auf-

arbeitung unserer kürzlichen Vergangenheit suchend, finde ich ihn in

der nicht zu verspielenden Chance zu neuer Sensibilität, neuer Erkennt-

nis. Es kann dabei nicht um eine alte Schuld gehen, sondern nur um eine

neue Verantwortung, in und für eine zwar noch nicht gute, aber doch

vielleicht doch offenere, gar bessere Welt. ‹Aus Konflikten lernen› ist das

Motto unserer Veranstaltung. Vielleicht trifft dies eben auch angesichts

der heutigen Anfeindungen, angesichts der Kritiken und des Zwangs

zur Auseinandersetzung in einer Zeit der Prüfung gerade besonders zu.»
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Zum Gründungsjahr der OG Winterthur 1806
Die eidgenössische Armee zwischen Auto-
nomie und französischer Dominanz1

PD Dr. phil. Hans Rudolf Fuhrer, Meilen2

Vorgeschichte
Mit dem Einmarsch der französischen Truppen in die Schweiz 1798

brach die Alte Eidgenossenschaft zusammen, und an ihre Stelle trat

die Helvetische Republik, ein Zentralstaat von Frankreichs Gnaden.

Ohne eigene Truppen waren die helvetischen Behörden machtpoli-

tisch ganz auf die anwesenden französischen Truppen angewiesen.

Nachdem der innere Widerstand gegen die Abhängigkeit von Frank-

reich in der Eidgenossenschaft immer stärker geworden war, zog Na-

poleon Bonaparte im Sommer 1802 – die Schwäche der Helvetischen

Republik richtig berechnend – seine Truppen aus der Schweiz ab. 

Mit nur drei Bataillonen stehender eidgenössischer Truppen war

die helvetische Regierung nicht in der Lage, der unzufriedenen Bevöl-

kerung Herr zu werden, und ergriff die Flucht nach Savoyen.3 Darauf-

hin marschierten – wie vorkalkuliert – französische Truppen wieder

in der Schweiz ein, um für Ruhe und Ordnung zu sorgen und der

Schweiz ihre Unfähigkeit zu innerer Stabilität vor Augen zu führen.

Dieses Vorgehen provozierte Österreich und Grossbritannien, wobei
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namentlich letzteres Napoleon nachdrücklich, aber erfolglos auffor-

derte, die Schweiz wieder zu verlassen.4

Mediation. Bildung und Einsatz einer eidgenössischen
Armee

Im Februar 1803 überreichte Bonaparte in Paris den eidgenössischen

Vertretern feierlich die von ihm verfasste Mediationsakte als Grundla-

ge für den neuen Staatenbund. Es bestand kein Zweifel, dass er 

weniger Mediator als vielmehr Diktator war, der seine Interessen

durchzusetzen wusste. Grundsätzlich genoss die Schweiz bis 1815

eine relative Autonomie – jedoch nur innerhalb des von Napoleon vor-

gegebenen Rahmens. So wurde beispielsweise die Souveränität durch

eine Militärkapitulation massiv eingeschränkt, in welcher die Eidge-

nossenschaft Frankreich das Recht einräumen musste, ihr Territori-

um als Operationsachse zu benützen sowie im Bedarfsfall bis zu 16000
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Soldaten zu rekrutieren. Neben dieser Militärkapitulation schloss Bo-

naparte mit der Schweiz eine Defensivallianz ab, die es Frankreich er-

laubte, zusätzlich 8000 Mann auf seine Kosten anzuwerben.5

Im Unterschied zum Zentralstaat der Helvetik wurde die Eidge-

nossenschaft nun wieder wie früher nach föderalistischen Prinzipien

in 19 souveräne Orte aufgeteilt. Die Abgeordneten der einzelnen Kan-

tone bildeten die Tagsatzung, an deren Spitze erstmals ein «Landam-

mann der Schweiz» stand. 

Bonaparte erlaubte der Eidgenossenschaft ein Bundesheer von ge-

samthaft 15203 Mann, was rund 1% der Bevölkerung gleichkam. Dies

entsprach zwar dem üblichen Prozentsatz in anderen Ländern,6 doch

war es eine massive Schwächung im Vergleich zur alten Eidgenossen-

schaft. Vor 1798 betrug die gesamte Milizstärke noch 195500 Mann,
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wobei es sich um die Summe einzelner kantonaler Milizverbände

handelte ohne übergeordnete eidgenössische Struktur.7 In diesem

Sinne war das Bundesheer eine Neuerung.8 Die Mediationsverfassung

vom 19. Februar 1803 definierte jedoch lediglich die Grösse der Kon-

tingente im eidgenössischen Dienst, die zwischen 2292 Mann aus dem

Kanton Bern sowie 118 Mann aus dem Kanton Uri schwankte.9

Der Weg zum «Allgemeinen Militär-Reglement für den
Schweizerischen Bundesverein»

Allein, die Tagsatzung liess es nicht bei den vagen Vorgaben Napole-

ons bewenden, sondern nahm bald darauf das Heft in die Hand, um

auf der Grundlage der Mediationsverfassung ein wirksames eidge-

nössisches Heer zu bilden. Es wurde eine Militärkommission gebil-

det, die einen Vorschlag zur Organisation des Bundesheeres ausarbei-

ten sollte10, wobei speziell darauf zu achten sei, eine Einheitlichkeit in

der Organisation und Ausrüstung der Kantonsmilizen, insbesondere

der Typen und der Kaliber ihrer Waffen zu erreichen.11 Die ersten Mit-

glieder der Militärkommission waren allesamt Solddienstoffiziere,

die ihr Know-how in Fremden Diensten gesammelt hatten und mit

den modernen Prinzipien der Armee- und Truppenorganisation ver-

traut waren.12 Wir betrachten einzig die Vorgaben, welche der Kanton

Zürich am 19. Dezember 1803 erhalten hat.13 Zürich war verpflichtet,
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1929 Mann als «Succurs-Continent» zu stellen (1656 Mann Infanterie,

133 Mann Scharfschützen, 55 Mann Artillerie, 35 Mann Dragoner und

50 Mann für einen Gross- und Kleinstab) und 77153 Franken in die

eidgenössische Kriegskasse zu bezahlen. Rekrutierung, Bereitstel-

lung der Ausrüstung und Ausbildung der Truppen im eidgenössischen

Dienst war Aufgabe des Kantons.

Das gesamte «Succurs-Corps» war in sieben Legionen eingeteilt.

Als vierte Legion war Zürich mit Schaffhausen verbunden und hatte

gesamthaft 2162 Mann zu stellen. Die zürcherische Infanterie wurde

in drei Bataillone gegliedert. Ein Bat Stab kommandierte vier Füsilier-

kompanien und eine Grenadierkompanie, alle zu 92 Mann. Drei über-

zählige Kompanien bildeten zusammen mit zwei Kompanien von

Schaffhausen das vierte Bataillon. Die 55 Mann Artillerie bildeten zu-

sammen mit den 18 Artilleristen von Schaffhausen eine Artilleriekom-

panie von 73 Mann. Die 35 Dragoner wurden durch acht aus dem Kan-

ton Schaffhausen auch zu einer Dragonerkompanie verstärkt.

Schliesslich bildeten die 133 Scharfschützen mit 23 Schaffhauser

Scharfschützen zwei Kompanien zu 73 Mann.

Im Gesetzesvorschlag heisst es:

1. Es solle fürdersamst eine aus auserlesenen und frei angeworbe-

nen Leuten bestehende Companie von hundert Mann Infanterie

aufgestellt und mit geschickten Ober- und Unteroffizieren verse-

hen werden. (= Standes-Companie; der Kanton wäre befugt gewe-

sen, 200 Mann besoldeter Kantonstruppen zu engagieren, d.V.)

2. Diese Companie soll einen Teil des mediationsmässigen eidgenös-

sischen Succurs-Corps ausmachen, in der Meinung, dass nach die-

ser Companie und durch dieselbe die übrigen Contingents-Com-

panien in zu bestimmender Kehrordnung organisiert und formiert

werden sollen.

3. Der Kanton Zürich wird in drei Militärkreise14 von soviel mög-

lich gleicher Bevölkerung, und jeder dieser drei Militärkreise 
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che «Zünfte» genannt wurden. Veltheim gehörte beispielsweise zur Zunft Wülflingen
(Vgl. Ziegler, Peter: Veltheim, Winterthur 1981).



in sechs Quartiere von möglichst gleicher Stärke eingeteilt wer-

den.

4. In dem Bezirk eines jeden Quartiers ist ein in demselben wohnen-

der Quartiercommandant aufgestellt, welcher alle und jede Mann-

schaft von dem sechszehnten bis in das fünfundvierzigste Alters-

jahr einschreibt und in nachstehende drei Klassen einteilt: Erste

Klasse: alle junge Mannschaft von sechzehn bis und mit zwanzig

Jahren; zweite Klasse: die Mannschaft von zwanzig bis und mit

fünfundzwanzig Jahren; dritte Klasse: diejenige von fünfundzwan-

zig bis und mit fünfundvierzig Jahren.

5. Aus der zweiten Klasse wird die für das Succurs-Contingent erfor-

derliche freiwillige Mannschaft für die Infanterie-Companien ge-

zogen; diejenigen aber aus der gleichen Klasse, welche sich für

den Dienst der Artillerie, Cavallerie und Scharfschützen anbieten,

werden besonders eingeschrieben.

6. Das Contingents-Corps des Kantons soll unter der Aufsicht und

Leitung eines Obersten stehen und von den übrigen Miliztruppen

gänzlich abgesondert sein und bleiben.

7. Die Mannschaft des Contingents-Corps wird auf vier Jahre unter

diesem Corps zu dienen verpflichtet und soll während dieser Zeit

allen an sie ergehenden Aufforderungen und Verfügungen sich

willig unterziehen. Nach Verfluss dieses Termins aber steht es je-

dem Einzelnen frei, sich unter eine der nicht zum Contingents-

Corps gehörigen Milizkompanien einschreiben zu lassen, insofern

er nicht freiwillig länger unter dem Succurs-Corps dienen will.

8. Ein bei dem Contingents-Corps Eingeschriebener mag, nach an-

gezeigten gültigen Gründen, an seiner Stelle einen andern, in 

allen Rücksichten zum Dienst tauglichen, aber nicht in die Classe

der 20 bis 25-jährigen Mannschaft gehörigen Mann aus dem hiesi-

gen Kanton dem Quartierkommandanten vorschlagen, welcher

über eine solche Austauschung nicht aus sich verfügen kann, son-

dern den Consens des Obersten des Contingents-Corps einholen

soll.

9. Falls sich nicht genug Freiwillige zu dem durch die Vermittlungs-

Akte bestimmten Contingents-Corps vorfinden sollten, so wird
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durch das Los bestimmt, wer aus dem übrigen Teil der in die 

zweite Classe gehörigen Mannschaft zur Ergänzung des Contin-

gents-Corps in dasselbe solle eingeschrieben werden. Jedoch 

werden hierbei gesetzlich zu bestimmende Ausnahmen vorbehal-

ten.

10. Aus dem über das vollzählige Contingents-Corps vorschiessenden

Überrest der Mannschaft der zweiten Classe werden so viele Com-

panien organisiert, als die Anzahl der vorschiessenden Mann-

schaft mit sich bringen mag. Diese Reserve-Companien aber wer-

den in zwei Abteilungen klassifiziert: die erste Abteilung begreift

die vorschiessende Mannschaft von 20 bis und mit 23 Jahren, die

letztere Abteilung aber die vorschiessende Mannschaft, welche

das 23ste, aber noch nicht das 25ste Jahr zurückgelegt hat. Ist es

um Ergänzung des Contingents-Corps zu tun, so muss sich die ers-

te Abteilung zuerst dem Los unterziehen, würde aber die Anzahl

der Mannschaft dieser Abteilung nicht hinreichen, um das Contin-

gents-Corps zu komplettieren, so soll auch die Mannschaft der

zweiten Abteilung das Los ziehen.»

Die genauere Ausarbeitung und Durchsetzung dieser allgemeinen

Bestimmungen wurde dem Kleinen Rat aufgetragen. Diese Militär-

ordonnanz von 1803 zeigt verschiedene interessante Ansätze: Zum 

einen ist es eine Mischung zwischen Allgemeiner Wehrpflicht und

Freiwilligkeit. Zum Zweiten sind unter bestimmten Umständen 

die Stellvertretung und der Losentscheid möglich. Zum Dritten stel-

len wir eine frühe Wehrpflicht (16 Jahre) fest, die jedoch nicht zum

eidgenössischen Dienst berechtigt (20 Jahre). Zum Vierten wird mit

der «Standes-Companie» eine Art Eliteverband geschaffen, eine Vor-

zugsstellung, die turnusgemäss wechseln kann. Dieses Modell zeigt

die kantonale Souveränität in Militärsachen der Vergangenheit und

wäre heute nur in Missachtung der Neutralität auf Bundesebene 

für eine Kooperation mit einem Bündnispartner der Zukunft zu dis-

kutieren.
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Der erste Einsatz einer «eidgenössischen Armee» 1804 –
der Bockenkrieg

Als Niklaus Rudolf von Wattenwyl (1760–1832) Anfang 1804 zweiter

Landammann der Schweiz wurde, steckte das eidgenössische Militär-

wesen noch in seinen Anfängen. Nur zwei Kantone hatten ihre zu stel-

lenden Kontingente reglementarisch gebildet; fünf besassen entwe-

der besoldete Standeskompanien oder wenigstens ein Freikorps.15

Der Kanton Zürich hatte Ende Dezember 1803 seine Standeskompa-

nie auf dem Papier gebildet und war seit dem 4. Februar 1804 daran,

die von der Militärkommission vorgesehene vierte Legion auf die Bei-

ne zu stellen. Bevor nun der Vorschlag der Militärkommission an der

Tagsatzung diskutiert werden konnte, brachen im Kanton Zürich Un-
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15 Foerster, Militärorganisation, S. 122. 

Der Kampf um die Bockenwirtschaft oberhalb Horgen am 28. März

1804. Das eidgenössische – aus Bernern, Freiburgern und Zürchern

zusammengesetzte – Detachement lieferte den Aufständischen unter

Willi – hier hoch zu Pferd – ein Feuergefecht. Johann Jakob Aschmann

(1747–1809) Zentralbibliothek Zürich, Graphische Sammlung.



ruhen aus, die den ersten Einsatz einer eidgenössischen Armee not-

wendig machten. Der Landammann der Schweiz bot das «Succurs-

Corps» zu seinem ersten Einsatz auf, um im Kanton Zürich für Ruhe

und Ordnung zu sorgen. Er wollte mit seinem Vorgehen demonstrie-

ren, dass die Schweiz jederzeit in der Lage sei, alleine für innere Sta-

bilität zu sorgen.

Obwohl der Aufstand bald in sich zusammenbrach, wurde deut-

lich, dass es mit dem eidgenössischen Militärwesen nicht zum Besten

stand. Die kurze Zeit seit der Mediation, finanzielle Gründe, Desinte-

resse und besonders die Furcht vor möglichem Einziehen der kanto-

nalen Truppen in französische Dienste haben zu dessen ungenügen-

der Organisation geführt.16 Die zürcherischen Truppen – vielleicht mit

Ausnahme der Dragonerschwadron, der eine nächtliche Befreiungs-

aktion für zwei Magistraten in Affoltern a. A. gelang – erwiesen sich

als völlig kriegsuntauglich und mussten beim ersten Vormarsch 

gegen die Aufständischen vom Oberkommandierenden in Kilchberg

zurückgelassen werden. In Winterthur war wenigstens ein Platzkom-

mando mit drei Offizieren unter dem Quartierhauptmann Steiner im

Einsatz. 

Nach den schlechten Erfahrungen im so genannten «Bockenkrieg»

– dieses unschuldige stattliche  Landgut auf dem Horgener Berg hat-

te dem Aufstand seinen Namen gegeben – reifte überall die Einsicht,

dass die neue Militärorganisation dringend realisiert werden müsse.

Ebenso forciert wurde die Errichtung von kantonalen Landjäger-

korps, die Vorläufer der späteren Kantonspolizei.17 Ein Landjäger-

korps wurde im Kanton Zürich am 14./27. Juni 1804 aufgestellt. 

Truppengliederung

Im Militärreglement von 1804 – die Folge des Versagens im «Bocken-

krieg» – bestand die eidgenössische Bundesarmee aus 99 Füsilierkompa-
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Jung, Joseph (Hg.): Der Bockenkrieg 1804. Zürich 2004. S. 99–130.

17 Suter, Meinrad: Kantonspolizei Zürich 1804–2004. Zürich 2004. S. 14 ff.



nien, 26 Jägerkompanien, 11 Scharfschützenkompanien, 7 Kavallerie-

kompanien, 12 Artilleriedivisionen und einem Stab von 430 Mann.18

Die kantonalen Truppen wurden in sieben Legionen zusammen-

gefasst, welche nach geografischen Gesichtspunkten durch den Zu-

sammenzug von zwei oder mehreren Kantonskontingenten gebildet

werden sollten, wobei das Ziel darin bestand, dass wenigstens «voll-

ständige» Kompanien und Bataillone aus einem Kanton gebildet wer-

den konnten.19 Dabei blieb die Gewichtung der einzelnen Waffengat-

tungen innerhalb einer Legion unberücksichtigt. Ihre Truppenstärke

schwankte zwischen 1844 und 2744 Mann. Das Militärreglement sah

vor, dass die Truppenkörper erst nach einer Mobilmachung durch den

Oberkommandierenden bedarfsgerecht in Brigaden und Divisionen

eingeteilt werden sollten. Diejenigen Kantone, die mehr als ein Ba-

taillon stellen mussten, konnten für den Dienst im Kantonsinneren ei-

nen Obersten ernennen. Im Kriegsfall mussten die Kantone jedoch

nur die jeweiligen Bataillonskommandanten aufbieten, da die eidge-

nössischen Obersten durch die Tagsatzung bestimmt wurden. Wenn

in einem Bataillon Kompanien aus mehreren Kantonen zusammen-

gezogen waren, so stellte derjenige Kanton mit den meisten Kompa-

nien den Kommandanten und die Bataillonsfahne. Sobald die

Mobilmachung erfolgt war, wurden die einzelnen Kontingente als ge-

samteidgenössische Truppen betrachtet und aus der zentralen

Kriegskasse bezahlt, bis die Demobilmachung erfolgt war.20

Parallel dazu wurde die Ausarbeitung von Dienst- und Ausbil-

dungsreglementen angeordnet, um eine gewisse Einheitlichkeit in

der Bundesarmee zu erreichen. Dabei wurde insbesondere der Artil-

lerie viel Aufmerksamkeit gewidmet. So überrascht es auch nicht,

dass die Artillerie im Bundesheer im Vergleich zu den napoleonischen

Streitkräften stärker vertreten war.21
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halb der vorgegebenen 1929 Mann geringfügig geändert: 1511 Infanterie, 160 Scharf-
schützen, 160 Artillerie, 50 Dragoner.

21 Bundesheer: 66 Geschütze auf 15203 Mann, Napoleon 1 Geschütz auf 1000 Mann. Sie-
he Foerster, Hubert: Die eidgenössische Militärorganisation 1804–1813. S. 89.



Die Möglichkeit, dass sich einzelne benachbarte Kantone für ge-

meinsame Truppenübungen zusammenschliessen konnten, provo-

zierte heftige Kritik des französischen Aussenministers, obwohl die

Kantone dazu vorgängig die Erlaubnis des Landammanns der

Schweiz einholen mussten.22 Erstmals zeigten sich die französischen

Schranken deutlich.

Zentralisierung des Militärwesens und Errichtung eines
Generalstabs 

Der Vorschlag der Militärkommission sah unter anderem die Errich-

tung eines eidgenössischen Generalstabs, einer eidgenössischen

Kriegskasse sowie einer eidgenössischen Militärschule vor. Letztere
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wurde nicht als prioritär eingestuft.23 Der erste Entwurf der Kommis-

sion stiess insbesondere bei den neuen Mediationskantonen auf Skep-

sis, da sie befürchteten, dass die Errichtung einer «Central-Militair-Be-

hörde» die Militärgewalt einseitig in der Hand der alten Elite zusam-

menfassen und ihre Souveränität einschränken würde.

Bereits im Memorial der Militärkommission vom 22. Oktober 1803

war die Einführung eines Generalstabs vorgeschlagen worden. Die-

ser Punkt blieb in der ganzen Debatte um die Militärorganisation hef-

tig umstritten.

Während die Diskussion in der Schweiz im Gange war, reiste der

erste Landammann der Schweiz, der Freiburger Louis d’Affry (1743 –

1810), im Juli 1804 nach Paris, um die Umstände des Zürcher Aufstan-

des und dessen Bewältigung im «Bockenkrieg» zu erklären. Bei dieser

Gelegenheit kam auch die Errichtung eines Generalstabs zur Spra-

che, worauf sich Napoleon am 20. Juli 1804 in einem Brief an seinen

Aussenminister Charles Maurice de Talleyrand zum ersten Mal ent-

schieden dagegen aussprach.24 Als Begründung führte er den Wider-

spruch zur Mediationsakte an. Einen Tag später orientierte Talley-

rand den schweizerischen Gesandten in Paris, Constantin de Maillar-

doz, in einem Brief über die ablehnende Haltung von Napoleon und

fügte an, dass ein Generalstab in der Schweiz unnötig sei, da sie sich

eines inneren wie äusseren Friedens erfreuen könne.25 Am 2. August

verfasste Napoleon einen weiteren Brief an Talleyrand und rügte ihn,

dass der französische Botschafter in der Schweiz, General Honoré

Vial, ihn erst in seinem Brief vom 20. Juli über die schweizerischen

Pläne eines Generalstabs in Kenntnis gesetzt habe. Er verlangte die

Erstellung eines Berichtes, der klar zum Ausdruck bringen sollte, dass

die Errichtung eines Generalstabs unnötig sei, im Widerspruch zur

Mediationsakte stehe und überdies einen frankreichfeindlichen  Hin-
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23 Amrhyn, Josef: Repertorium der Abschiede der eidgenössischen Tagsatzungen von
1803 bis 1813. S. 163.
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Georges/Czouz-Tornare, Alain-Jacques: Louis d’Affry, premier Landammann de la
Suisse. Genf 2003. S. 203ff.
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de la Suisse. Genf 2003. S. 204.



tergedanken verdecke.26 Am 14. August beauftragte er Talleyrand,

dem schweizerischen Gesandten in Paris mitzuteilen, dass in Frie-

denszeiten kein Generalstab eingerichtet werden dürfe.27 Neben den

offiziellen Informationskanälen konnte Napoleon auf General Horace

Sébastiani zurückgreifen, der zu einer verdeckten Mission in die

Schweiz entsandt worden war und einen Monat später, am 18. August,

über seine Erkenntnisse orientierte. Besonders interessiert haben

dürften Napoleon dessen Beobachtungen zu Pro-Österreich-Strö-

mungen und englischen Umtrieben.28 Um in Paris die Wogen zu glät-

ten und die Bedenken zu zerstreuen, schrieb der Landammann der

Schweiz am 22. August einen versöhnlichen Brief an Napoleon und

bedauerte, dass man den Ersten Konsul bislang nur ungenau über das

Projekt informiert habe. Am gleichen Tag trafen d’Affry und de Mail-

lardoz mit Napoleon und dessen Bruder zu einem Gespräch zusam-

men. Im Verlauf der Unterredung wurde klar, dass Napoleon unter

der Neutralität der Schweiz vor allem eine Neutralisation ihrer militä-

rischen Kräfte verstand.29

Nach knapp zwei Monaten bekräftigte Napoleon am 20. Oktober sei-

ne Position mit dem Hinweis, dass die Bundesarmee aus 19 verschiede-

nen Armeen bestehe und somit ein zentraler Generalstab unvereinbar

sei mit einer föderativen Schweiz – zumal es in der Geschichte der

Schweiz nie etwas Vergleichbares gegeben habe. Schliesslich sei nicht

die Tagsatzung souverän, sondern jeder der 19 Kantone.30

Dieser Brief ist als Antwort auf den ausführlichen Briefwechsel im

August zu sehen, als der Landammann der Schweiz noch einmal alle

Bedenken zu zerstreuen versuchte: Ziel des Briefes war es einerseits,

Frankreich aus erster Hand über das eidgenössische Militärwesen zu
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27 Napoleon an Talleyrand, 14. August.1804. www.histoire-empire.org.
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30 Foerster, Hubert. Napoleons «Nein» zum Schweizer Generalstab 1804. In: Peter Ochs

Brief 2 (1991). S. 3.



orientieren und andererseits zu zeigen, dass alle Kantone überzeugt

hinter dem föderalen System stehen und jegliche Gewaltenzentrali-

sierung chancenlos ist.31 Von Wattenwyl hob hervor, dass sich die

Schweiz im Zustand des Friedens und der Neutralität befinde, womit

er jegliche Gründe für eine Intervention, und sei es auch nur auf

schriftlichem Wege, zerstreuen wollte.32

Der ursprüngliche Entwurf mit einem fest installierten General-

stab war noch an der Tagsatzung selber modifiziert worden: Der Ge-

neralstab war nun weder bezahlt, war in Friedenszeiten nicht aktiv,

noch hatte er Weisungsbefugnisse an die Kantone.33 Die Generalstabs-

offiziere hatten aber trotzdem die Pflicht, sich in militärischen Belan-

gen und der Landesverteidigung weiterzubilden und dem Landam-

mann Anregungen zu unterbreiten. Dazu gehörte beispielsweise das

Sammeln von militär-topografischen Daten.34 An der Tagsatzung von

1804 wurde darüber hinaus beschlossen, dem Landammann einen

Flügel-Adjutanten zur Seite zu stellen, der für die Korrespondenzfüh-

rung verantwortlich war. Trotz des Verbots Napoleons wurde somit

2004 zu Recht das zweihundertjährige Bestehen des schweizerischen

Generalstabes gefeiert.

Auf dem Weg zur Grenzbesetzung 1805

Schweizer Regimenter

Anfang des Jahres 1804 begann Bonaparte, die helvetischen Halb-

brigaden aufzulösen, und baute schrittweise seine vier Schweizer
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32 BAR C 0 53 «Le Landammann en félicitant sa Patrie de ce que cette neutralité l’objet de
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Suisse pourrait courir risque de la compromettre? Un coup d’œil sur sa faiblesse et sur
la force de ses voisins devrait suffire pour la rassurer.» S. 212ff. 25. August 1804.

33 BAR C 0 53 «Il faut dire avec franchise: Un Etat Major qui n’est point payé, qui n’a aucune
autorité, qui n’est en activité qu’en terme de Guerre et lors que la Diete l’ordonne ne peut in-
spirer des inquiétudes réelles ni au Canton le plus populeux ni à celui qui l’est moins.»

34 Militärreglement von 1804, S. 18.



Regimenter auf.35 Die Aufstellung indes harzte. Im August 1805 erhielt

der französische Gesandte in der Schweiz, General Vial, den Auftrag,

die Mobilisierung zu beschleunigen.36 Dies erwies sich jedoch schwie-

riger als erwartet. Als der dritte Koalitionskrieg schliesslich unmittel-

bar bevorstand, schlug Napoleon vor, dass die Mittel für die Rekru-

tierung der vier Schweizer Regimenter zur Finanzierung einer Grenz-

besetzung benutzt werden könnten.37 Dieses Entgegenkommen ent-

sprang dem Bedürfnis nach einer raschen Grenzbesetzung gegen

Österreich. Die Schweiz musste jedoch schliesslich alleine für die

Kosten der Grenzbesetzung im Herbst 1805 aufkommen.38 Das Recht

Frankreichs, die Offiziere selber zu ernennen, führte in den Orten 

zu Klagen, dass gerade die fähigsten Offiziere in die Schweizer Re-

gimenter in französischen Diensten rekrutiert würden.39 Viele von

ihnen sollten die Grande Armée bis zur Beresina begleiten und dort

den Flussübergang erfolgreich decken.

Der dritte Koalitionskrieg

Anfang März 1805 informierte der schweizerische Gesandte in Paris

den dritten Landammann der Schweiz, den Solothurner Peter von

Glutz (1754 – 1835), über den französischen Truppenzusammenzug in

Italien, wo Napoleon dabei sei, eine schlagkräftige Armee für einen

neuen Feldzug aufzubauen.40 Parallel dazu sei der französische Kaiser

in Boulogne mit der Vorbereitung einer «Grande Armée» für die Inva-

sion Englands beschäftigt.41

Im Juni 1805 schlossen sich England, Österreich und Russland zur

3. Koalition gegen Napoleon zusammen. Die neuen Fronten waren

abgesteckt, und die Kriegsvorbereitungen liefen an. Napoleon sah
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37 BAR C 0 534-542. De Maillardoz an den Landammann, 17. September 1805.
38 Vgl. BAR C 0 11. Rapport des Generals Niklaus von Wattenwyl. S. 77; Napoleon an von

Glutz, 29. September 1805. www.histoire-empire.org; BAR C 0 600. General Vial an
den Landammann. 20. Oktober 1805.

39 Nüscheler, David: Erinnerungen aus dem Leben des General-Majors Jakob Christoph
Ziegler. In: Neujahrsblatt der Feuerwerker-Gesellschaft (80). Zürich 1885. S. 24.

40 BAR C 0 534-542. De Maillardoz an den Landammann, 2. 3.1805. 
41 BAR C 0 534-542. De Maillardoz an den Landammann, 28.4.1805.



den kommenden kriegerischen Ereignissen zuversichtlich entgegen.

Er wähnte seine zahlreichen Truppen so stark wie nie zuvor.42 Je wei-

ter die Kriegsvorbereitungen auf beiden Seiten gediehen, umso stär-

ker rückten die operativen Achsen durch die Schweiz in den Mittel-

punkt des Interesses. Ende Juli 1805 kolportierte die Zürcher Zeitung

aus einem «deutschen Blatt», das Gerücht mache die Runde, eine Ver-

einigung der Schweiz mit Frankreich stünde unmittelbar bevor. Auch

wenn noch im selben Artikel diesem Gerücht aufs Heftigste wider-

sprochen wird, so zeigt sich doch, dass die Schweiz 1805 nicht als

grundsätzlich neutraler Staat zwischen den Fronten wahrgenommen

wurde.43

Wenig später drohte Napoleon dem österreichischen Gesandten

angesichts der österreichischen Truppenkonzentration nahe der

Schweizer Grenze mit einer Besetzung der Schweiz, falls Österreich

seine Truppen im Tirol und in Venetien weiterhin massiere.44 Napole-

on vermutete dahinter ein Ablenkungsmanöver in Absprache mit

England. Er befürchtete einen österreichischen Angriff und sah sich

nun gezwungen, einen Teil seiner Truppen von der Kanalküste abzu-

ziehen, um seine Grenzen zu schützen.45 Napoleon beauftragte daher

seinen Aussenminister, die Schweiz über die Unstimmigkeit mit

Österreich zu informieren und herauszufinden, wie sich die Schweiz

bei einem allfälligen Angriff Österreichs verhalten werde. Er forderte

den Landammann der Schweiz auf, einen ausserordentlichen Ge-

sandten nach Wien zu entsenden, um sich einerseits die Anerken-

nung der Neutralität durch Österreich zu sichern und andererseits

herauszufinden, warum im Tirol Truppen zusammengezogen wür-

den.46 Währenddessen kursierte in Paris das Gerücht, wonach Öster-

reich seine Pläne von 1799 für eine Teilung der Schweiz entlang der

Reuss noch nicht ganz begraben habe. Man wisse in der französischen

Hauptstadt, dass Österreich der Schweiz nicht wohlwollend gegen-

überstehe. Der österreichische Kaiser habe klar zu verstehen gege-
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ben, dass er die Schweiz angreifen werde, sobald französische Trup-

pen schweizerisches Gebiet betreten sollten.47

In Napoleons Planung bildete der Rhein die Grenze zu Deutsch-

land. Er erwartete, dass Österreich keine weiteren Truppen mehr im

Tirol zusammenziehe, da er dies nach dem Abzug seiner letzten Trup-

pen aus der Schweiz als «casus belli» auffassen müsste.48 Um etwas

Zeit zu gewinnen, erwartete er eine Grenzbesetzung durch eidgenös-

sische Truppen.49 Da die Schweiz somit in der französischen Planung

eine wichtige Position einnahm, schickte er General Jean-Leonor-

François Lemarois auf eine Geheimmission in die Schweiz. Er sollte

einerseits die österreichischen Truppenpositionen unmittelbar an der

Grenze erkunden, andererseits hatte er die Tauglichkeit der schwei-

zerischen Kriegsvorbereitungen an der Ostgrenze zu inspizieren.50

Napoleon beruhigte die Schweiz, dass er keineswegs eine «réu-

nion» anstrebe, sondern vielmehr ein treuer Verbündeter der Schweiz

sei, so lange sich die Schweiz an die Mediationsakte halte.51 In Wahr-

heit aber hatte er nicht vor, die Unabhängigkeit der Schweiz zu

garantieren, was ein Brief an General Geraud-Christophe Michel Du-

roc vom 24. August deutlich macht.52

Ausserordentliche Tagsatzung 

Aufgrund der Ereignisse ausserhalb der Schweiz trafen sich vom 20.

bis 27. September 1805 die Gesandten der Kantone zu einer ausseror-

dentlichen Tagsatzung in Solothurn. Landammann Peter von Glutz

orientierte ausführlich über die äussere Lage und die zahlreichen

diplomatischen Unterhandlungen mit ausländischen Gesandten. Da-
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rauf gestützt beschloss die Tagsatzung, eine Neutralitätserklärung zu

verfassen und zu veröffentlichen. Da nur eine bewaffnete Neutralität

in Frage kommen konnte, forderte die Tagsatzung die Kantone auf,

ihre verfassungsmässigen Kontingentstruppen bereitzuhalten, damit

diese 24 Stunden nach erhaltenem Befehl marschfertig sein könnten.

Ebenfalls angeordnet wurde die Organisation und Bereithaltung ei-

nes zweiten Kontingents.53 Die Tagsatzung erteilte dem Landammann

ferner die Vollmacht, das Bundeskontingent nach Massgabe der Um-

stände zu mobilisieren, was dieser wenige Tage danach tat.

Die Wahl des Oberbefehlshabers ging nicht ohne Nebengeräusche

über die Bühne. Napoleon gab klar zu verstehen, dass er den ehemaligen

Landammann der Schweiz, Louis d’Affry, als General sehen wollte und

nicht den Glarner Niklaus von Bachmann.54 Um keine Partei zu verstim-

men, liebäugelte Peter von Glutz eine kurze Zeit lang mit einer Doppel-

besetzung der Armeespitze. Der französische Botschafter in der Schweiz

rührte jedoch für schweizerische Empfindlichkeit zu kräftig die Werbe-

trommel für d’Affry. Die Gesandten wählten schliesslich mit einer Zwei-

drittelmehrheit den unabhängigen Niklaus von Wattenwyl zum General,

um die Neutralität auch gegenüber Österreich glaubhaft zu machen.55

Diese Wahl verärgerte Napoleon und trübte das Verhältnis zwischen

Frankreich und der Schweiz auf längere Zeit.56 Geharnischt gab er von

Wattenwyl zu verstehen, dass er seine Grenzen zur Schweiz nicht ausrei-

chend gesichert habe und er deshalb keine Gegner Frankreichs in der

Armeeführung dulden könne. Insbesondere befürchtete er – nicht ohne

Grund – eine englische Einflussnahme auf den eidgenössischen

Generalstab. Er drohte unmissverständlich, andernfalls sähe er sich ge-

zwungen, seine Ostgrenzen selber zu schützen, und dies sei nicht erst im

Jura. Ohne bedingungslose Kooperation sei eine neutrale Schweiz zu ge-
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fährlich für Frankreich.57 Um die entstandenen Wogen zu glätten, reiste

Louis d’Affry nach Strassburg zu Napoleon, um ihm kraft seiner Person

die Haltung der schweizerischen bewaffneten Neutralität aufzuzeigen.58

Mobilisation

Nach seiner Wahl zum Oberbefehlshaber ernannte Niklaus Rudolf

von Wattenwyl seinen Generalstab sowie die Kommandanten der Di-

visionen und Brigaden.59 Bereits am 27. September richtete er sein

Hauptquartier in Zürich ein, und am folgenden Tag defilierte ein ers-

tes zürcherisches Bataillon, bevor es nach Schaffhausen an die Gren-

ze abmarschierte.60 Nachdem die österreichischen Truppen Bayern

besetzt hatten, drohte die grösste Gefahr im Kanton Graubünden.

Frankreich befürchtete, dass sich Österreich der Bündner Pässe als

Rochadelinien zwischen Süddeutschland und Italien bemächtigen

könnte.61 Präventiv entsandte der Landammann ein Bataillon ins

Münstertal, währenddem die übrigen Kontingente erst einrückten.62 

Im Unterschied zum Einsatz 1804 wurde diesmal das ganze Bun-

deskontingent zur Grenzsicherung aufgeboten. Von den 15203 Mann

rückten indes nur 10442 Mann ein.63 Vor diesem Hintergrund war die

Aufforderung an die Kantone, ein zweites Kontingent bereitzuhalten,

für viele ein frommer Wunsch, wie das Beispiel Berns zeigt. Die Ein-

heiten waren nicht bereit.64 Andererseits gab es aber auch Kantone,
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die neben dem Bundeskontingent noch weitere Einheiten unterhiel-

ten, die nicht an die Grenze kommandiert werden mussten.65 Wie be-

reits ein Jahr zuvor gab es zudem grosse Unterschiede in der Bereit-

schaft, Ausrüstung und Ausbildung unter den einzelnen Kantonen.

Während die Kantone Aargau und Solothurn beispielsweise bereits

Anfang September ihre Truppen angesichts der äusseren Lage auf

eine allfällige Grenzbesetzung vorbereiteten, konnte der Kanton Tes-

sin sein Kontingent erst mobilisieren, als die Entlassung der Truppen

bereits entschieden war.66

Grenzbesetzung

General von Wattenwyl fasste die einzelnen kantonalen Kontingente

in Brigaden und Divisionen zusammen und teilte die Schweizer Gren-

ze von Schaffhausen bis Martinsbruck im Unterengadin in drei Grenz-

abschnitte ein67: Aaremündung bei Koblenz – Stein am Rhein68, Rhein-
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tal69 und Bündner Grenze70. Zusätzlich stationierte er im Raum Kon-

stanz–Wil eine Reserveeinheit, die später zur Unterstützung der 2. Di-

vision ebenfalls ins Rheintal verlegt wurde71. 

Die französische Seite nahm von den Anstrengungen der Schweiz

zur Grenzbesetzung zufrieden Kenntnis.72

Die Logistik wurde gleich organisiert wie seit 1799 üblich: Die Trup-

pen wurden durch Einkäufe bei der Zivilbevölkerung verpflegt, wobei

die Transporte durch requirierte zivile Transportmittel erfolgten.73

Die Schweiz wollte bereits nach der österreichischen Kapitulation

von Ulm (17. Oktober 1805) ihre Truppen an der Grenze reduzieren,

doch Frankreich warnte vor diesem Schritt, da im Tirol noch grösse-
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70 3. Division unter Oberst Nicolas de Gady (1766–1840). Die Beobachtungsbrigade kom-
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71 4. Division unter Oberst Johann Anton von Herrenschwand (1764 – 1835). Falls not-
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re Truppenverbände ständen.74 Mitte November bedankte sich der

französische Botschafter für die schweizerische Grenzbesetzung und

erachtete die allgemeine Gefahr als gebannt. Anfang Dezember – in

den Tagen der Schlacht von Austerlitz – entliess der Landammann die

Armee bis auf fünf zum Polizeidienst an der Grenze beibehaltene

Kompanien, welche erst im Februar 1806 entlassen wurden.75

Durch das schnelle, siegreiche Vorrücken der französischen Trup-

pen blieb die eidgenössische Armee – trotz einigen gefährlichen Si-

tuationen – glücklicherweise vom Kriegsgeschehen unberührt. Der

Einsatz an der Grenze bot eine willkommene Gelegenheit, die Trup-

pe im Aktivdienst neben dem Patrouille- und Wachtdienst auch im

Gefecht auszubilden. Dabei traten grosse Mängel in Ausbildung und

Ausrüstung zu Tage, die in den folgenden Jahren bis zur erneuten

Grenzbesetzung von 1809 teilweise behoben werden konnten.76

Durch die Ausbildungszeit während der Grenzbesetzung konnte an-

scheinend auch die Motivation der Milizsoldaten gefördert werden,

die streckenweise zu Besorgnis Anlass gegeben hatte.77

Die Frage der Neutralität der Schweiz

Im Zuge seiner Vorbereitungen für einen Feldzug gegen die 3. Koali-

tion war sich Napoleon der geostrategischen Bedeutung der Schweiz

bewusst. Er zog die Schweiz in seine operativen Überlegungen ein

und pries dem französischen Senat gegenüber ihre Rolle als französi-

sche östliche Militärgrenze.78
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Die Neutralitätsfrage war für Napoleon ein Instrument, um von der

Schweiz Zugeständnisse einzufordern und sie an sich zu binden. Er

gab deutlich zu verstehen, dass die Neutralität von Frankreich ab-

hing.79 Der Begriff der Neutralität wurde im heutigen Verständnis

grosszügig  ausgelegt, doch entsprach die Handhabung dem damali-

gen Verständnis80: Frankreich durfte während der Grenzbesetzung

eine französische Eilpost mit Relaisstationen von Basel über den Gott-

hard betreiben. Dies diente der Information Napoleons über die Lage

auf den südlichen Kriegsschauplätzen, was zu österreichischen Pro-

testen führte, worauf von Glutz antwortete, dass nichts Österreich

hindere, ebenfalls einen Kurierdienst einzurichten. Nach der Schlacht

von Austerlitz schliesslich wurde die Unabhängigkeit der durch die

Mediationsakte regierten Schweiz durch Frankreich und Österreich

anerkannt.81 Nicht anerkannt wurde jedoch die Neutralität. Der fran-

zösische Botschaftssekretär Rouyez berichtete dem Landammann

Mitte Januar 1806 etwas gar voreilig, dass die Neutralität der Schweiz

durch den Frieden von Pressburg garantiert werde. Bereits vier Tage

später musste er diese Aussage zurücknehmen, wobei er aber versi-

cherte, dass der Vertrag mindestens eine für die Schweiz vorteilhafte

Formulierung enthalte.82

In der Schweiz hatte die Frage der Neutralität grosse Bedeutung:

Die Neutralitätserklärung der eidgenössischen Tagsatzung im Herbst

1805 wurde nicht nur den Krieg führenden Mächten zugestellt, son-

dern von einzelnen Kantonen an öffentlichen Plätzen angeschlagen,

auf der Kanzel verlesen und in öffentlichen Blättern abgedruckt.83 Als

die Grenzbesetzung aufgehoben wurde, dankte der Zürcher Regie-

rungsrat in einer langen Stellungnahme allen Kantonsbürgern für ih-
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ren Einsatz zur Behauptung der bewaffneten Neutralität.84 Die

schweizerische Neutralität erlitt durch den Einmarsch Napoleons

1798 einen Unterbruch. Erst nach dem Durchmarsch der Alliierten

1814 wurde am Wiener Kongress 1815 die bis anhin nur faktische

Neutralität der Schweiz als eine «immerwährende Neutralität» völker-

rechtlich verankert.85

Gründung der Offiziersgesellschaft Winterthur und Um-
gebung 1806

In dieses Umfeld hinein wurde die «Militärgesellschaft des Quartiers

Winterthur» am 31. Mai 1806 gegründet. 19 Offiziere der 1. Infanterie-

reserve unter dem Quartierhauptmann Steiner entschlossen sich,

eine wöchentliche Zusammenkunft durchzuführen, «um sich nöthi-

ge, gründtliche, theoretische mit Practie verbundene Militairische

Kenntnisse zu erwerben; auch um ein gutes u. freundschaftliches Be-

nehmen unter sich zu unterhalten».86 Auch wenn die Akten dieser 

ersten Zeit verschwunden sind, lassen sich doch vier Elemente als 

besonders wichtig herausstellen:

• Die Idee, sich militärisch weiterzubilden, stammt nicht aus Krei-

sen der Standeslegion, sondern aus der zürcherischen Miliz, aus

der Reserve.

• Die grosse Umwälzung von 1798 brachte die Zerstörung oder min-

destens Verdrängung der alten Strukturen. Die Winterthurer Ver-

hältnisse sind gut untersucht.87 Das Zunft- bzw. Gesellschaftsgut

der so genannten «Herrenstube» wurde vorsorglich unter die Mit-

glieder verteilt, um es der Besatzungsmacht zu entziehen. Zu den

Nutzniessern zählten vor allem die Meiss von Teufen, die Werd-
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müller von Elgg, die Erbzünfter der Familien Hegner und Steiner,

die Geistlichen der Stadt und des Kapitels sowie die Lehrer und

Ärzte der Stadt. Die Mediationsverfassung brachte eine gesell-

schaftliche Rückbesinnung. Am 31. Mai 1806 wurden die Offiziers-

gesellschaft gegründet und am 28. August die «Herrenstube» neu

eröffnet. Die bürgerliche Ordnung war zurückgekehrt. Der Neu-

aufbruch ist in verschiedenen Zeichen fassbar – beispielsweise in

den Winterthurer Neujahrsblättern dieser Zeit mit betont nationa-

len Themen. Offiziersgesellschaft und Herrenstube waren somit

erste Schritte der Rückbesinnung auf verlorene Werte und der Ver-

such, die neu gewonnene Freiheit zu verteidigen.

• Der weit gehende Wegfall der militärischen Ausbildung in Frem-

den Diensten liess die Qualität der Truppen und insbesondere der

Kader rasant sinken. In einer Art Selbsthilfe versuchten die Win-

terthurer Offiziere, den Mangel an militärischem Können zu behe-

ben oder mindestens zu mildern. Als Damoklesschwert schwebte

aber über allen «Militaristen»: die Einberufung in französische

Dienste. Es war also geboten, sich nicht allzu laut zu profilieren.

Mit der Gründung der ETH 1855 wurde das gleiche Ziel laut, und

es erhob sich national der Ruf, man solle eine Abteilung für Mili-

tärwissenschaften errichten, um den Milizoffizieren eine Weiter-

bildungsmöglichkeit zu schaffen. Dieser Wunsch konnte erst 1878

erfüllt werden.88 Die Offiziersgesellschaften und die ähnlichen Zie-

len verpflichteten Gruppierungen mussten somit noch siebzig Jah-

re die Weiterausbildungsaufgabe allein übernehmen.

• Der gesellschaftlich-bürgerliche Anstrich der Offiziersgesellschaft

dokumentiert sich in verschiedenen Elementen, welche den zünf-

tischen Gebräuchen entnommen wurden und heute bei verschie-

denen Serviceclubs weiter Anwendung finden89: Der Startbeitrag

zum Gesellschaftsvermögen wurde «eigner Willkühr und gutem

Willen» anheim gestellt und für jede wöchentliche Zusammenkunft

ein Kursgeld eingezogen. Zuspätkommende hatten eine Busse von
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4 Schillingen zu bezahlen, Abwesende das Zweieinhalbfache.

Schon die Busse hätte für ein reichliches Essen ausgereicht. Ent-

schuldigungen waren allein bei «Krankheit und Leid wegen Eltern,

Kindern und Geschwistern» bis zu drei Wochen akzeptiert. Diese

Gründe dispensierten jedoch nicht vom Bezahlen der ordentlichen

Busse. Selbst obrigkeitlich verlangte Geschäfte oder Abwesenhei-

ten ausserhalb des Kantons galten nur als akzeptierte Entschuldi-

gung. Bei Beförderungen hatte jeder Offizier «eine anständige Ho-

noranz» zu bezahlen. «Für andere Ehrenbeförderungen, Erbfälle,

Verehelichung etc. bleibt es der Willkühr eines jeden überlassen.»

Wer in die 2. Reserve transferiert wurde, durfte Mitglied bleiben. In-

teressenten aus anderen Quartieren und zivile Gäste benötigten die

Fürsprache eines Mitglieds und die Zustimmung der Mehrheit der

anwesenden Mitglieder «nach Abtrettung des Melders».
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Schlusswort/Wertung

Es grenzt einmal mehr an ein Wunder, dass der Krieg 1805/6 an der

Schweiz vorbei gezogen ist und die restauratorischen Entwicklungen

nicht unterbrochen hat. Wie später die Ereignisse von 1814 und 1815

gezeigt haben, wurde die Schweiz von den beiden Kriegsparteien

nicht als neutraler und souveräner Staat akzeptiert, mindestens nicht

so neutral und souverän wie die Eidgenossen sich selber fühlten. Ge-

genüber Frankreich bewegte sich die Eidgenossenschaft auf einer ge-

fährlichen Gratwanderung zwischen Vasallenstaat und Bund von 19

souveränen Kantonen aufgrund der Mediationsverfassung.

Die Gründung der Offiziersgesellschaft Winterthur 1806 gehört in

dieses Umfeld der wieder aufkeimenden Bürgerlichkeit und des Mi-

lizgedankens. Auch wenn die französische Dominanz nicht diskutiert

werden durfte, so waren mit der Mediationsakte Kräfte geweckt, wel-

che das Steuer des Staates wieder selber in die Hände nehmen woll-

ten und dafür auch bereit waren, für die Gestaltung und Verteidigung

eine freiwillige Mehrleistung zu tun. 

Abschliessend und provokativ wäre heute zu fragen, ob das abneh-

mende Interesse an der aktiven Teilnahme in Offiziersgesellschaften

als Zeugnis der bürgerlichen Abmeldung vom Gemeinwohl zuguns-

ten des Privatwohls zu interpretieren sei. 
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Armee und Sicherheitspolitik

Divisionär Jakob Baumann, Chef Planungsstab der Armee

Die Bedrohung war während des «Kalten Krieges» klar und stabil. Die

Armee konnte sich in Ruhe darauf einstellen. Doch das sicherheits-

politische Umfeld hat sich gründlich gewandelt und verändert sich 

weiter. Mit ihm die finanziellen und gesellschaftlichen Rahmenbedin-

gungen. Der Entwicklungsschritt 2008/2011 zeigt auf, wie die Armee

die heutigen und künftigen Herausforderungen erfüllen und die 

Sicherheitsbedürfnisse des Landes decken kann.

Gute Bilanz 

Die Armee XXI hat die Bewährungsprobe bestanden: Schweizer Armee-

angehörige helfen im Januar 2005 in Sumatra mit ihren Helikoptern der

vom Tsunami getroffenen Bevölkerung. In Davos schützen zur selben

Zeit 6000 Armeeangehörige das World Economic Forum. Im Kosovo 

leistet die SWISSCOY Friedensförderungsdienst im Auftrag der UNO.

Gleichzeitig unterstützen Soldaten die Polizei bei der Bewachung auslän-

discher Vertretungen. Die Beispiele zeigen, wie flexibel die Armee ihre

Aufträge erfüllt. Auch das neue Hauptquartier der Armee funktioniert und

hat sich in seinen Strukturen bewährt. Die Rolle des Chefs der Armee hat

sich eingespielt. Er wird sowohl armee- und verwaltungsintern als auch

extern als oberster Chef der Streitkräfte wahrgenommen und akzeptiert. 

Weiterentwicklung nötig

Die Armee XXI war die richtige Antwort auf die geänderte Bedro-

hungslage. Die Entwicklung bleibt aber nicht stehen. Die Armee muss
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sich ebenfalls weiterentwickeln, um ihre drei Aufträge auch künftig

bedrohungs- und situationsgerecht erfüllen zu können: Verteidigung

und Raumsicherung, Unterstützung der zivilen Behörden sowie Frie-

densförderung. Der Bundesrat nimmt die Gewichtung dieser Aufträ-

ge auf Grund der aktuellen sicherheitspolitischen Analyse sowie des

Bedarfs an Armee-Einsätzen vor. Angesichts der heutigen Bedro-

hungs- und Risikolage hat die Verteidigung deshalb eine wesentlich

kleinere Bedeutung als die Unterstützung der zivilen Behörden, die

Raumsicherung und die Friedensförderung. Die neuen Prioritäten 

sehen darum vor, dass die Raumsicherungseinsätze verstärkt und die

Mittel für die Verteidigung im klassischen Sinn verringert werden.

Eine neue Gewichtung der Aufträge drängte sich auch aus finanziel-

ler Sicht auf: Als Folge der zahlreichen Sparvorgaben steht der Armee

ab 2007 jährlich eine halbe Milliarde Franken weniger zur Verfügung,

als bei der Planung der Armee XXI angenommen wurde. 

Miliz und Reserve beibehalten

Die entsprechenden Massnahmen zur Optimierung der Armee hat der

Bundesrat am 11. Mai 2005 beschlossen. Sie sollen zwischen 2008 und

2011 umgesetzt werden. Allfällig notwendige Vorausmassnahmen

werden bereits ab 2006 eingeleitet. Das gesamte Massnahmenpaket

wird als «Entwicklungsschritt 2008/2011» bezeichnet. Er bewegt sich

im Rahmen des Sicherheitspolitischen Berichts und des Armeeleit-

bilds. Eine Änderung des Militärgesetzes ist nicht notwendig. Das 

bewährte Milizsystem wird davon nicht berührt, ebenso wenig der 

Bestand der Armee. Der Entwicklungsschritt 2008/2011 ist die kon-

sequente Anpassung der Armee XXI an die neuen Gegebenheiten.

Rollenspezialisierung 

Mit der Schwergewichtsverlagerung von der Verteidigung zur  Raum-

sicherung und zur Unterstützung der zivilen Behörden wird sicherge-
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stellt, dass quantitativ und qualitativ genügend Kräfte vorhanden sind,

um Sicherungseinsätze zu leisten. So wird das Gros der Infanteriefor-

mationen in Zukunft in Ausbildung, Ausrüstung und Einsatz auf

Raumsicherung ausgerichtet werden. Darunter fallen etwa der

Schutz von Transitachsen oder die Überwachung von Grenzabschnit-

ten mit grösseren Truppenteilen. Dies erlaubt aber auch, entspre-

chend ausgebildete und ausgerüstete Sicherungskräfte zur Unterstüt-

zung der zivilen Behörden beispielsweise bei Bewachungsaufgaben

und Konferenzschutz bereit zu halten und einzusetzen (Assistenz-

dienst). 

Mit der Rollenspezialisierung wird zudem sichergestellt, dass für

diejenigen Elemente der Armee, die sich auf die klassische Verteidi-

gung konzentrieren, genügend Ausbildungszeit zur Verfügung ge-

stellt werden kann, um dieses Know-how zu erhalten und zu ent-

wickeln.

Know-how behalten und entwickeln

Ohne die Sicherheit des Landes zu gefährden, werden die ausschliess-

lichen Verteidigungskapazitäten reduziert. Auf einen kleinen, jedoch

militärisch noch vertretbaren Umfang, den so genannten Aufwuchs-

kern. Diese Gruppierung von Führungs-, Kampf- und Kampfunter-

stützungsverbänden sowie den nötigen logistischen Einheiten dient

als Kern für einen quantitativen und qualitativen Aufwuchs im Vertei-

digungsfall. Mit dem Aufwuchskern soll die Kompetenz (Know-how

und Ausbildung) für den Verteidigungsauftrag aufrechterhalten und

weiterentwickelt werden (das «savoir faire»). Damit trägt die Armee

dem Verfassungsauftrag Verteidigung angesichts der erwähnten Rah-

menbedingungen genügend Rechnung. So ist die Armee in der Lage,

Ausbildung, Ausrüstung, Bestand und Einsatzverfahren anpassen zu

können, wenn sich eine konkrete militärische Bedrohung abzeichnet.

Je nach Ausgangslage könnte der Aufwuchsprozess Jahre dauern. Der

Aufwuchskern ist nichts Neues: Er ist die konkrete Umsetzung des

Aufwuchses, wie es schon das Armeeleitbild XXI vorsieht. 
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Kleiner, aber komplett

Die Rollenspezialisierung und die Reduktion der Verteidigungskräfte

auf einen Aufwuchskern bedeuten nicht, dass die Rüstungsprogramme

in Zukunft drastisch gekürzt werden können. Der Aufwuchskern Ver-

teidigung muss als komplettes System ausgebildet werden und ist im

Verbund bis Stufe Brigade zu schulen. Dafür braucht es die komplette

Fähigkeitspalette zur Ausbildung und Schulung des Gefechts der ver-

bundenen Waffen. Das ist der minimale Bedarf, um die Aufwuchsfähig-

keit zu gewährleisten. Der Aufwuchskern muss deshalb in Ausrüstung

und Bewaffnung auf dem gebotenen technischen Stand gehalten wer-

den. Seine entsprechende Mittelausstattung bleibt deshalb auch in 

Zukunft ein Schwerpunkt bei den Beschaffungen. Mit Ausnahme des

Aufwuchskerns wird auf eine flächendeckende bzw. vollständige Aus-

rüstung grundsätzlich verzichtet, sofern es vom Leistungsprofil her

notwendig ist. Im Rahmen der Investitionen steht die Verbesserung der

Führungs- und Aufklärungsfähigkeit der Streitkräfte im Zentrum. 

Diese soll durch Einführung und Einsatz moderner, elektronischer

Führungs- und Aufklärungssysteme ausgebaut werden. 

Der MASTERPLAN

Wenn es um die Weiterentwicklung der Armee geht, muss auch eines

der wichtigsten Planungsinstrumente erwähnt werden: der MASTER-

PLAN. Im Planungsprozess des Departementsbereichs Verteidigung

werden langfristige Vorgaben über mittel- bis kurzfristige Detailpla-

nungen in konkrete Massnahmen umgesetzt. Dafür wurde der «MAS-

TERPLAN Streitkräfte- und Unternehmensentwicklung» geschaffen.

Die Massnahmen erstrecken sich über acht Jahre. Sie decken sowohl

die Streitkraft (Armee) als auch das Unternehmen (Hauptquartier Ver-

teidigung) ab, denn beide Bereiche beeinflussen sich gegenseitig stark.

Durch die jährliche Überarbeitung des MASTERPLANS werden Vorga-

ben und Ergebnisse, also SOLL- und IST-Zustand, laufend abgestimmt.

Daraus entstehen klare, unter sich stimmige Umsetzungsmassnahmen. 
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Die Armee – Instrument der Schweizer 
Sicherheitspolitik

Oberst i Gst Heinz Büttler, Stab Ter Reg 4

Bedrohungen

Die Bedrohungen, Gefahren und Risiken zu Beginn des 21. Jahr-

hunderts haben ein neues Gesicht erhalten. Weltumspannende Netz-

werke mit kriminellen Akteuren sowie politischen und religiösen

Fundamentalisten stellen ein erstrangiges Gefahrenpotenzial dar.

Das organisierte Verbrechen und der Terrorismus sind gefährliche

Geschwüre, die unsere offenen Gesellschaften und Wirtschaftssyste-

me bedrohen, denn unsere hoch entwickelte Zivilisation ist sehr 

anfällig und verletzlich geworden. Die Proliferation von Massen-

vernichtungsmitteln und der entsprechenden Trägertechnologie; 

innerstaatliche Konflikte sowie regionale Destabilisierungen; die

Überlagerung von Staatenzerfall und Globalisierung, die Risiken mit

globalen Auswirkungen und Begleiterscheinungen hervorbringt;

Umweltrisiken bzw. die Problematik der Konflikte um Kontrolle über

und Zugang zu Ressourcen vervollständigen die Aufzählung der sich

heute präsentierenden Bedrohungsskala.

Verringert hat sich mit dem Ende des Kalten Krieges hingegen die

klassische militärische Bedrohung. Raumgreifende militärische Ope-

rationen, die auch die Integrität des schweizerischen Territoriums 

beeinträchtigen könnten, sind auf absehbare Zeit wenig wahrschein-

lich. Es ist jedoch nicht auszuschliessen, dass sich die Lage über län-

gere Zeit wieder verschlechtern und eine konkrete konventionelle

militärische Bedrohung neu entstehen könnte. Die Wahrnehmung

der Verantwortung für die Sicherheit des Landes gebietet es deshalb,

auch diesen Fall zwingend zu berücksichtigen und Vorkehrungen zu

treffen, um die Schweiz und ihre Interessen im Bedarfsfall wirksam

verteidigen zu können. Diesen Entwicklungen und Grundsätzen trägt
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unsere Sicherheitspolitik mit der darin verankerten Armee Rech-

nung. Ausserdem soll die Armee nach wie vor auch unterstützend

zum Einsatz gelangen, wenn natur- und zivilisationsbedingte Kata-

strophen mit den auf die normale Lage ausgerichteten zivilen Struk-

turen und Mitteln (Polizei, Feuerwehr, öffentliches Gesundheitswesen

usw.) nicht mehr bewältigt werden können. Nebst der Abdeckung des

«Worst Case» / Restrisikos (= Rückkehr einer konventionellen militä-

rischen Bedrohung nach Europa/Mittel-Westeuropa) und nebst der

(subsidiären) Unterstützung der zivilen Behörden hat die Armee auch

den Auftrag, Beiträge zur internationalen Friedensunterstützung und

Krisenbewältigung zu leisten.

Dieser letztere Auftrag ist die logische und unabdingbare Folge der

aktuellen Bedrohungsanalyse, wie alt Bundesrat Ogi als ehemaliger

Chef VBS treffend sagte: «Geh zur Krise, sonst kommt sie zu dir»; oder

wie der ehemalige deutsche Verteidigungsminister Struck plakativ

klarstellte: «Die Verteidigung Deutschlands beginnt am Hindukusch»

(deshalb ein Einsatz der Bundeswehr im Rahmen der ISAF in Afgha-

nistan). Militärische Friedensförderung erfolgt zur Wahrnehmung 

eigener Sicherheitsinteressen der Schweiz, als Beitrag zur internatio-

nalen Prävention und Stabilisierung von Krisenherden, sodass deren

Begleiterscheinungen nicht die Sicherheit unseres Landes beein-

trächtigen – so quasi als äussere oder erste «Verteidigungslinie» gegen

die aktuellen Risiken und Bedrohungen.

Zusammenarbeit

Um sich wirksamer gegen globale, grenzüberschreitende Gefahren

(Terrorismus, organisiertes Verbrechen, Technologie- und Naturka-

tastrophen, Umweltbedrohungen usw.) zu wappnen, will unsere Ar-

mee im Sinne der aktuellen Sicherheitspolitik verstärkt die Koopera-

tion pflegen: einerseits mit anderen sicherheitspolitischen Instru-

menten unseres Landes, andererseits mit Streitkräften benachbarter

und befreundeter Staaten sowie internationalen Organisationen. Die 

internationale Zusammenarbeit betrifft vor allem die Ausbildung, 
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gemeinsame Übungen und Beiträge zur internationalen Friedensun-

terstützung und Krisenbewältigung. Die Schweizer Armee soll inter-

operabel werden. Das heisst, sie soll bei Friedensmissionen im 

Ausland, bei Naturkatastrophen und im Kriegsnotfall insbesondere

mit benachbarten Streitkräften zusammenarbeiten können. Vor allem

die Sicherheitsanstrengungen in Europa kennen zusehends konti-

nentale Dimensionen. Im euro-atlantischen Raum wird Sicherheit als

unteilbar und als gemeinsame Herausforderung verstanden – weil 

einerseits den aktuellen Bedrohungen nur im Verbund erfolgreich 

begegnet werden kann und anderseits aber auch, weil die einzelstaat-

liche Verteidigung nicht mehr finanzierbar ist.

Die Schweiz kann und muss indessen einen entsprechenden Bei-

trag leisten. Neutralitätsrechtlich ist dies unbedenklich, da es sich bei

dieser Art der Zusammenarbeit ausschliesslich um Kooperationen

handelt und diese nicht im Rahmen eines Bündnisses kollektiver Ver-

teidigung mit gegenseitigen Bindungen stattfinden. Im Weiteren sieht

der Sicherheitspolitische Bericht 2000 aber auch die Möglichkeit der

Zusammenarbeit im Verteidigungsfall vor, da bei einer direkten 

militärischen Bedrohung gegen die Schweiz der Neutralitätsstatus

hinfällig wird.

Eine allfällige Kooperation mit einem benachbarten und befreun-

deten Staat für den Fall, dass zum Schutz unseres Landes die eigenen

Kräfte nicht ausreichen, sind im Übrigen keine Erfindung der heuti-

gen Zeit. Schon General Guisan traf während des Zweiten Weltkrie-

ges frühzeitig Absprachen mit Frankreich für den Fall eines Angriffes

Nazi-Deutschlands auf die Schweiz. Zu unterstreichen ist jedoch, dass

die Schweiz keinem System der kollektiven Verteidigung beitreten

kann, weil die entsprechende Beistandsverpflichtung (z. B. Artikel 5

des NATO-Vertrages) mit der Neutralität nicht vereinbar wäre. Des-

halb steht ein Beitritt der Schweiz zur NATO, welcher von Kooperati-

onsskeptikern immer wieder als Schreckgespenst an die Wand ge-

zeichnet wird, nicht zur Diskussion.
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Neutralität

Unter dem Aspekt der Neutralität besteht ein grosser Handlungsspiel-

raum für sicherheitspolitische Zusammenarbeit, welcher zwingend

genutzt werden muss, da den heutigen Bedrohungen nur im Verbund,

nur grenzüberschreitend Erfolg versprechend begegnet werden kann.

Weder mit der heute gültigen sicherheitspolitischen Strategie «Sicher-

heit durch Kooperation» noch mit der aktuellen Armeeorganisation

bzw. Militärgesetzgebung wird die Neutralität der Schweiz auf irgend-

eine Art aufgebrochen. Letztlich beinhaltet das Postulat des Sicher-

heitspolitischen Berichtes 2000 die darin formulierte Strategie «Si-

cherheit durch Kooperation» ausdrücklich. Unser Land hält weiterhin

an der dauernden und bewaffneten Neutralität als Instrument einer

glaubhaften Aussen- und Sicherheitspolitik fest.

Neutralität bedeutet, dass sich unser Land an Kriegen zwischen

anderen Staaten nicht beteiligt und sich der einseitigen militärischen

Unterstützung einer Partei in solchen Konflikten unmissverständlich

enthält. Der Status der dauernden Neutralität verbietet auch, in Frie-

denszeiten einem Bündnis zur kollektiven Verteidigung beizutreten.

Die Mitarbeit der Schweiz in der Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa (OSZE), im Euro-atlantischen Partner-

schaftsrat (EAPC) und in der Partnerschaft für den Frieden (PfP) 

sowie der UNO ist hingegen unbedenklich, weil sie keine Beistands-

verpflichtung für den Kriegsfall enthält. Neutralitätsrechtlich unprob-

lematisch ist auch die Beteiligung an Operationen zur internationalen

Friedensförderung und Krisenbewältigung, sofern diese Einsätze auf

der Grundlage eines Mandates der UNO oder der OSZE erfolgen.

Milizsystem

Die aktuelle Armee entspricht hinsichtlich des Milizgedankens voll

und ganz der Bundesverfassung, in der unter Artikel 58 steht: «Die

Schweiz hat eine Armee. Diese ist grundsätzlich nach dem Miliz-

system organisiert.» Doch das heutige Milizsystem ist mit neuem 
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Leben zu füllen! Dazu braucht es Strukturen, welche den aktuellen

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedingungen sowie den

Mehrfachbelastungen junger Kader besser gerecht werden: wirk-

same Ausbildungsunterstützung, zeitliche Konzentration der Dienst-

leistungen, noch mehr Gewicht auf die bereits heute forcierte Füh-

rungsausbildung. Nicht verdrängt werden darf, dass angesichts der

immer komplexer werdenden Waffensysteme das Milizsystem in ge-

wissen Bereichen allmählich an seine Grenzen stösst. Deshalb ist es

angebracht, dass zur Unterstützung der Milizsoldaten die Berufskom-

ponente innerhalb der Armee angemessen erhöht bzw. gesichert

wird. Weitere Argumente für eine Erhöhung der Berufskomponente

und eine massvolle Professionalisierung sind in jenen Aufgabenberei-

chen zu suchen, die eine sofortige Verfügbarkeit (Faktor Zeit, Leis-

tung «aus dem Stand») oder eine zeitintensive, spezialisierte Ausbil-

dung (ebenfalls Faktor Zeit, Stichwort «knappe zur Verfügung stehen-

de Ausbildungszeit des Milizangehörigen») verlangen. Dies ist absolut

verfassungskonform.

Armeeorganisation

Grundlage zur Neu- bzw. Umgestaltung der Schweizer Armee bilde-

ten neben der seit dem Ende des Kalten Krieges grundsätzlich verän-

derten Risiko- und Bedrohungslage natürlich auch staats- und sicher-

heitspolitischen Erwägungen sowie gesellschafts- und finanzpoliti-

sche Entwicklungen. Die Politik will, dass die Armee mit immer we-

niger Geld auskommen muss. In der Wirtschaft ist das Verständnis für

militärdienstbedingte Absenzen gesunken. In der Bevölkerung ero-

diert die Bereitschaft für Miliztätigkeiten nicht zuletzt auch deshalb,

weil der berufliche Druck stark zugenommen hat. Angesichts dieser

Tatsachen wurden die Bestände massiv reduziert, die Ausbildung fle-

xibler ausgestaltet und die Dienstleistungspflicht verkürzt. Der aktive

Bestand der Armee beträgt noch 120000 Angehörige. Dazu kommen

ein Rekrutenjahrgang (ca. 20000) und eine Reserve von ca. 80000; der

Gesamtbestand umfasst somit ca. 220000 Angehörige.
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Ein Soldat leistet 260 Diensttage, ein Feldweibel 450 und ein Sub-

alternoffizier (Lt / Oblt) 600 Tage. Ab der Stufe Hauptmann besteht

keine fixe Gesamtdienstpflicht. Die Dienstpflicht bestimmt sich nach

einer flexibel geregelten Verweildauer von mindestens vier und

höchstens acht Jahren in einem Kommando oder in einer anderen

Funktion. Das Gros der Armeeangehörigen (Soldaten / Unteroffizie-

re) beendet seine Militärdienstpflicht in der Regel mit 30, höhere Un-

teroffiziere und Subalternoffiziere mit 36, Hauptleute mit 42 und

Stabsoffiziere mit 50. Die Milizangehörigen haben ebenfalls die Mög-

lichkeit, die Dienstpflicht in 300 Tagen als Durchdiener an einem

Stück zu absolvieren.

Einsatzmöglichkeiten

Die Strukturen einer modernen Armee sollen der Vielfalt und Kom-

plexität der heutigen Bedrohungen und Gefahren jederzeit Rechnung

tragen. Der vereinfachte, anpassungsfähige und modulare Aufbau

unserer Armee ermöglicht, situativ einen oder mehrere Brigadeein-

satzstäbe mit massgeschneiderten Formationen zu einem Einsatzver-

band für konkret anstehende Aufgaben zu gliedern, auszubilden und

einzusetzen. Die Territorialregionen verstehen sich als kompetente,

jederzeit verfügbare und zuverlässige Ansprechpartner der Kantone

und stellen so eine unkomplizierte, rasche und erfolgreiche Zusam-

menarbeit sicher. Sie übernehmen die militärische Unterstützung der

zivilen Führungs- und Einsatzkräfte bei der Bewältigung von ausser-

ordentlichen Ereignissen, in denen der Bund einem Unterstützungs-

gesuch stattgegeben hat und militärische Mittel zugunsten der zivilen

Behörden zum Einsatz gelangen.

Solche Armeeeinsätze erfolgen nach dem Prinzip der Subsidiarität –

das heisst, die Mittel der Armee werden ergänzend bzw. unterstützend

zugunsten der zivilen Behörden eingesetzt, wenn deren eigene Mittel

zur Ereignisbewältigung in personeller, materieller oder zeitlicher Hin-

sicht ausgeschöpft, nicht ausreichend vorhanden sind oder nicht von

kommerziellen Leistungserbringern erbracht werden können.
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Entwicklungen

In einer glaubwürdigen und qualitätsbewussten Armee müssen 

bestehende Führungs- und Organisationsformen im Sinne der Effek-

tivität laufend überprüft, optimiert und angepasst werden. Verände-

rungen können auch durch unverhältnismässig stark ansteigenden

Finanz- und Leistungsdruck provoziert werden. Mit Blick auf die ak-

tuelle Bedrohungslage und in Anbetracht dieser sich verändernden

Rahmenbedingungen ist es deshalb grundsätzlich richtig, eine diffe-

renzierte Aufgabenteilung vorzunehmen und mehr Infanterieforma-

tionen für Sicherungsoperationen und weniger mechanisierte Kräfte

für Verteidigungsaufgaben vorzusehen. Die Beweggründe und Sach-

zwänge, die zu diesem Weiterentwicklungsschritt führten, sind ver-

ständlich und nachvollziehbar.

Unsere Armee behält mit einer solchen Aufgabenteilung die Ver-

teidigungskompetenz im Sinne des «savoir-faire». Gleichzeitig kann

sie, im Sinne des «pouvoir-faire», auch vermehrt für Schutzaufgaben

und zur Bewältigung von Katastrophen zu Gunsten unserer Bevölke-

rung eingesetzt werden. Sie produziert so die notwendige Sicherheit

und kann damit einen für Staat und Gesellschaft spürbaren Mehrwert

ausweisen. Die Armee vollzieht damit den wichtigen Schritt von der

Ausbildungs- zur Einsatzarmee. Dies verändert auch die Aufgabe 

unserer Milizkader. Sie tragen in Zukunft vermehrt Führungsverant-

wortung im Rahmen von Einsätzen und sind damit ein ganz entschei-

dender Faktor für eine erfolgreiche Auftragserfüllung.

Bei der Weiterentwicklung unserer Armee ist insbesondere auch

darauf zu achten, dass nicht nur die harten, sondern auch die weichen

Faktoren berücksichtigt werden. Denn die Geschichte lehrt, dass

Korpsgeist und Identitätskraft oft mehr zur Kampfentscheidung bei-

tragen als technologische und quantitative Waffenüberlegenheit. Ins-

besondere in einer Milizarmee können sich Korpsgeist und Identitäts-

kraft nur richtig entwickeln, wenn Umbaumassnahmen milizverträg-

lich umgesetzt werden.
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Schlussbemerkungen

Wer ohne Beachtung sicherheitspolitischer und waffentechnischer

Entwicklungen noch immer von einem ausschliesslich auf Territori-

alverteidigung ausgerichteten Massenheer träumt, sollte wenigstens

zur Kenntnis nehmen, dass sich insbesondere die personellen

Schwierigkeiten im Kaderbereich gegenüber früherer Jahre nicht

entscheidend verbessert haben. Das ist ebenso Realität, wie es Fakt

ist, dass die Verteidigungsausgaben seit 1960, als sie rund einen Drit-

tel des Bundeshaushaltes ausmachten, sukzessive abgebaut wurden.

1990 lag der Anteil noch bei rund 5,1 Milliarden Franken, heute bewe-

gen wir uns bereits unter der 4-Milliarden-Schwelle. Dabei werden

die neuen und wirkungsvollen Einsatz- und Waffensysteme immer

teurer. Die Armee kommt deshalb nicht darum herum, ihre Betriebs-

kosten weiter zu reduzieren, damit für die Rüstungsbeschaffung mehr

finanzielle Mittel frei werden.

Unsere Armee ist bestrebt, auch unter den gegenwärtigen finan-

ziellen Rahmenbedingungen die bestmöglichen Voraussetzungen zu

schaffen, um als wirksames und zuverlässiges Instrument der schwei-

zerischen Sicherheitspolitik weiterhin glaubwürdig zu bleiben.
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Regionale Militärische Kooperation – 
Bedeutung für unsere Armee heute und in
der Zukunft

Oberst i Gst André Zumstein , Stab CdA, IB V, 

Mit dem Zerfall des Ostblockes und den Bürgerkriegen auf dem West-

balkan hat sich auch die sicherheits- und aussenpolitische Situation

für die Schweiz verändert. Diese Vorfälle und Entwicklungen wurden

in den Sicherheitspolitischen Berichten 1990 und 2000 vorausgesehen

und verarbeitet. Letzterer wurde unter das Motto «Sicherheit durch

Kooperation» gestellt. 

Im folgenden Beitrag soll mit der «Regionalen Militärischen Koopera-

tion» ein Teilaspekt dieser «Sicherheit durch Kooperation» dargestellt,

eine Positionierung als Instrument der Militärdiplomatie vorgenom-

men und mit aktuellen Beispielen ergänzt werden.

Militärdiplomatie (Defence Diplomacy)

Am 11. Mai 2005 beschloss der Bundesrat neue Prioritäten für die Ar-

mee und definierte, respektive bestätigte die Möglichkeit des SiPol-

Berichtes 2000, Kooperationen mit dem Ausland einzugehen. Diese

kann multilateral oder bilateral erfolgen.

Hierbei kommt als wesentliches Element der schweizerischen 

Sicherheitspolitik der Stabilisierung europäischer Randregionen

höchste Bedeutung zu. Gerade der Balkan gehört wegen der beträcht-

lichen balkanstämmigen Kolonie in der Schweiz zu den prioritären

Regionen der schweizerischen Friedensförderung. Insbesondere en-

gagiert sich die westliche Militärdiplomatie für die Reform des Sicher-

heitssektors (SSR) und der demokratischen Kontrolle der Sicherheits-

kräfte. 

In allen von Bürgerkrieg und Diktaturen gezeichneten Regionen

und Nationen ist eine rasche qualitative Verbesserung der inneren 
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Sicherheit und Wiederherstellung der staatlichen Hoheit eine wesent-

liche Voraussetzung für die langfristige und beständige Belebung ei-

ner (nationalen) Körperschaft und Kultur. Die Korruption muss zügig

eliminiert werden. Den kriminellen Elementen und der organisierten

Kriminalität, gleich welcher Couleur und welchen Operationsfeldes,

ist der Boden für jegliche Tätigkeit auf alle Zeiten zu entziehen. Es

gilt, Normen des friedlichen Zusammenlebens neu zu implementie-

ren. Oft sind verloren gegangene Werte und Prinzipien für eine allen-

falls multikulturelle, ethische, religiöse und nationale Gesellschaft

neu zu definieren und zu beleben sowie geschichtliche Hintergründe

und Ursachen zu berücksichtigen.

Der SiPol-Bericht 2000 verlangt, dass die Schweiz «in Zukunft ver-

mehrt jenseits ihrer eigenen Grenzen wirksame Beiträge zur internatio-

nalen Friedenssicherung und Krisenbewältigung, aber auch zur Siche-

rung der Lebensgrundlagen, der Bewältigung der Folgen von Krieg

und Katastrophen und zur nachhaltigen Entwicklung» leistet. In die-

sem Auftrag wird folgerichtig auch die Armee einbezogen, um Beiträ-

ge zur internationalen Friedensunterstützung und Krisenbewältigung

zu leisten.

Durch ein aktives Engagement der Armee mit einem gezielten und

wirkungsorientierten Einsatz von Truppen, Ausbildern oder anderen

Ressourcen (Material, Finanzen) kann die Schweiz ihr Potenzial ein-

bringen und mit anderen Partnern dazu beitragen, Krisenregionen zu

stabilisieren. Diese wahrgenommenen Verpflichtungen sind Teil der

Militärdiplomatie und somit ein Element der schweizerischen Aus-

sen-Sicherheitspolitik.

Das Wesen der schweizerischen Regionalen Militärischen
Kooperation 

Das Konzept der «Regional-militärischen Kooperation» der Internatio-

nalen Beziehungen Verteidigung umschreibt dieses Format der Zu-

sammenarbeit wie folgt: «Die Regionale Militärische Kooperation ist

das Aktionsfeld der Schweizer Armee und anderer Organe des VBS mit
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ausländischen Streitkräften zur Unterstützung von Abrüstung, Ausbil-

dung und Ausrüstung mit dem Ziel, für die Schweiz und ihre Koopera-

tionspartner einen Mehrwert an Sicherheit und Stabilität zu schaffen.» 

Die politisch unbestrittenen Beiträge der Schweizer Armee, die im

Rahmen einer Regionalen Militärischen Kooperation erbracht wer-

den, konzentrieren sich auf Konfliktprävention und Konfliktnachsor-

ge. Diese Leistungen können ressourcenseitig und bezüglich Dauer

genau definiert und zeitlich wie auch räumlich beschränkt werden.

Die Steuerung dieser Aktivitäten wird von allen Beteiligten, inklusive

des Departements für auswärtige Angelegenheiten, in enger Zusam-

menarbeit und unter Berücksichtigung von möglichen Synergien um-

sichtig wahrgenommen. Die relative Kleinräumigkeit der Regionalen

Militärischen Kooperation erlaubt es, die beschränkten schweizeri-

schen Ressourcen gezielt und flexibel einzusetzen. Diese regionalen

und begrenzten Engagements in Kooperationen bergen zudem den

Vorteil, dass sich die Schweiz nicht übernimmt («overstretch»). Oft ist

ein Zusammengehen verschiedener Geberpartner mit dem gleichen

Ziel möglich, oder dann werden ein oder mehrere Empfänger in ein

multinationales Projekt eingebunden.

Insgesamt ist die Regionale Militärische Kooperation ein bezüglich

Ressourcen günstiges und überschaubares Instrument zur Interes-

senwahrung unseres Landes, zur Markierung von Präsenz im strate-

gischen Umfeld und zur Bildung eines Mehrwertes an Sicherheit und

Stabilität. 

Die partnerschaftliche Zusammenarbeit und der gemeinsame Wille,

sich auf das Erreichen eines bestimmtes Zieles zu konzentrieren,

schafft ein grosses Potenzial an gegenseitigem Wissenstransfer und

Vertrauensbildung. Die Partner anerkennen heute die schweizerische

Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit und schätzen die Qualität des

bereitgestellten Materials wie auch der offerierten Trainings im In-

und Ausland.

Im Zusammenhang mit der Diskussion der Regionalen Militäri-

schen Kooperation ist die Bedeutung der geografischen Verteilung

der Interessengebiete wesentlich. Es liegt auf der Hand, dass sich die

Priorität des schweizerischen Engagements nach der unmittelbaren
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Nachbarschaft ausrichtet und erst in zweiter Linie auch ferner gele-

gene Nationen unterstützt werden können.

So steht der Westbalkan (früher Jugoslawien) und damit die NATO

Beitrittskandidaten Albanien, Kroatien und Mazedonien sowie die

PfP-Kandidaten Bosnien – Herzegowina und Serbien – Montenegro

zuoberst in der Priorität für Verpflichtungen der Regionalen Militäri-

schen Kooperation.

In zweiter Linie richtet sich die Schweiz, unter anderem auch als

Gründungsmitglied der OSZE und deren Interessenlage, nach den

Staaten im Südkaukasus aus und wendet sich, wie Bundespräsident

Deiss am NATO-Istanbul-Gipfel von 2004 erklärte, auch den Ländern

des «Mittelmeerdialogs» zu. 

Die Tatsache, dass Schwergewichte festgelegt, diese und die zu er-

bringenden Leistungen regelmässig geprüft und angepasst werden

und eine Koordination der Einsätze des VBS mit EDA und EVD be-

steht, untermauert die Bedeutung der Militärdiplomatie.

Beispiele für die schweizerische Regionale Militärische
Kooperation

1997 wurde das Baltic Security Assistance Forum (BALTSEA) gegrün-

det. Zusammen mit 16 anderen Staaten beteiligte sich die Schweiz ge-

zielt an einer Unterstützung zur Entwicklung der drei baltischen Staa-

ten Estland, Lettland und Litauen, deren gemeinsames Ziel der Bei-

tritt zur NATO und die Aufnahme in die EU war. Dieses Ziel wurde

2004 erreicht und das Forum deshalb im November 2005 geschlossen. 

Die Mitarbeit der Schweiz als gleichwertiger Partner wurde gera-

de wegen der besonderen Stellung als Nichtmitglied von EU und

NATO und zudem auch wegen der eingebrachten substanziellen Bei-

träge und Unterstützung sehr geschätzt. Dieses Engagement am

BALTSEA-Forum hatte für die Schweiz einen Pioniercharakter und

liess erkennen, dass sich Nationen auch mit unterschiedlichen aus-

senpolitischen Bindungen in einer regionalen Partnerschaft mit Er-

folg einbringen können.
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Die Schweiz definiert innerhalb des Einsatzspektrums der Regio-

nalen Militärischen Kooperation drei Aktionsfelder:

a) Rückbau- und Abrüstungshilfe; 

b) Ausbildungshilfe und

c) Ausrüstungsunterstützung.

Die in diesem Beitrag aufgeführten Aktivitäten sollen als Beispiele

dienen und die Marschrichtung der Regionalen Militärischen Koope-

ration erklären.

a) Rückbau- und Abrüstungshilfe

Seit der Auflösung der Warschauer Paktes und der Beruhigung der

Konflikte auf dem Westbalkan lagern dort riesige und überflüssig ge-

wordene Mengen an Waffen und Tonnen von Munition und Raketen-

treibstoffe. Ungezählte und nicht erfasste Minen verschiedenster Art

sind noch in den Regionen der kriegerischen Auseinandersetzungen,

vor allem entlang der ehemaligen Fronten verlegt. 

Diese Produkte sollen abgebaut und der Vernichtung zugeführt

werden. Die betroffenen und mit diesen Überschüssen belasteten

Länder verfügen oft weder über das Wissen noch über den erforderli-

chen hohen Mittelbedarf, um selbstständig die sichere und umweltbe-

wusste Vernichtung von Kleinwaffen und Leichten Waffen (SALW) in-

klusive mobiler, schultergestützter Fliegerabwehrsysteme (MAN-

PADS), von Personenminen und anderen Minen, von konventioneller

Munition aller Typen, von Chemiewaffen und von Raketentreibstoff

sicherzustellen.

Die beträchtlichen Mengen an nicht mehr einsetzbarer Munition

lassen heute eine umweltgerechte und auch finanzierbare Vernich-

tung nicht zu, weshalb der sicheren Depotbildung besondere Auf-

merksamkeit gewidmet werden muss. Erschwerend für die Lagerung

von Munition ist der Umstand, dass gewisse Sorten (Schwarzpulver)

mit zunehmendem Alter instabil werden und sich selbst entzünden

können. Die Schweizer Armee hat in Albanien ein Labor eingerichtet

und dazu einheimisches Personal ausgebildet, das nun Munition auf

seine Stabilität hin prüfen kann. 
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Minenparzellen behindern bis zu deren Räumung jegliche

menschliche Aktivität und blockieren daher nach einem Bürgerkrieg

auch die Wiederherstellung der Gesellschaftsstrukturen und das Er-

starken der Wirtschaft. Beides ist zur raschen Stabilisierung eines

Landes erforderlich. Die Räumung von Minen und explosiven Kriegs-

munitionsrückständen erfordert viel Fachwissen. Die Schweiz ist in

der Technik der Entschärfung von Minen und der Kampfmittelbesei-

tigung führend und hat sich eine grosse Erfahrung aneignen können.

Diese Fähigkeiten werden im Rahmen der Regionalen Militärischen

Kooperation gezielt eingesetzt. Unsere Armee delegiert Fachpersonal

als Ausbilder in Regionen, die durch Minen belastet sind, und unter-

stützt diverse weitere Entminungsprojekte mit finanziellen Beiträgen

und Material.

Das Genfer Zentrum für Humanitäre Entminung ergänzt diese Be-

mühungen durch Schaffung von Instrumenten und gezielter Ausbil-

dung für den Bereich der Erfassung von Minenparzellen und deren

Entminung. 

b) Ausbildungshilfe

Die Schweiz verfügt über ein ausgezeichnetes Potenzial und lange Er-

fahrung in der militärischen Ausbildung von Kadern und hat grosses

Interesse an der militärischen Didaktik. 

Nach Kriegswirren und Absetzung der vormaligen Machthaber und

Kader müssen rasch neue Führer ausgebildet werden. Unsere Armee

kann Know-how und kompetentes militärisches Berufspersonal für

die Durchführung und Leitung von Kursen, Seminaren, Workshops

zur Schulung dieser Kader einsetzen. 

Unser Land unterstützt in Kooperation mit elf anderen Partnern

den Aufbau und Betrieb des Peace Support Operations Training Cen-

ter in Sarajewo (PSOTC) und stellt dafür Personal (bis Ende 2006) und

Finanzen bereit. Die am PSOTC ausgebildeten Kader aus dem West-

balkan und den Partnernationen werden danach in Einheiten einge-

teilt, die für friedensunterstützende Missionen eingesetzt werden.

Andere multiregionale Ausbildungszentren wurden durch die Be-

reitstellung von Mitteln und Fachpersonal eingerichtet. 
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Das am 15. November 2005 eingeweihte Regionale Trainingszent-

rum für Kommunikation (RTCC) in Skopje orientiert sich an den 

Arbeits- und Lehrmethoden des ZIKA (Zentrum für Informations- und

Kommunikationsausbildung der Armee in Bern). Das ZIKA hat sich

denn auch beim Aufbau des RTCC durch das Einbringen von Know-

how und der Ausbildung des Lehrkörpers wesentlich beteiligt. Das

VBS hat zusätzlich die technischen Ausbildungsmittel finanziert. Das

nun in Betrieb stehende Trainingszentrum kann des Weiteren auch

von den Partnerländern Kroatien und Albanien genutzt werden.

c) Ausrüstungsunterstützung

Grosse Mengen an Armeematerial, das wegen des Umbaus der Armee

und der daraus resultierenden Bestandesreduktion ausser Dienst ge-

stellt wurde, stehen zur Abgabe an Interessenten zur Verfügung. Dieses

Material ist oft alt, jedoch in einem sehr guten und einsatzbereiten Zu-

stand. Die Zustimmung des EDA und EVD vorausgesetzt, kann nicht

sensitives Material zur Unterstützung von Streitkräften und an humani-

täre sowie an nichtstaatliche Organisationen weitergegeben werden. 

Albanien konnte sein Transportbataillon mit Saurer- und Steyr-

Lastwagen ausrüsten. Die Zuverlässigkeit dieser Fahrzeuge wurde

erfolgreich gesteigert durch die umweltgerechte Sanierung von Tank-

anlagen vor Ort.

Durch Vermittlung des Genfer Zentrums für die Demokratische

Kontrolle der Streitkräfte (DCAF) haben alle Grenzwachtorganisatio-

nen des Westbalkans schweizerische Militärfahrzeuge für die Ausbil-

dung und den Dienst an der Grenze erhalten. Damit wird das regiona-

le Sicherheitssystem gestärkt. 

Entwicklungsmöglichkeiten oder Chancen einer Regiona-
len Militärischen Kooperation

Das Eingehen einer Partnerschaft verfolgt eine gemeinsam definierte

Absicht. Das angestrebte Ziel soll möglichst eine «Win-win»-Bezie-

hung schaffen. Zwei oder mehrere Partner einigen sich, ein bestimm-
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tes Ziel oder Verhalten in Kooperation zu erreichen. In der Praxis fin-

den wir einen, öfters jedoch mehrere Geberpartner, die einen Emp-

fänger betreuen und bei der Realisierung seiner Ziele unterstützen.

Eine enge Zusammenarbeit und Koordination ist hier unabdingbar.

Die Regionale Militärische Kooperation verfolgt einen umfassenden

Ansatz zur Zusammenarbeit. Zusätzlich zur Partner- oder Patenschaft

stehen auch regional-politische Aspekte und Ziele im Vordergrund.

Die regionale Kooperation hat einen wesentlichen Anteil an vertrau-

ensbildenden Massnahmen. Divergierende nationale Meinungen und

Auffassungen oder ethnische Barrieren können in einem (ehemali-

gen) Konfliktgebiet zu Gunsten eines gemeinsamen Projektes abge-

baut oder zumindest auf ein allseitig akzeptables Niveau zurückge-

halten werden. Durch einen (sanften) Druck können Geberländer

entscheidend dazu beitragen, lokale Differenzen abzubauen oder zu

neutralisieren und die regionalen Interessen zu fördern.

Nationen, die einen Beitritt zu einer grösseren Verteidigungsorga-

nisation (beispielsweise NATO) anstreben, können sich mit ihrer 

Zusammenarbeit sehr gut in Regionale Militärische Kooperationen

einbringen und sich durch erfolgreiche Kooperationen für einen Bei-

tritt bestens empfehlen.

Es ist anzunehmen, dass der Bedarf für das Eingehen und Umset-

zen einer Regionalen Militärischen Kooperation im Bereich der Kon-

fliktprävention und Konfliktnachsorge in den schweizerischen Inte-

ressengebieten bestehen bleibt. 

Unser Land hat mit Teilen seiner Armee und ihrer anerkannten

Kompetenzen genügend Möglichkeiten, sich in klar erkenn- und de-

finierbaren Bereichen weiterhin zu betätigen.

Wie früher am Beispiel von BALTSEA erläutert, hat die Schweiz

auch als «Non-aligned Nation» bei den potenziellen Partnern einen

einzigartigen Status und wird gerade deswegen besonders geschätzt.

Es gilt, diese spezifische Position vor allem durch das Anbieten von 

Nischenprodukten und die gebotene hohe Effizienz in der Umsetzung

zu erhalten.

Die Regionale Militärische Kooperation ist ein sehr agiles Instru-

ment mit einer recht kurzen «Halbwertszeit». Dies erfordert ein stän-
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diges Weiterentwickeln und Nutzen von Chancen, um verantwor-

tungsvoll den politischen und finanziellen Vorgaben gerecht zu 

werden. Kooperationsprogramme sind deshalb permanent auf ihre

Aktualität und die Nachfrage zu überprüfen und mit den gewonnenen

Erkenntnissen neue Angebote zu schaffen. Die Gebernation Schweiz

erwartet von ihren unterstützten Partnern, dass diese im Laufe der

freiwillig eingegangenen Zusammenarbeit ihre Fähigkeiten im 

Sicherheitssektor steigern, um den erbrachten schweizerischen Res-

sourceneinsatz zu rechtfertigen.

Zusammenfassung

Die Regionale Militärische Kooperation ist eine spezielle Form der

Zusammenarbeit von Partnern innerhalb einer Region und mit einem

definierten gemeinsamen Interesse. Es ist ein Mittel der friedlichen

«Force Projection», durch welche eine Unterstützungsleistung freiwil-

lig in die Kooperation eingebracht wird. Eine regionale militärische

Zusammenarbeit birgt die Vorteile der Multinationalität und vermei-

det dadurch bilaterale und einseitig orientierte Engagements. Die

Idee der Kooperation hat den Vorteil, dass kein potenzieller Partner

als Bittsteller antreten muss, sondern als Rezipient eine Offerte an-

nehmen oder ablehnen kann. Dieses Element der Freiheit stellt bei

den Empfängern sicher, dass ihr Nationalstolz nicht verletzt und ihre

Unabhängigkeit respektiert wird.

Die umgesetzte Regionale Militärische Kooperation ist für die

Schweiz ein praxisorientiertes Instrument der Militärdiplomatie und

der Aussenpolitik, das unsere Aussen-Sicherheitspolitik auch in den

Einsatzregionen unterstreicht.

Auswahl von Links im Internet:

www.zika-cica.ch Zentrum für Informations- und Kommunikations-

ausbildung der Armee ZIKA
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www.dcaf.ch Genfer Zentrum für die Demokratische Kontrolle

der Streitkräfte

www.gcsp.ch Genfer Zentrum für Sicherheitspolitik

www.gichd.ch Geneva Centre for Humanitarian Demining

www.psotc.org Peace Support Operations Training Centre in Sa-

rajevo, Bosnia – Herzegovina

www.baltsea.org Baltic Security Assistance Forum
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Einsätze der Armee bei Erdbeben-
katastrophen im Inland

Oberstlt i Gst Rolf-André Siegenthaler, Berufsoffizier 

Erdbeben in der Schweiz? Ja, sicher, jeder kann sich erinnern, einmal

ein Zittern der Erde verspürt zu haben. In seltenen Fällen ertönt ein

leichtes Klirren der Gläser im Schrank. Das ist etwa die Erfahrung der

meisten Schweizerinnen und Schweizer. Erdbeben nehmen wir als Ka-

tastrophen wahr, die in fernen Ländern passieren. Wir sammeln Geld

und sind stolz auf die Leistungen, die das Schweizerische Korps für hu-

manitäre Hilfe mit seinen Spezialisten leistet. Einige wenige Mitbürger

wissen, dass die erwähnten Spezialisten zu einem hohen Prozentsatz

Freiwillige sind, die aus den Rettungstruppen der Schweizer Armee 

rekrutiert werden. Selbstverständlich wäre die Erfahrung dieser Sol-

daten auch zur Erdbebenhilfe im Inland von unschätzbarem Wert.

Dies behalten wir im Hinterkopf, während wir über die Beiträge

sprechen, die von der Armee im Fall einer Erdbebenkatastrophe in

der Schweiz geleistet werden könnten oder müssten. In den Risiko-

analysen, die Bund und Kantone in den letzten Jahren erstellt haben,

erhalten Erdbeben hohe Priorität. Das mag verwundern, denn wie

schon festgehalten, wird dieses Risiko in der breiten Bevölkerung

kaum als solches wahrgenommen. Im Jahr 2003 wurde die Studie KA-

TARISK1 abgeschlossen. Katarisk ist eine umfassende Risikoanalyse, 

deren Resultate für die Gestaltung des Bevölkerungsschutzes relevant

sind. Die Risiken wurden aufgeteilt in solche, die auf lokaler, regio-

nal-kantonaler bzw. interkantonal-nationaler Ebene gelöst werden

müssen. Die Aufteilung der Risiken auf Bundesebene ergibt grob eine

Dreiteilung, wobei sich ein Drittel aus verschiedenen Risiken zusam-

mensetzt, die uns geläufig sind, wie beispielsweise Überschwemmun-

gen, KKW-Störfällen, Bruch von Talsperren u.v.m. Ein weiteres Drit-
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tel sind Epidemien und das letzte Drittel bildet sich aus dem Risiko ei-

ner Erdbebenkatastrophe.

Die KATARISK-Studie kommt zum Schluss, dass die Kantone im

Fall einer Erdbebenkatastrophe überfordert wären. In einer solchen

ausserordentlichen Lage ist der Bund subsidiär gefordert. Der Bund

hat der Nationalen Alarmzentrale NAZ in der Folge den Auftrag er-

teilt, ein Einsatzkonzept zu erarbeiten für den Fall eines Erdbebens in

der Schweiz2. Im Konzept werden die Auswirkungen und die entspre-

chenden Gegenmassnahmen untersucht für den Fall eines interkan-

tonal-nationalen Erdbebens und für ein solches mit regional-kanto-

nalen Ausmassen. Ersteres würde etwa dem Erdbeben entsprechen,

das 1356 schwere Schäden in der Stadt Basel verursachte; das zweite

Beben kommt dem von 1946 im Mittelwallis gleich. Ein Erdbeben wie

dasjenige von Basel wird mit einer Wiederkehrperiode von 700 bis

1000 Jahren, das schwächere Ereignis wird alle 100 Jahre erwartet.

Zum Vergleich: ein Hochwasser wie im Jahr 2005 erwartet man alle

200–250 Jahre. Die Eintretenswahrscheinlichkeit ist also recht klein.

Besonders eine wirklich schwere Erdbebenkatastrophe wie in Basel

1356, immerhin die schwerste in Zentraleuropa je verzeichnete, muss

nicht alle paar Jahre erwartet werden. In unseren Breiten sind etwa

der Balkan und Italien viel häufiger betroffen als die Schweiz. Was ein

Erdbeben zu einem so hohen Risiko werden lässt, sind dessen extre-

me Auswirkungen. Innert Minuten erreicht die Zerstörung ihre volle

Entfaltung. Das Ausmass der Katastrophe ist kaum präzise vorauszu-

sehen. Ein Erdbeben trifft damit Bevölkerung und Behörden gleicher-

massen unvorbereitet. Im schlimmsten untersuchten Fall ist damit zu

rechnen, dass im Radius von 100 km ausgehend vom Epizentrum mit

ca. 5 Millionen Betroffenen zu rechnen wäre. Dies ergäbe in etwa

2000 Todesopfer, 7000 Schwerverletzte und Verschüttete, 49000

Leichtverletzte, 13000 zerstörte Gebäude (ca. 78000 langfristig Ob-

dachlose), 198000 schwer beschädigte oder zerstörte Gebäude

(840000 Obdachlose unmittelbar), 1275000 beschädigte Gebäude

(insgesamt).
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Führt man sich vor Augen, dass gesamtschweizerisch im Normalfall

gleichzeitig nur ca. 30 schwer verletzte Patienten adäquat versorgt wer-

den können, dann wird klar, was eine solche Situation bedeuten könnte.

Im Hauptschadenraum wären erhebliche Zerstörungen zu erwarten.

Die Infrastruktur bliebe davon leider nicht verschont. Keine Spitäler, 

keine Sanität, keine Polizei, keine Feuerwehr, kein Zivilschutz; Telefon,

Strom, Gas, Wasser, alles würde ausfallen oder beeinträchtigt. Die Stras-

sen wären teilweise verschüttet. Auch wenn die umliegende Region nicht

schon genügend Schäden hätte, um mit sich allein beschäftigt zu sein,

könnten die Rettungsdienste nur unter Problemen in den Hauptschaden-

raum vordringen. Und dann, wo beginnen, angesichts der verzweifelten

Lage? Zusätzlich müsste damit gerechnet werden, dass die Erde weiter

bebt. Nachbeben würden die Situation verschärfen. Beschädigte Gebäu-

de stürzten bei Nachbeben allenfalls ein und könnten diejenigen unter

sich begraben, die spontan mit Rettungsarbeiten begonnen haben. Unter

diesen Umständen bleibt die geschockte Bevölkerung im Freien, meidet

die Häuser, beteiligt sich auch nicht mehr an der spontanen – und beson-

ders Erfolg versprechenden – Rettung von Verschütteten.

Der Gerechtigkeit halber sei an dieser Stelle daran erinnert, dass

in industrialisierten Ländern die Bauweise so weit fortgeschritten ist,

dass ein völliges Zusammenbrechen der Bauten nur in Ausnahmefäl-

len zu beobachten wäre. Moderne Betonkonstruktionen sollten – falls

die Regeln der Baukunst und die geltenden Baunormen eingehalten

werden – auch starke Erdstösse überstehen, ohne einzustürzen.

Trotzdem müssten im Erdbebenfall die statischen Strukturen über-

prüft werden, bevor die Leute in ihre Wohnungen zurückkehren kön-

nen. Tritt ein Nachbeben ein, muss eine Neubeurteilung vorgenom-

men werden – falls die Bevölkerung überhaupt das Zutrauen hat, in

die Behausung zurückzukehren. Diese Beurteilung benötigt viel Zeit

und zahlreiche, eigens zu diesem Zweck geschulte Spezialisten. Aus

diesem Grund ist mindestens vorübergehende Obdachlosigkeit auch

bei guter Bausubstanz ein Thema. Sekundärereignisse wie etwa Gas-

explosionen oder Nichteinhalten der Regeln der Baukunst wie z.B.

beim Einsturz einer Tiefgarage kürzlich erlebt, könnten allerdings

auch in unseren Gefilden zu Gebäudeeinstürzen führen.
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Selbstverständlich ist in einer solchen Situation Hilfe von ausser-

halb des Schadenraumes notwendig. Doch wie soll man sich ein Bild

der Lage verschaffen, wenn eine Verbindung in den Schadenraum

kaum möglich ist und wenn die Einsatzorganisation selbst vom Erd-

beben betroffen ist? Es ist deshalb von entscheidender Bedeutung,

dass die Behörden vorbereitet sind, Automatismen spielen, Eventual-

planungen gemacht und im Notfall umgesetzt werden können.

Checklisten können bei der Bewältigung von Sekundärrisiken helfen,

um zusätzlichen Schaden zu vermeiden. Strom abschalten, Gasventi-

le schliessen, Talsperren überprüfen und notfalls kontrolliert absen-

ken, Chemieanlagen sichern. Diese Massnahmen müssen von den be-

troffenen Betreibern oder auch von Teilen der Behörden reflexartig

vollzogen werden, sie müssen aber bekannt und vorbereitet sein.

Sollen sie binnen nützlicher Zeit greifen, müssen die ersten Mass-

nahmen zur Stabilisierung der Situation in jedem Fall von der betrof-

fenen Gemeinschaft selbst ausgehen. Je rascher die Führungsorgane

sich eine Übersicht verschaffen können, sind sie auch in der Lage,

Hilfskräfte von ausserhalb einzusetzen und je rascher und reflexartig

Rettungstätigkeiten einsetzen, desto höher ist die Chance, Menschen-

leben zu retten. Die Hauptlast der Vorbereitungen und auch der Füh-

rung im Ereignisfall obliegt damit auch bei Erdbebenkatastrophen

den zivilen Behörden und Einsatzmitteln. Wie könnte dann die Armee

eingesetzt werden, und was soll sie konkret vorbereiten?

Diese Frage stellte sich auch der Kommandant der Territorialregi-

on 4. Gemeinsam mit den Behörden des Kantons St. Gallen durch-

spielt er im Rahmen einer internationalen Übung mit dem Namen

«RHEINTAL 06» den Fall eines Erdbebens im St. Galler Rheintal. Aus-

gehend vom Szenario eines Erdbebens mit regional-kantonalen Aus-

wirkungen, soll vornehmlich das Zusammenspiel der zivilen und 

militärischen Führungsorgane auf verschiedenen Ebenen kantons-

und auch länderübergreifend geschult werden. Gemeindeführungs-

stäbe und kantonale Führungsstäbe sollen sofort nach dem 

Ereignis die Arbeit aufnehmen. Die Armee muss sich, ausgehend vom

Kommando der betroffenen Territorialregion, sofort mit den kantona-

len Führungsorganen in Verbindung setzen, einen Verbindungsoffi-
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zier entsenden, damit die Territorialregion beurteilen kann, ob von

ihrer Seite aus Hilfeleistungen erbracht werden können. Durch das

Aufgebot von Spezialisten aus den kantonalen Territorialverbin-

dungsstäben und dem Stab der Territorialregion kann die Führungs-

fähigkeit verstärkt und über längere Zeit verfügbar gemacht werden.

In Absprache mit dem Führungsstab der Armee muss die Territorial-

region in der Lage sein, die Hilfsbegehren der betroffenen Kantone zu

bearbeiten und Anträge auf geeignete Truppenkontingente zu formu-

lieren. Werden Truppen im Schadenraum eingesetzt, ist die Territori-

alregion für deren Führung zuständig – immer natürlich in Koordina-

tion mit den zivilen Verantwortlichen. Die Übung «RHEINTAL 06»

wird Erkenntnisse betreffs Optimierung der Abläufe bringen und die

Ausbildung der Beteiligten verbessern.

Was kann die Armee beitragen? Die Armee verfügt als einzige Or-

ganisation des Bundes über operative Mittel zur Bewältigung einer

Erdbebenkatastrophe. Sie könnte im Erdbebenfall etwa die folgenden

Leistungen zugunsten der zivilen Behörden erbringen:

1. Unterstützung beim Erstellen der Lageübersicht. Dies durch

Einsatz von Mitteln der Luftwaffe. Die zivile Einsatzleitung

kann sich durch Überflüge mit Helikopter ganz direkt ein Bild

machen. Drohnen könnten über längere Zeit aktuelle Bilder

aus dem Schadenraum liefern.

2. Einsatz der Katastrophenhilfe Bereitschaftskompanie innert

Stunden. Diese Kompanie, die schwergewichtig aus Angehöri-

gen der Rettungstruppen besteht, ist über das ganze Jahr hin-

weg in der Lage, binnen sechs Stunden mit ersten Elementen

und mit dem Gros nach zwölf Stunden im Schadenraum Hilfe

zu leisten. Sie verfügt über Ortungs- und Rettungsgerät, um

Verschüttete aus komplexen Trümmerlagen zu bergen, kann

Erste Hilfe leisten, Brände löschen, mit Spezialmaterial die Ein-

satzführung vor Ort sowie zivile Rettungskräfte verstärken,

Verkehrsträger öffnen, Notreparaturen an Infrastruktur vor-

nehmen und Transporte ausführen.

3. Ebenfalls nach kurzer Zeit wären Mittel der Infanterie-Durch-

dienerkompanie verfügbar, die beispielsweise Absperrmass-
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nahmen vornehmen können, Bewachung von gefährdeten

oder gefährdenden Gebieten/Objekten sowie Verkehrsleit-

massnahmen übernehmen, was die zivilen Einsatzkräfte ent-

lastet.

4. Nach längerer Vorbereitung (Tagen/Wochen) können Mittel

der Armee die Übermittlungslage verbessern, um zerstörte

oder überlastete zivile Verbindungsnetze zu überlagern. Aus-

gehend vom permanent verfügbaren Übermittlungsnetz des

Bundes können die Verbindungen von zivilen und militäri-

schen Stäben und Einsatzkräften mittels Richtstrahl- und Füh-

rungsunterstützungsverbänden im Schadenraum sicherge-

stellt werden.

5. Binnen Tagen und Wochen sind Mittel weiterer militärischer

Verbände verfügbar. Sanitäts-, Katastrophenhilfe-, Genie- und

Infanterieverbände können aufgeboten werden. Sie wären al-

lerdings erst zur Unterstützung von Aufräumarbeiten und für

den Wiederaufbau wirksam, es sei denn, sie befänden sich zu-

fälligerweise im Dienst.

Aufgrund der Tatsache, dass die Überlebenschancen von Verschütte-

ten je nach den herrschenden Temperaturen in den ersten drei bis

sechs Stunden am höchsten sind und nach ein bis zwei Tagen massiv

sinken, kommt der Lebensrettung in der ersten Zeit nach einem Erd-

beben die höchste Priorität zu. Aber auch die Überlebenden brauchen

– wiederum je nach Witterung – möglichst rasch ein Dach über dem

Kopf, medizinische Hilfe und Verpflegung. Um Panik zu verhindern

und die Bewältigung der Lage zu beschleunigen, ist die Verbreitung

von zutreffender Information an die Bevölkerung in- und ausserhalb

des Schadenraumes sehr wichtig.

Die Nützlichkeit der Schweizer Armee der Gegenwart in einer Erd-

bebenkatastrophe ist durch ihre aus Kostengründen gesenkte Bereit-

schaft eingeschränkt. Zwar sind mit den Durchdienerverbänden heu-

te grosse Kompanien verfügbar, die über eine sehr hohe Bereitschaft,

eine breite Material- und Gerätepalette und gut ausgebildete Truppe

verfügen. Die Kader, bestehend aus Berufs- und Zeitmilitärs, bringen
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Einsatzerfahrung mit. Auch die Luftwaffe kann Mittel sofort verfügbar

machen. Generell gilt, dass überall dort, wo Berufs- und Zeitmilitärs

sowie Durchdiener im Einsatz sind, die Bereitschaft hoch, dort, wo

primär Milizverbände betroffen sind, die Bereitschaft tief ist. Mit Ein-

führung der Armee XXI wurden die Alarmformationen abgeschafft

und die Bereitschaftsverbände zwar professionalisiert, aber zahlen-

mässig verkleinert.

Wurde die Bereitschaft für die Katastrophenhilfe noch vor drei

Jahren mit den normalen WK-Verbänden und den Rekrutenschulen

bzw. den Alarmformationen des Katastrophenhilferegiments sicher-

gestellt, ist das heute nicht mehr möglich. Die Rettungstruppen, Ge-

nie- und Infanteriebataillone konnten damals aufgrund ihrer grösse-

ren Zahl über das ganze Jahr verteilt so aufgeboten werden, dass sich

ihre Einsätze überlappten. So stand stets ein Bataillon jeder Speziali-

tät (Inf bzw. Genie/Rettung) zur Verfügung, das im Notfall binnen we-

niger Stunden überall in der Schweiz sowie im benachbarten Ausland

zur Hilfeleistung eingesetzt werden konnte. Die damaligen Katastro-

phenhilfebataillone konnten so rasch aufgeboten werden, dass sie die

Ablösung der Bereitschaftsverbände nahtlos sicherstellen konnten.

Unbestrittenermassen wurde mit der Bündelung der Mittel eine

Stärkung des Bevölkerungsschutzes erreicht. Der Bevölkerungs-

schutz ist Sache der Kantone. Der Bund verfügt einzig in der Armee

über konkrete Mittel für die massive Hilfe im Katastrophenfall. Die

Erfahrungen aus der Überschwemmungskatastrophe des Jahres 2005

haben gezeigt, dass einerseits die Armee ganz entscheidende Hilfe zu

leisten in der Lage ist, aber nur dann, wenn sich die richtigen Batail-

lone zur nämlichen Zeit im Dienst befinden. Muss die Truppe aufge-

boten werden, dann dauert das Wochen, bis die Aufgebote verschickt

sind und das Material bereitgestellt werden kann.

Gerade die massiven Bedürfnisse, die sich aus einer Erdbebenka-

tastrophe ergeben, zeigen bei der Armee Handlungsbedarf auf. Dieser

wurde allerdings erkannt. So sollen mit dem gegenwärtig diskutierten

Entwicklungsschritt 08/11 die Mittel der Armee so umgruppiert wer-

den, dass im Fall wahrscheinlicher Risiken Schwergewichte gebildet

werden können. Der Ausbau der Rettungstruppen und die Verlage-
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rung von mechanisierten Mitteln auf flexibler einsetzbare Infanterie-

bataillone ist ein vorgesehener Schritt. Um die Handlungsfreiheit der

Territorialregionen zu vergrössern und um die Führung direkter zu

gestalten, werden schon im laufenden Jahr die Katastrophenhilfe-

bataillone den Territorialregionen unterstellt.

Abschliessend sei folgende Zusammenfassung gemacht:

• Erdbeben stellen auch in der Schweiz ein reales Risiko dar, das

die Bevölkerung binnen Minuten mit voller Härte trifft und

massive Auswirkungen auf die Infrastruktur zeigt, die erst nach

Monaten und Jahren behoben werden können. Rettung von

Menschen ist nur in den ersten Stunden nach Eintritt des Ereig-

nisses Erfolg versprechend.

• Die Eintretenswahrscheinlichkeit von Erdbeben ist relativ ge-

ring. Ein schweres Erdbeben wie beispielsweise in Basel 1356

kommt alle 700 bis 1000 Jahre vor, ein mittelschweres Scha-

denbeben wie etwa im Wallis 1946 alle 100 Jahre. Die Auswir-

kungen sind in beiden Fällen massiv und übersteigen das Mass,

das von den betroffenen Organen des Bevölkerungsschutzes al-

lein bewältigt werden kann.

• Die Verfügbarkeit der Mittel der Armee ist so, dass rasche Hilfe

binnen kurzer Zeit an gleichzeitig mehreren Schadenplätzen

möglich ist, wenn die zivilen Behörden und die Territorialre-

gionen den zielgerichteten Einsatz trotz herrschendem Chaos

sicherstellen können. Massiver Mitteleinsatz, wie er im Fall ei-

ner schweren Erdbebenkatastrophe sicherlich nötig wäre, ist

von der Armee gegenwärtig allerdings erst nach Tagen und

Wochen zu erwarten.

• Kritischer Erfolgsfaktor in der Erdbebenhilfe ist die Leistung

im Bereich Ortung und Rettung sowie der provisorischen In-

standstellung von Infrastruktur (Strassen, Telematik) aus dem

Stand.

• Fordert man vom Bund mehr Hilfe nach kurzer Zeit, ist das nur

durch Umlagerung von Ressourcen möglich. Hohe Bereitschaft

im personellen wie im materiellen Bereich ist zum Nulltarif

nicht zu haben. 
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Auch wenn die Armee heute nicht mehr in der Lage ist, so selbstver-

ständlich wie in früheren Jahren eine grosse Zahl von Soldaten in den

Einsatz zu bringen, ist sie nach wie vor ein unverzichtbares Mittel des

Bundes, um die Kantone im Fall von Katastrophen grösseren Ausmas-

ses zu unterstützen. Die Bestände und die Zahl der verfügbaren Mit-

tel ermöglichen erste wichtige Einsätze nach Stunden. Später, zwar

erst nach Tagen und Wochen, dafür aber während Wochen und Mo-

naten, ist massive Hilfeleistung an die betroffenen Gemeinschaften 

realistisch. So gesehen wird dem Grundsatz der Subsidiarität voll

nachgelebt. Auch bei Erdbebenkatastrophen muss sich vorab die 

Gemeinde, die Region und der Kanton in den ersten Stunden selbst

helfen, erst später setzt die Hilfe von auswärts, von Kantonen, Bund

und auch dem Ausland ein. Nachhaltige, längerfristige Überwindung

von Erdbebenfolgen übersteigen die Möglichkeiten der betroffenen

Bevölkerung. Der Bund muss alle seine Mittel einsetzen und damit

auch die Armee.
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